
Tiergartenweg 32a - 32e || 8055 Graz 

Dokumentation

IFA Bauherrenmodell Plus N°495. - TRANCHE 2024 
Ihre geförderte und steuerlich begünstigte Ertragsimmobilie mit Wohnungseigentum.



ALLGEMEINE INFORMATIONEN

Diese Unterlagen bieten einen allgemeinen Überblick sowie Informationen über das konkrete Angebot. 

Der Inhalt wurde gewissenhaft unter Berücksichtigung der derzeitigen Marktverhältnisse, Gesetzesgrundlagen, Erfahrungswerte 
aus der Vergangenheit u.a.m. zusammengestellt. Es kann keine Gewähr übernommen werden, dass sich derzeit nicht abschätz-
bare Veränderungen in Zukunft ergeben können, die das Ergebnis einer derartigen Beteiligung beeinflussen. Bei den angeführten 
Beträgen und Flächen handelt es sich um gerundete Werte.  
Die Beteiligung an einem Bauherrenmodell entspricht nicht dem üblichen Kauf einer bereits fertig gestellten Immobilie. Der/
die Bauherr:in ist vielmehr „unternehmerisch“ tätig. Im Zuge der Projektentwicklung, Umsetzung, Finanzierung, Vermietung u.a.m. 
können sich Veränderungen ergeben, welche durch geänderte Marktbedingungen, Gesetze oder Beschlüsse der Eigentümer:in-
nen eintreten. In diesen Unterlagen wird der voraussichtliche Ablauf des Investitionsvorhabens beschrieben; dies unter Berück-
sichtigung der Erfahrungswerte aus rd. 500 Bauherrenmodellen, welche durch IFA realisiert wurden. 

Die Zielsetzung, die finanziellen Voraussetzungen, die steuerliche Ausgangssituation u.a.m. sind bei den jeweiligen Bauherr:innen 
verschieden und somit individuell. Es wird unbedingt empfohlen mit Ihrem/Ihrer persönlichen Berater:in sowie Steuerberater:in 
die Auswirkungen auf Ihre individuelle Situation und Lebensplanung zu besprechen und abzustimmen. 

Wir haben uns auf den folgenden Seiten für eine gendergerechte Sprache entschieden. Das heißt, dass wir bei Personen-
bezeichnungen und personenbezogenen Hauptwörtern sowohl die weibliche als auch die männliche grammatikalische Form 
verwenden. 
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INVESTMENT Langfristiges Immobilieninvestment in geförderten Wohnbau, 
IFA Bauherrenmodell N°495

BETEILIGUNG Ertragsinvestment in ein IFA Bauherrenmodell Plus. 
Persönliche Grundbucheintragung und Wohnungseigentums-
begründung nach Baufertigstellung. 

GESAMTINVESTITION 24,9 Mio. Euro
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Das Projekt im Überblick

Zur Umsetzung des Investitionsvorhabens werden entsprechende Projektpartner:innen von den Investor:innen 

direkt beauftragt. Dieses Projekt wurde von IFA bzw. dessen Planer:innen hinsichtlich der Förderungswürdigkeit 

geprüft und es entspricht den grundsätzlichen und förderungsrechtlichen Bestimmungen. Eine rechtskräftige 

Baugenehmigung sowie die Abbruchbewilligung liegen vor.

ERSTVERMIETUNGSGARANTIE:

Für die ersten 12 Monate ab Fertigstellung und Vermietungsbeginn wird eine Erstvermietungsgarantie zu Gunsten 

der Investor:innen abgegeben. Sollte es in diesem Zeitraum zu Leerständen bzw. Mietausfällen kommen, so werden 

die entgangenen Mieteinnahmen in Höhe der kalkulierten Mieten bis maximal 12 Monate getragen. Im Falle einer 

späteren Fertigstellung verschieben sich diese Termine entsprechend.

PROJEKTDATEN:

 9 Abbruch der Altgebäude und Errichtung von Neubauten

 9 Schaffung von 58 Wohneinheiten, mit Terrassen, Balkonen oder Eigengärten und 62 Tiefgaragenplätzen

 9 Ertragsbewerteter Gesamtnutzwert der Liegenschaft: 4.719 m² gemäß Nutzwertgutachten

 9 Geplanter Baubeginn: Juni 2024

 9 Voraussichtliche Fertigstellung: Jänner 2026

 9 Gesamtkosten des Investitionsvorhabens lt. Prognoserechnung: 24.900.000 Euro netto

 9 Allgemeiner Finanzierungsvorschlag: 43% Eigenkapital; 57% Fremdmittel

 9 Realisierung des Investitionsvorhabens durch Kapitalanleger:innen im Rahmen einer Errichtungs- und Ver-
mietungsgemeinschaft

 9 Persönliche Grundbucheintragung, Wohnungseigentumsbegründung nach Baufertigstellung

 9 Gemeinschaftliche Vermietung (Mietenpool) durch beauftragte Hausverwaltung  
Einkunftsart „Vermietung und Verpachtung“

 9 Steuerliche Begünstigungen gemäß Wohnhaussanierungsgesetz; begünstigte Abschreibung (15 Jahre) der 
Bau- und Planungskosten für das Projekt

 9 Nicht rückzahlbare Zuschüsse durch Landesförderung

FESTPREIS:

Festpreis inkl. der Risiken aus der aktuellen Ukraine-Krise sowie der Auswirkungen aus der Covid-19 Pandemie. Aus-

genommen davon sind die Risiken aus dem Werkvertrag wie z.B. Indexveränderung lt. BKI 2020 über 2,5%, Boden- 

bzw. Baugrundrisiko oder auch gesetzliche, förderrechtliche, verordnungsmäßige oder behördliche Auflagen, sowie 

die aliquote Verrechnung der Schaffung von vermietbaren Mehrflächen.
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Mit jedem Immobilieninvestment, das wir realisieren, übernehmen wir Ver-

antwortung. Gegenüber unseren Anleger:innen und Mieter:innen, aber auch 

gegenüber unserer Umwelt. Und wir übernehmen sie gerne.

Tiergartenweg 32:
langfristig nachhaltig

 9 Nachverdichtung anstelle weiterer Bodenversiegelung

 9 Optimale Flächennutzung

 9 Modernste Energiestandards

 9 Gemeinschaftsgarten

 9 Photovoltaik-Anlage vorbereitet
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Projekte, die entsprechend der anwendbaren Förder-

richtlinien für Wohnbau und Wohnhaussanierungen so-

zial- und familienpolitische Ziele erreichen.

LEISTBARER WOHNRAUM

Die Umweltperformance des (fertiggestellten) Gebäudes 

wird durch eine nationale oder internationale Gebäudezerti-

fizierung bzw. durch die Erfüllung der Kriterien der EU-Taxo-

nomie bestätigt.

UMWELTFREUNDLICHE GEBÄUDE

IFA konzipiert Immobilienprojekte nach höchsten Standards, im Einklang 

mit städtebaulichen Anforderungen und immer unter Berücksichtigung öko-

logischer, ökonomischer, gesellschaftlicher und sozialer Aspekte. Für die Nach-

haltigkeitsstrategie der IFA AG sind die Sustainable Development Goals (SDG) 

der Agenda 2030 die wichtigste Grundlage. Der Fokus liegt dabei auf jenen 

SDGs, bei denen IFA einen relevanten Beitrag für die Umwelt und Gesellschaft 

leisten kann.

Nachhaltigkeit der IFA AG
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Tiergartenweg 32a - 32e
8055 GRAZ

Dieses 495. Bauherrenmodell der IFA befindet 

sich in Puntigam, dem 17. und jüngsten Bezirk von 

Graz. Gelegen im Süden, ist Puntigam aktuell der 

am stärksten wachsende Bezirk von Graz. Das 

vielseitige Angebot, gute Anbindung und ab-

wechslungsreiche Freizeitmöglichkeiten entlang 

der Mur garantieren höchste Lebensqualität.
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Optimale Lage
Der Standort „Tiergartenweg 32” überzeugt durch seine Lage und bie-

tet ein attraktives Wohnumfeld mit umfassender Infrastruktur.

NAHVERSORGER

Supermarkt (Spar) 415 m

Supermarkt (Lidl) 545 m 

Bäckerei 560 m

Bipa 580 m

KINDERGÄRTEN | SCHULEN

Kindergruppe Hatschipuh 720 m 

Kindergarten Andersengasse 750 m

Volksschule Triester 860 m

Mittelschule Dr. Renner 895 m

ÖFFENTLICHE VERKEHRSMITTEL

Bus Am Innovationspark (650, 671) 140 m

Straßenbahn Plachelhofstraße (5) 530 m

Zugbahnhof Graz Puntigam
(D, REX, REX 51, S 5, S6) 1.290 m

ÄRZTE | APOTHEKEN

Apotheke 625 m

Zahnarzt 745 m

Allgemeinmediziner 995 m

LKH Graz II 1.300 m

FREIZEIT | UNTERHALTUNG

Sportcenter 560 m

Puchsteg und Parks 690 m

Stadtstrand Graz 730 m

Veranstaltungszentrum Seifenfabrik 805 m
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BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG GRAZ

Quelle: Statistik Austria

Graz

Plus 15% innerhalb der letzten Jahre: Graz ist neben Wien die am schnellsten wachsende Stadt Österreichs. Der Be-

zirk Puntigam ist als jüngster Bezirk von Graz besonders beliebt. In wenigen Minuten erreicht man zu Fuß oder mit 

dem Fahrrad herrliche Parks oder das neu gestaltete Naherholungsgebiet an der Mur - mit Stadtstrand, Bootsverleih, 

Gastronomie, Veranstaltungszentrum Seifenfabrik und vielfältigen Freizeitmöglichkeiten.

BELIEBTER WOHNBEZIRK PUNTIGAM
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So funktioniert ein  
Bauherrenmodell

BILDUNG EINER BAUHERR:INNENGEMEINSCHAFT   

Investor:innen bilden eine Bauherr:innengemeinschaft. 

KAUF EINER IMMOBILIE ODER EINES GRUNDSTÜCKS 

Die Bauherr:innengemeinschaft erwirbt gemeinsam ein Objekt. Die An-

teile der Investor:innen werden, abhängig von der rechtlichen Struktur,  

ins Grundbuch/Firmenbuch eingetragen. Abstimmung des Projekts mit 

den zuständigen Behörden und Partner:innen. 

BAU ODER SANIERUNG   

Neubau oder Sanierung des Gebäudes, Investor:innen profitieren  

von öffentlichen Förderungen, steuerlicher Optimierung und  

begünstigter Abschreibung.

VERMIETUNG   

Geförderter Wohnbau und leistbare, indexierte Mieten garantieren 

einen hohen Vermietungsgrad, der gemeinsame Mietenpool schafft 

Sicherheit ohne Einzelvermietungsrisiko. Für Investor:innen bedeutet 

das langfristig attraktive Renditen durch stabile Mieteinnahmen. 

ALLGEMEINE INFORMATIONEN



WESENTLICHE VORTEILE FÜR INVESTOR:INNEN 

 9 Sicherheit durch persönliche Grundbucheintragung

 9 Entscheidungsgewalt durch grundbücherliches Eigentum (Regelungen im Vertrag der Errichtungs- und Ver-

mietungsgemeinschaft)

 9 Inflationsschutz durch Indexierung der Mieteinnahmen 

 9 Transparenz und laufende Information 

 9 Vermietungsgemeinschaft (Risikominimierung durch Mietenpool) 

 9 Beschleunigte Abschreibung (1/15 AfA für Bau- u. Nebenkosten) gemäß Wohnhaussanierungsgesetz

 9 Berechtigung zum Vorsteuerabzug (Unternehmereigenschaft) 

 9 Niedrige Betriebskosten wegen neuer, energieeffizienter Bausubstanz 

 9 Individuelle Finanzierungsgestaltung für den/die Investor:in (Barbeteiligung möglich) 

 9 Arbeitsfreies Zusatzeinkommen durch professionelles Immobilienmanagement inkl. Vermietung & Verwaltung

KEINE CHANCEN OHNE WIRTSCHAFTLICHES RISIKO 

 9 Änderung der Markt- & Gesetzeslage (z.B. Mieternachfrage, steuerliche oder förderungsrechtliche Änderungen) 

 9 Risiken aus dem Werkvertrag (z.B. Bodenrisiko, behördliche oder verordnungsmäßige Anordnungen oder 

Auflagen, Indexveränderungen lt. BKI 2020 über 2,5%, sowie die aliquote Verrechnung der Schaffung von 

Mehrflächen).

 9 Finanzierungsrisiken (z.B. Zinserhöhung, Mieterausfall) 

 9 Immobilienspezifische Risiken (z.B. Leerstand, Vermietungsrisiko, Instandhaltungs- & Instandsetzungsrisiko) 

 9 Zeitliche Risiken (z.B. Behördenverfahren, Bauzeitzinsen) 

RAHMENBEDINGUNGEN 

Das Bauherrenmodell Plus ist eine Immobilienveranlagung für Privatinvestor:innen zur Revitalisierung bzw. Errichtung 

innerstädtischer Bausubstanz. Soweit die Herstellungskosten dem Denkmalschutz-, dem Wohnhaussanierungs- 

oder dem Mietrechtsgesetz §§ 3-5 unterliegen, gewährt der/die Gesetzgeber:in den Investor:innen (= Errichtungs- 

und Vermietungsgemeinschaft) eine verkürzte Abschreibungsmöglichkeit über 15 Jahre (normalerweise 67 Jahre). 

FUNKTIONSWEISE 

Mehrere Personen erwerben individuelle Anteile an einer Liegenschaft, schließen sich zu einer Errichtungs- und 

Vermietungsgemeinschaft zusammen, um das bestehende Altgebäude abzubrechen und einen Neubau zu errich-

ten. Nach Fertigstellung erfolgt eine gemeinsame, langfristige (zumindest auf die Dauer von 20 Jahren ab Vermie-

tungsbeginn) und nachhaltige Vermietung. Nach Baufertigstellung wird die Parifizierung entsprechend dem vorlie-

genden Nutzwertgutachten durchgeführt.

Die Beteiligung an einem Bauherrenmodell Plus soll ein langfristiges, wertgesichertes und arbeitsfreies Zusatz-
einkommen ermöglichen. Zur Erreichung dieses Zieles werden erfahrene Professionist:innen beauftragt, um für die 

Privatinvestor:innen nahezu keinen persönlichen Aufwand, bei gleichzeitig voller Transparenz und Entscheidungs-

gewalt zu gewährleisten. 

ZIELSETZUNG

Immobilienbesitz mit System
DAS BAUHERRENMODELL PLUS
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KALKULIERTE MIETEINNAHMEN NACH FERTIGSTELLUNG

Gemäß Liebhabereirichtlinien sind in Fällen gesetzlicher Einnahmenbeschränkungen (wie z.B. 
Richtwertmieten oder förderungsrechtliche Einschränkungen) fiktive marktkonforme Mieteinnah-
men anzusetzen. 

Die fiktiven Mieten werden für die Totalgewinnberechnung unter Berücksichtigung der Indexan-
passung bis zur Fertigstellung mit einem Wert von 11,96 Euro netto/m² angesetzt.

Anzahl

58 Wohnungen 3.696 m²

Nutzfläche

7,27

Miete

62 Tiefgaragenplätze 50,00

Gesamteinnahmen monatlich 29.970 EUR
Gesamteinnahmen jährlich 359.000 EUR

Mieteinnahmen

3.100 EUR
26.870 EUR

EUR
EUR

Anzahl

58 Wohnungen 3.696 m²

Nutzfläche

11,96

Miete

62 Tiefgaragenplätze 50,00

Gesamteinnahmen monatlich 47.305 EUR
Gesamteinnahmen jährlich 568.000 EUR

Mieteinnahmen

3.100 EUR
44.205 EUR

EUR
EUR

FIKTIVE MIETEINNAHMEN

Gemäß Förderungsbestimmungen können auf die Dauer der Förderung (15 Jahre) 2/3 des Richt-
wertes, das sind derzeit monatlich 6,14 Euro/m² als Miete verrechnet und zusätzlich noch Erhalt-
sungsbeiträge von monatlich 0,56 Euro/m² angesetzt werden. Unter Berücksichtigung der Index-
steigerung bis zur Fertigstellung beträgt die Miete voraussichtlich rund 7,27 Euro/m².

Es wird  eine Förderung beim Land Steiermark beantragt. Gemäß Förderrichtlinien werden über 
einen Zeitraum von 15 Jahren jährliche Zuschüsse in Höhe voraussichtlich von 112.000 Euro 
gewährt (entspricht monatlich 2,53 Euro/m²).

Weiters werden gemäß Förderungsrichtlinien des Landes Steiermark einmalige Förderungsbeiträ-
ge für Küchenausstattung in Höhe von max. 1.500 Euro je Wohnung gewährt.

Falls das geförderte Bankendarlehen bzw. der Förderungsbeitrag für die Küchenausstattung in 
einer geringeren Höhe als angenommen oder nicht gewährt werden, ist eine entsprechende Er-
höhung des Eigenkapitals erforderlich.

6 Wohnungen bis 55 m² 50.000
52 Wohnungen 70.000

gefördertes Bankendarlehen 3.940.000 EUR

3.640.000 EUR
300.000 EUR

EUR
EUR

FÖRDERUNG

über 55 m²
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Die Mehrwertsteuer wird bei anerkannter Unternehmer:inneneigenschaft vom Betriebsfinanzamt rückgefordert.
Nettopreis bezogen auf eine ertragsbewertete Nutzfläche von 4.719 m² gemäß Nutzwertgutachten.
Vorbehaltlich der Beschlussfassung durch die Eigentümer:innen. 

* 

** 

***

NICHT ENTHALTEN SIND:

 9 Kosten aufgrund nicht bekannter behördlicher Auflagen

 9 Erwerbsnebenkosten, wie Grunderwerbsteuer, Eintragungsgebühr und Kaufvertragserrichtung

 9 Finanzierungskosten und Eintragungsgebühr sowie Bauzeitzinsen

 9 Erhöhung des Finanzierungsaufwandes (z.B. Bauzeitzinsen) bei verlängerter Investitionsphase bzw. Ände-
rungen des Zinssatzes

 9 Kosten aufgrund zusätzlich erforderlicher baulicher Maßnahmen (Boden- und statisches Risiko)

 9 Allfällige Erhöhung des Finanzierungsvolumens gemäß Beschlüssen der Eigentümer:innen

VORAUSSICHTLICHER INVESTITIONSPLAN

netto * Preis/m² **

Kaufpreis Grundstück und Altgebäude 4.250.000 EUR 901 EUR

Generalplanung | Bau- u. Baunebenkosten |  
wirtschaftliche | rechtliche | steuerliche Konzeption

15.960.000 EUR 3.382 EUR

Wirtschaftliche Betreuung 1.150.000 EUR 244 EUR

Laufende Steuerberatung in Investitionsphase *** 40.000 EUR 8 EUR

Hausverwaltung | Erstvermietung 365.000 EUR 77 EUR

Förderungsbeitrag Küchenausstattung - 87.000 EUR - 18 EUR

Finanzierungsbeschaffung und -bearbeitung |
Förderungsabwicklung

420.000 EUR 89 EUR

Gesamtinvestitionssumme ohne  
Erwerbsneben- u. Finanzierungskosten

22.089.000 EUR 4.683 EUR
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VORAUSSICHTLICHER INVESTITIONSPLAN 
Inklusive Erwerbsneben- und Finanzierungskosten

netto

Gesamtinvestitionssumme 
ohne Erwerbs- u. Finanzierungskosten 

22.098.000 EUR

Erwerbsnebenkosten * 1.260.000 EUR

Gebühren 160.000 EUR

Bauzeitzinsen ** 1.212.252 EUR

Reserve 139.748 EUR

Gesamtinvestitionssumme 24.900.000 EUR

Beratungshonorar 373.500 EUR

Gesamtinvestitionssumme inkl. Beratungshonorar 25.273.500 EUR

Erwerbsnebenkosten
Grunderwerbsteuer 3,5% 

Eintragungsgebühr 1,1%

Rechtliche Vertretung und Barauslagen

Treuhandschaft für Finanzierung

Reserve

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

886.517

278.620

64.863

20.000

10.000

1.260.000

** 

* 

Die Berechnung der Bauzeitzinsen beruht auf einem angenommenen Baubeginn im Sommer 2024 und einem 
Tilgungsbeginn im Mai 2026, einem Zinssatz von 4,29% p.a. zzgl. Spesen und Gebühren und einem Eigenkapital 
von 10.726.500 Euro (exklusive Beratungshonorar). Durch eine verspätete Fertigstellung, eine Verschiebung des 
Mittelabflussplanes oder Zinsanpassungen können sich Änderungen ergeben.

KREDITZEICHNUNG
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FINANZIERUNGSVORSCHLAG
vorbehaltlich der Beschlussfassung durch die Eigentümer:innen

Eigenkapital 2024 (inkl. Beratungshonorar)
- Einzahlung vor Konstituierung

Eigenkapital 2025
- Einzahlung 30.06.2025

5.550.000

5.550.000

EUR

EUR

Fremdkapital * 14.173.500 EUR

voraussichtliche Gesamtinvestitionssumme 25.273.500 EUR

netto

* Für die Endfinanzierung ab 01.05.2026 wurden in den Prognoserechnungen folgende 
Konditionen angenommen:
• Bankdarlehen 10.233.500 Euro
• Kalkulierter Zinssatz 4,29% p.a. zzgl. Spesen und Gebühren  
• Laufzeit 10 Jahre ab 01.05.2026
• Bankdarlehen gefördert 3.940.000 Euro
• kalkulierter Zinssatz 4,29% p.a. ab 01.05.2026 .zzgl.  Spesen und Gebühren
• Laufzeit 15 Jahre

Falls das geförderte Bankdarlehen bzw. der Förderungsbeitrag für die Küchenausstattung in einer geringeren 
Höhe als angenommen oder nicht gewährt werden, ist eine entsprechende Erhöhung des Eigenkapitals er-
forderlich.
Die rund 57%-ige Fremdfinanzierung stellt lediglich einen Vorschlag dar.  
Die endgültige Finanzierung wird von den Eigentümer:innen anlässlich der Konstituierung beschlossen.

KREDITZEICHNUNG
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Das Gesamtinvestitionsvolumen beinhaltet alle Erwerbsnebenkosten wie Grunderwerbsteuer, Kaufvertragskosten, Eintragungs- 
und Notargebühren sowie die möglichen Finanzierungskosten bei finanzierten Varianten und 1,5% Beratungshonorar.

*

Es handelt sich um Durchschnittswerte über die Jahre 2026 - 2041. Die Werte für die einzelnen Jahre sind der Liquiditätsprognose 
zu entnehmen. Angenommene Steuerprogression von 50% ab dem Jahr 2024.

Bankdarlehen in Höhe von 10.233.500 Euro mit einer Laufzeit von 10 Jahren ab 01.05.2026, kalkulierter Zinssatz mit 4,29% p.a. zzgl. 
Spesen und Gebühren.

Gesamtsumme der Steuerrückflüsse aus der Bauphase, siehe steuerliche Prognoserechnung. Die Zusammensetzung dieser 
Abschreibungen ist der ausführlichen Projektdokumentation zu entnehmen.

**

***

*****

Bankdarlehen gefördert in Höhe von 3.940.000 Euro mit einer Laufzeit von 15 Jahren ab 01.05.2026, kalkulierter Zinssatz  
4,29% p.a. ab 01.05.2026 zzgl. Spesen und Gebühren.

****

PROGNOSERECHNUNG
4.719 Eigentumsanteile | Gesamtinvestitionsvolumen netto (ohne Umsatzsteuer): 25.273.500*

Die Prognoserechnungen stützen sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse und die gesetzlichen sowie steuerlichen und mietrechtlichen Bestimmungen. 
Änderungen der kalkulierten Mieteinnahmen, Zinsen, Nebenkosten usw. können sich negativ oder positiv auf den Ertrag auswirken. Für die steuerliche Anerkennung, 
gesetzliche Änderungen der Marktverhältnisse wird keine Haftung übernommen.

KREDITZEICHNUNG
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PROGNOSERECHNUNG
4.719 Eigentumsanteile | Liquiditätsprognose

Nettoeinnahmen / Aufwand abzüglich Darlehensannuitäten MIT Berücksichtigung der Steuer

angenommene Steuerprogression von 50% ab dem Jahr 2024

Nettoeinnahmen / Aufwand abzüglich Darlehensannuitäten OHNE Berücksichtigung der Steuer**

***

****

kumulierter Eigenaufwand nach Steuer*****

Laufende nicht rückzahlbare Zuschüsse in Höhe von voraussichtlich 112.000 Euro p.a. (15 Jahre). Diese Zuschüsse reduzieren die 
steuerliche Bemessungsgrundlage.

*

Die Prognoserechnungen stützen sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse und die gesetzlichen sowie steuerlichen und mietrechtlichen Bestimmungen. 
Änderungen der kalkulierten Mieteinnahmen, Zinsen, Nebenkosten usw. können sich negativ oder positiv auf den Ertrag auswirken. Für die steuerliche Anerkennung, 
gesetzliche Änderungen der Marktverhältnisse wird keine Haftung übernommen.

KREDITZEICHNUNG
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PROGNOSERECHNUNG
4.719 Eigentumsanteile | Steuerliche Prognoserechnung

Kalkulierte Mieteinnahmen ab 01.05.2026 in Höhe von rd. 359.000 Euro p.a. Die angenommene Indexierung beträgt 2,5% ab dem 
Jahr 2028. Nach Ablauf der Förderung (15 Jahre) erfolgt der Ansatz einer angemessenen marktkonformen Miete.

*

Das steuerliche Ergebnis wurde u.a. auf Basis des angesetzten Zinssatzes ab 01.05.2026 berechnet. Da der tatsächlich zur 
Verrechnung gelangende Zinssatz niedriger oder höher sein kann, kann sich das tatsächliche steuerliche Ergebnis entsprechend 
verändern.

Nach Erfahrungswerten prognostizierte veränderliche Eigentümer:innenkosten: Verwaltungskosten 4,5% (Steuerberatung, 
Investor:innenbetreuung, Vermietungsprovisionen, Bankspesen usw.), Leerstehung und Mietausfall 4,0%, Instandhaltungs- und 
Reparaturkosten gemäß Wartungserlass 2021 (Erlass BMF/Liebhabereirichtlinien). Es kann zwischen den genannten Kostenarten zu 
Verschiebungen kommen. Aus den Instandhaltungskosten wird eine Rücklage in Höhe von 0,30€/m² p.m. gebildet Eine Erhöhung 
dieser Rücklage kann bei Bedarf von der EVG beschlossen werden. 

**

***

Die Prognoserechnungen stützen sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse und die gesetzlichen sowie steuerlichen und mietrechtlichen Bestimmungen. 
Änderungen der kalkulierten Mieteinnahmen, Zinsen, Nebenkosten usw. können sich negativ oder positiv auf den Ertrag auswirken. Für die steuerliche Anerkennung, 
gesetzliche Änderungen der Marktverhältnisse wird keine Haftung übernommen.

KREDITZEICHNUNG
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PROGNOSERECHNUNG
4.719 Eigentumsanteile | Kreditübersicht

Die Prognoserechnungen stützen sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse und die gesetzlichen sowie steuerlichen und mietrechtlichen Bestimmungen. 
Änderungen der kalkulierten Mieteinnahmen, Zinsen, Nebenkosten usw. können sich negativ oder positiv auf den Ertrag auswirken. Für die steuerliche Anerkennung, 
gesetzliche Änderungen der Marktverhältnisse wird keine Haftung übernommen.

KREDITZEICHNUNG
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PROGNOSERECHNUNG
4.719 Eigentumsanteile | Totalgewinnberechnung

Die Prognoserechnungen stützen sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse und die gesetzlichen sowie steuerlichen und mietrechtlichen 
Bestimmungen. Änderungen der kalkulierten Mieteinnahmen, Zinsen, Nebenkosten usw. können sich negativ oder positiv auf den Ertrag auswirken. Für die 
steuerliche Anerkennung, gesetzliche Änderungen sowie Änderungen der Marktverhältnisse wird keine Haftung übernommen. Auf Basis der dargestellten 
Wirtschaftlichkeitsberechnung und unter Zugrundlegung einer Normalabschreibung von 1,50% ergibt sich voraussichtlich im 20. Jahr ein steuerlicher Totalgewinn.

Fiktive marktkonforme Mieteinnahmen ab 01.05.2026 in Höhe von 568.000 Euro p.a. Die angenommene Indexierung beträgt 
2,5% p.a ab dem Jahr 2028.

*

Nach Erfahrungswerten prognostizierte veränderliche Eigentümer:innenkosten: Verwaltungskosten 4,5% (Steuerberatung, 
Investor:innenbetreuung, Vermietungsprovisionen, Bankspesen usw.), Leerstehung und Mietausfall 4,0%, Instandhaltungs- und 
Reparaturkosten gemäß Wartungserlass 2021 (Erlass BMF/Liebhabereirichtlinien). Es kann zwischen den genannten Kostenarten zu 
Verschiebungen kommen. Aus den Instandhaltungskosten wird eine Rücklage in Höhe von 0,30€/m² p.m. gebildet Eine Erhöhung 
dieser Rücklage kann bei Bedarf von der EVG beschlossen werden. 

**

KREDITZEICHNUNG
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ERLÄUTERUNGEN PROGNOSERECHNUNG

UMSATZSTEUER

Die Umsatzsteuer für die 
Mieteinnahmen und Nebenkosten 

wurde außer Ansatz gelassen.

NETTOEINNAHMEN

Miete inklusive Zuschuss  
abzüglich Nebenkosten.

HAUSVERWALTUNG/NEBENKOSTEN

Die Kosten der Hausverwaltung werden im Rahmen der Betriebskostenabrechnung (ausgenommen bei Leers-
tehungen) den Mieter:innen in Rechnung gestellt. Die ausgewiesenen Nebenkosten (Steuerberatungskosten, 
Investor:innenbetreuung usw.) sind von den Eigentümer:innen zu tragen. Diese werden prozentuell von den Miet-
einnahmen kalkuliert: 4,5% Verwaltungskosten (Steuerberatung, Investor:innenbetreuung, Vermietungsprovisionen, 
Bankspesen usw.), Leerstehung und Mietausfall 4,0%, Instandhaltungs- und Reparaturkosten gemäß Wartungser-
lass 2021 (Erlass BMF/Liebhabereirichtlinien).

MIETEINNAHMEN | ZUSCHÜSSE

Die Mieteinnahmen wurden ab geplanter Vollvermietung (voraussichtlich 01.05.2026) mit 359.000 Euro p.a. kalku-
liert. Die angenommene Indexsteigerung beträgt 2,5% ab dem Jahr 2028. 
Für die steuerliche Betrachtungsweise werden fiktive Mieten von 568.000 Euro p.a. angesetzt.

STEUERPROGRESSION

Es wurde ein 50%-iger  
Steuersatz zu Grunde gelegt.

STEUERLICHER TOTALGEWINN

Auf Basis der dargestellten Wirtschaftlichkeitsvorschau und unter Zugrundelegung einer Normalabschreibung von 
1,5% sowie dem Ansatz von fiktiven marktkonformen Mieten ergibt sich für die Errichtungs- und Vermietungsge-
meinschaft voraussichtlich im 20. Jahr ein steuerlicher Totalgewinn.

ENDFINANZIERUNG

Für die Endfinanzierung ab 01.05.2026 wurden folgende Konditionen angenommen:

 9 Bankdarlehen 10.233.500 Euro

 9 kalkulierter Zinssatz mit 4,29% p.a. zzgl. Spesen und Gebühren 

 9 Laufzeit 10 Jahre ab 01.05.2026

 9 Bankdarlehen gefördert 3.940.000 Euro 

 9 kalkulierter Zinssatz 4,29% p.a. ab 01.05.2026 zzgl. Spesen und Gebühren

 9 Laufzeit 15 Jahre

Falls das geförderte Bankdarlehen in einer geringeren Höhe als angenommen oder nicht gewährt wird, ist eine 
entsprechende Erhöhung des Eigenkapitals erforderlich. 
Die Fremdmittel werden den einzelnen Eigentümer:innen zugerechnet; es sind daher - nach Fertigstellung des 
Investitionsvorhabens - auch die laufenden Tilgungs- und Zinsaufwendungen abzüglich der anteiligen Nettoent-
nahmen von diesen direkt zu tragen.

KREDITZEICHNUNG
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Bei den o.a. gerundeten Werten handelt es sich um Prognosen, die auf der derzeitigen Markt- und Rechtslage bzw. Verwaltungspraxis 
basieren und demgemäß veränderlich sind (z.B. geänderte Abflüsse von Planungs- und Baukosten).

2.722.000 EUR

989.900

STEUERLICHES ERGEBNIS 

2025

Erwerbsnebenkosten

Baukosten
Planung | technische Betreuung 91.900

841.900

68.400
EUR
EUR

EUR

wirtschaftliche | rechtliche | steuerliche Konzeption 130.000 EUR
Auftrag und Vollmacht | wirtschaftliche Betreuung 76.700 EUR
Bauzeitzinsen bis 30.04.2026 222.000 EUR
Beratungshonorar 24.900 EUR

1.338.000 EUR

2024

Erwerbsnebenkosten
Planung | technische Betreuung 59.000

68.400

Bauzeitzinsen bis 31.12.2025
24.900

EUR
EUR

EUR

wirtschaftliche | rechtliche | steuerliche Konzeption 130.000 EUR

Treuhandschaft für Finanzierung 20.000 EUR
Auftrag und Vollmacht | wirtschaftliche Betreuung 76.700 EUR

Hausverwaltung | Erstvermietung 310.000 EUR
laufende Steuerberatung 40.000 EUR
Finanzierungsbeschaffung und -bearbeitung | Förderungsabwicklung 420.000 EUR

Baukosten 505.100 EUR

190.000 EURGebühren

Beratungshonoroar
EUR

abzüglich Zuschüsse - 112.000 EUR

Zuschüsse Küchen - 5.800 EUR
abzügliche Zuschüsse - 112.000 EUR

KREDITZEICHNUNG
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VORAUSSICHTLICHER INVESTITIONSPLAN
inklusive Erwerbsneben- und Finanzierungskosten

netto

Gesamtinvestitionssumme 
ohne Erwerbs- u. Finanzierungskosten 

22.098.000 EUR

Erwerbsnebenkosten * 1.260.000 EUR

Gebühren 190.000 EUR

Bauzeitzinsen ** 1.212.252 EUR

Reserve 139.748 EUR

Investitionssumme 24.900.000 EUR

Beratungshonorar 373.500 EUR

abzgl. Barzeichnungsbonus *** - 1.250.000 EUR

Gesamtinvestitionssumme 24.023.500 EUR

*** Der Barzeichnungsbonus ergibt sich durch Einsparungen bei den Bauzeitzinsen, da die gesamten Eigenkapital-
einzahlungen bis zur Konstituierung einbezahlt werden. Zur optimalen Finanzierung des Projekts soll das Eigen-
kapital der Barzeichner:innen vorrangig verwendet werden.

** Die Berechnung der Bauzeitzinsen beruht auf einem angenommenen Baubeginn im Sommer 2024 und einem 
Tilgungsbeginn im Mai 2026, einem Zinssatz von 4,29% p.a. zzgl. Spesen und Gebühren. Durch eine verspätete 
Fertigstellung, eine Verschiebung des Mittelabflussplanes oder Zinsanpassungen können sich Änderungen 
ergeben.

Erwerbsnebenkosten
Grunderwerbsteuer 3,5% 

Eintragungsgebühr 1,1%

Rechtliche Vertretung und Barauslagen

Treuhandschaft für Finanzierung

Reserve

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

EUR

886.517

278.620

64.863

20.000

10.000

1.260.000

* 

BARZEICHNUNG
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Das Gesamtinvestitionsvolumen beinhaltet alle Erwerbsnebenkosten wie Grunderwerbsteuer, Kaufvertragskosten, Eintragungs- 
und Notargebühren sowie 1,5% Beratungshonorar.

*

Es handelt sich um Durchschnittswerte über die Jahre 2026 - 2041. Die Werte für die einzelnen Jahre sind der Liquiditätsprognose 
zu entnehmen. Angenommene Steuerprogression von 50% ab dem Jahr 2024.

Gesamtsumme der Steuerrückflüsse aus der Bauphase, siehe steuerliche Prognoserechnung. Die Zusammensetzung dieser 
Abschreibungen ist der ausführlichen Projektdokumentation zu entnehmen.

**

****

Bankdarlehen gefördert in Höhe von 3.940.000 Euro mit einer Laufzeit von 15 Jahren ab 01.05.2026, kalkulierter Zinssatz 4,29% p.a. 
ab 01.05.2026 zzgl. Spesen und Gebühren. 

***

PROGNOSERECHNUNG
4.719 Eigentumsanteile | Gesamtinvestitionsvolumen netto (ohne Umsatzsteuer): 25.273.500*

Die Prognoserechnungen stützen sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse und die gesetzlichen sowie steuerlichen und mietrechtlichen Bestimmungen. 
Änderungen der kalkulierten Mieteinnahmen, Zinsen, Nebenkosten usw. können sich negativ oder positiv auf den Ertrag auswirken. Für die steuerliche Anerkennung, 
gesetzliche Änderungen der Marktverhältnisse wird keine Haftung übernommen.

BARZEICHNUNG
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PROGNOSERECHNUNG
4.719 Eigentumsanteile | Liquiditätsprognose

Nettoeinnahmen / Aufwand abzüglich Darlehensannuitäten MIT Berücksichtigung der Steuer

angenommene Steuerprogression von 50% ab dem Jahr 2024

Nettoeinnahmen / Aufwand abzüglich Darlehensannuitäten OHNE Berücksichtigung der Steuer**

***

****

kumulierter Eigenaufwand nach Steuer (gebundenes Kapital)*****

Laufende nicht rückzahlbare Zuschüsse in Höhe von voraussichtlich 112.000 Euro p.a. (15 Jahre). Diese Zuschüsse reduzieren die 
steuerliche Bemessungsgrundlage.

*

Die Prognoserechnungen stützen sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse und die gesetzlichen sowie steuerlichen und mietrechtlichen Bestimmungen. 
Änderungen der kalkulierten Mieteinnahmen, Zinsen, Nebenkosten usw. können sich negativ oder positiv auf den Ertrag auswirken. Für die steuerliche Anerkennung, 
gesetzliche Änderungen der Marktverhältnisse wird keine Haftung übernommen.

BARZEICHNUNG
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PROGNOSERECHNUNG
4.719 Eigentumsanteile | Steuerliche Prognoserechnung

Kalkulierte Mieteinnahmen ab 01.05.2026 in Höhe von rd. 359.000 Euro p.a. Die angenommene Indexierung beträgt 2,5% p.a. ab 
dem Jahr 2028. Nach Ablauf der Förderung (15 Jahre) erfolgt der Ansatz einer angemessenen marktkonformen Miete.

*

Nach Erfahrungswerten prognostizierte veränderliche Eigentümer:innenkosten: Verwaltungskosten 4,5% (Steuerberatung, 
Investor:innenbetreuung, Vermietungsprovisionen, Bankspesen usw.), Leerstehung und Mietausfall 4,0%, Instandhaltungs-und 
Reparaturkosten gemäß Wartungserlass 2021 (Erlass BMF/Liebhabereirichtlinien). Es kann zwischen den genannten Kostenarten zu 
Verschiebungen kommen. Aus den Instandhaltungskosten wird eine Rücklage in Höhe von 0,30 €/m² p.m. gebildet. 
Eine Erhöhung dieser Rücklage kann bei Bedarf von der EVG beschlossen werden.

**

Das steuerliche Ergebnis wurde u.a. auf Basis des angesetzten Zinssatzes ab 01.05.2026 berechnet.***

Die Prognoserechnungen stützen sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse und die gesetzlichen sowie steuerlichen und mietrechtlichen Bestimmungen. 
Änderungen der kalkulierten Mieteinnahmen, Zinsen, Nebenkosten usw. können sich negativ oder positiv auf den Ertrag auswirken. Für die steuerliche Anerkennung, 
gesetzliche Änderungen der Marktverhältnisse wird keine Haftung übernommen.

BARZEICHNUNG
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PROGNOSERECHNUNG
4.719 Eigentumsanteile | Kreditübersicht

Die Prognoserechnungen stützen sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse und die gesetzlichen sowie steuerlichen und mietrechtlichen Bestimmungen. 
Änderungen der kalkulierten Mieteinnahmen, Zinsen, Nebenkosten usw. können sich negativ oder positiv auf den Ertrag auswirken. Für die steuerliche Anerkennung, 
gesetzliche Änderungen der Marktverhältnisse wird keine Haftung übernommen.

BARZEICHNUNG
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PROGNOSERECHNUNG
4.719 Eigentumsanteile | Totalgewinnberechnung

Fiktive marktkonforme Mieteinnahmen ab 01.05.2026 in Höhe von 568.000 Euro p.a. Die angenommene Indexierung beträgt 2,5% 
p.a ab dem Jahr 2028.

*

Nach Erfahrungswerten prognostizierte veränderliche Eigentümer:innen Verwaltungskosten 4,5% (Steuerberatung, 
Investorenbetreuung, Vermietungsprovisionen, Bankspesen usw.), Leerstehung und Mietausfall 4,0%, Instandhaltungs- und 
Reparaturkosten gemäß Wartungserlass 2021 (Erlass BMF/Liebhabereirichtlinien). Es kann zwischen den genannten Kostenarten zu 
Verschiebungen kommen. Aus den Instandhaltungskosten wird eine Rücklage in Höhe von 0,30 €/m² p.m.
gebildet. Eine Erhöhung dieser Rücklage kann bei Bedarf von der EVG beschlossen werden.

**

Die Prognoserechnungen stützen sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse und die gesetzlichen sowie steuerlichen und mietrechtlichen 
Bestimmungen. Änderungen der kalkulierten Mieteinnahmen, Zinsen, Nebenkosten usw. können sich negativ oder positiv auf den Ertrag auswirken. Für die 
steuerliche Anerkennung, gesetzliche Änderungen sowie Änderungen der Marktverhältnisse wird keine Haftung übernommen. Auf Basis der dargestellten 
Wirtschaftlichkeitsberechnung und unter Zugrundlegung einer Normalabschreibung von 1,50% ergibt sich voraussichtlich im 10. Jahr ein steuerlicher Totalgewinn.

BARZEICHNUNG
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ERLÄUTERUNGEN PROGNOSERECHNUNG BARZEICHNUNG

HAUSVERWALTUNG/NEBENKOSTEN

Die Kosten der Hausverwaltung werden im Rahmen der Betriebskostenabrechnung (ausgenommen bei Leers-
tehungen) den Mieter:innen in Rechnung gestellt. Die ausgewiesenen Nebenkosten (Steuerberatungskosten, 
Investor:innenbetreuung usw.) sind von den Eigentümer:innen zu tragen. Diese werden prozentuell von den Miet-
einnahmen kalkuliert: 4,5% Verwaltungskosten (Steuerberatung, Investor:innenbetreuung, Vermietungsprovisionen, 
Bankspesen usw.), Leerstehung und Mietausfall 4,0%, Instandhaltungs- und Reparaturkosten gemäß Wartungser-
lass 2021 (Erlass BMF/Liebhabereirichtlinien).

MIETEINNAHMEN | ZUSCHÜSSE

Die Mieteinnahmen wurden ab geplanter Vollvermietung (voraussichtlich 01.05.2026) mit 359.000 Euro p.a. kalku-
liert. Die angenommene Indexsteigerung beträgt 2,5% p.a. ab dem Jahr 2028.
Für die steuerliche Betrachtungsweise werden fiktive Mieten von 568.000 Euro p.a. angesetzt.

STEUERLICHER TOTALGEWINN

Auf Basis der dargestellten Wirtschaftlichkeitsvorschau und unter Zugrundelegung einer Normalabschreibung von 
1,5% sowie dem Ansatz von fiktiven marktkonformen Mieten ergibt sich für die Errichtungs- und Vermietungsge-
meinschaft voraussichtlich im 10. Jahr ein steuerlicher Totalgewinn.

UMSATZSTEUER

Die Umsatzsteuer für die 
Mieteinnahmen und Nebenkosten 

wurde außer Ansatz gelassen.

NETTOEINNAHMEN

Miete inklusive Zuschuss  
abzüglich Nebenkosten.

STEUERPROGRESSION

Es wurde ein 50%-iger  
Steuersatz zu Grunde gelegt.

ENDFINANZIERUNG | FÖRDERDARLEHEN

Für die Endfinanzierung ab 01.05.2026 wurden folgende Konditionen angenommen:

 9 Bankdarlehen gefördert 3.940.000 Euro

 9 kalkulierter Zinssatz 4,29% p.a. ab 01.05.2026 zzgl. Spesen und Gebühren 
(angenommen wurde ein Aufschlag von 1,5% auf den 3-Monats-EURIBOR und dass dieser bis 31.12.2033 max. 
3,25% und ab 01.01.2034 max. 3,0% beträgt) 

 9 Laufzeit 15 Jahre

Falls das geförderte Bankdarlehen in einer geringeren Höhe als angenommen oder nicht gewährt wird, ist eine 
entsprechende Erhöhung des Eigenkapitals erforderlich.  

BARZEICHNUNG
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Bei den o.a. gerundeten Werten handelt es sich um Prognosen, die auf der derzeitigen Markt- und Rechtslage bzw. Verwaltungspraxis 
basieren und demgemäß veränderlich sind (z.B. geänderte Abflüsse von Planungs- und Baukosten).

STEUERLICHES ERGEBNIS 

1.685.000 EUR

Beratungshonorar 

2024

Erwerbsnebenkosten
Planung | technische Betreuung 59.000

68.400

142.900

EUR
EUR

EUR

wirtschaftliche | rechtliche | steuerliche Konzeption
505.100 EUR

Treuhandschaft für Finanzierung
76.700 EURAuftrag und Vollmacht | wirtschaftliche Betreuung

130.000 EUR

Hausverwaltung | Erstvermietung
20.000 EUR

laufende Steuerberatung
310.000 EUR

Finanzierungsbeschaffung und -bearbeitung | Förderungsabwicklung 
40.000 EUR

2025

Erwerbsnebenkosten

Baukosten
Planung | technische Betreuung 91.900

841.900

68.400
EUR
EUR

EUR

wirtschaftliche | rechtliche | steuerliche Konzeption 130.000 EUR

Geldverkehrsspesen & Bauzeitzinsen 57.000 EUR
Auftrag und Vollmacht | wirtschaftliche Betreuung 76.700 EUR

Beratungshonorar 24.900 EUR
Zuschüsse Küchen - 5.800 EUR
abzüglich Zuschüsse - 112.000 EUR

1.173.000 EUR

Baukosten

abzüglich Zuschüsse

420.000 EUR

24.900 EUR
- 112.000 EUR

Geldverkehrsspesen & Bauzeitzinsen

BARZEICHNUNG
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RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN

KAUF DER LIEGENSCHAFT

Jeder Kaufinteressent/jede Kaufinteressentin erwirbt 
einen individuellen Anteil (ideelles Eigentum) an der 
Liegenschaft Graz | Tiergartenweg 32a - 32e. Die Kauf-
vertragsabwicklung und die grundbücherliche Eintra-
gung des Eigentumsanteils werden von einem/einer 
bevollmächtigten Rechtsanwalt/Rechtsanwältin treu-
händig druchgeführt.

VERTRAG DER ERRICHTUNGS- UND 
VERMIETUNGSGEMEINSCHAFT

Innerhalb einer Errichtungs- und Vermietungsgemein-
schaft ist es erforderlich, dass die wechselseitigen 
Rechte und Pflichten der Eigentümer:innen unterein-
ander vertraglich geregelt werden. Daher erfolgt bei 
Konstituierung die Unterfertigung des gemeinsamen 
Vertrages, der den Eigentümer:innen bereits vor Kauf-
vertragsabschluss zur Kenntnis gebracht wird.

WERKVERTRAG | AUFTRAG | VOLLMACHT

Da der Liegenschaftserwerb unter der Zielsetzung er-
folgt, das bestehende Altgebäude abzubrechen und 
einen Neubau zu errichten und diesen anschließend 
ertragsbringend zu vermieten und verpachten, schlie-
ßen die Eigentümer:innen mit einer Projektgesellschaft 
einen Werkvertrag zur Realisierung dieses Bauvorha-
bens ab. Um eine professionelle Projektabwicklung 
zu gewährleisten wird eine Beratungsgesellschaft 
beauftragt und bevollmächtigt, die Eigentümer:innen 
- projektbezogen - in allen wirtschaftlichen Belangen 
(gegenüber Behörden, Bauunternehmen, Banken usw.) 
zu vertreten.

BEGRÜNDUNG VON WOHNUNGSEIGENTUM

Auf Basis des Nutzwertgutachtens erfolgt nach Fer-
tigstellung des Objektes die Begründung von Woh-
nungseigentum, dem vorausgehend erfolgt die Un-
terfertigung des Wohnungseigentumsvertrages in 
Vertretung der Eigentümer:innen durch den/die be-
vollmächtige(n) Rechtsanwalt/Rechtsanwältin.

KONSTITUIERUNG DER ERRICHTUNGS- UND 
VERMIETUNGSGEMEINSCHAFT 

Sobald für die gesamten Liegenschaftsanteile rechts-
gültig unterfertigte Kaufverträge vorliegen, wird eine 
Eigentümer:innenversammlung einberufen. Da im Rah-
men dieser Versammlung die Konstituierung (Grün-
dung) der „Errichtungs- und Vermietungsgemein-
schaft Graz, Tiergartenweg 32a - 32e GesbR“, erfolgen 
soll und weitere Beschlüsse über den Projektablauf 
- insbesondere Finanzierung und steuerliche Betreu-
ung - und die spätere Vermietung, Verpachtung und 
Verwaltung des Objektes zu fassen sind, müssen da-
bei sämtliche Eigentümer:innen persönlich anwesend 
oder durch eine:n Bevollmächtigte:n vertreten sein.

HAUSVERWALTUNG | STEUERBERATUNG | 
FINANZIERUNG NSGESETZBUCH

Die Entscheidung über die steuerliche Vertretung, Fi-
nanzierung, Gebäudeverwaltung sowie Objektvermie-
tung erfolgt mittels Beschlussfassung bei der Eigentü-
mer:innenversammlung. Zudem beschließen diese 
entsprechende Aufträge zu vergeben bzw. Verträge 
abzuschließen.

RECHTLICHE UND STEUERLICHE GRUNDLAGEN
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AUSZUG AUS DEN STEUERLICHEN GRUNDLAGEN

Zu den detaillierten steuerlichen Auswirkungen wird auf das ausführliche steuerliche Gutachten verwiesen. 

Obenstehende Aussagen basieren auf derzeitiger/n Gesetzeslage, Verordnungen, Erlässen, Verwaltungsübungen etc.; Änderungen - 
auch rückwirkend - bezüglich Werbungskosten, Abschreibungen usw. können jedoch nicht ausgeschlossen werden.

BAUHERRENEIGENSCHAFT

Die Eigentümer:innen gelten im Sinne der Bauherren-
verordnung (BGBl. 321/1990) als „kleine Bauherr:innen“, 
da sie ein bereits weitgehend ausgearbeitetes Kon-
zept zur Realisierung des Investitionsvorhabens er-
werben. Eine „kleine Bauherreneigenschaft“ liegt vor, 
wenn nachfolgende drei Voraussetzungen erfüllt wer-
den:
Erwerb der Eigentumsanteile vor Baubeginn. Detail-
lierte Kostenaufschlüsselung gegenüber der Eigentü-
mer:innen. Wirtschaftliches Risiko darf von den Eigen-
tümer:innen nicht zur Gänze abgewälzt werden (keine 
unzulässigen Preisgarantien).

UNTERNEHMEREIGENSCHAFT IM USTG

Voraussetzung für die Einstufung der Errichtungs- und 
Vermietungsgemeinschaft als Unternehmerin im um-
satzsteuerlichen Sinne ist das Vorliegen einer steuerli-
chen Einkunftsquelle und der „Bauherreneigenschaft“. 
Wie oben erwähnt, erfüllt die Errichtungs- und Ver-
mietungsgemeinschaft beide Voraussetzungen, ist 
daher Unternehmerin im Sinne des UStG und auf-
grund der umsatzsteuerpflichtigen Ausgangsumsätze 
zum Vorsteuerabzug berechtigt.

SOFORTABSETZUNG VON VORAUSZAHLUNGEN

Vorauszahlungen die gemäß § 19 Abs. 3 EStG nicht 
über das Folgejahr hinausgehen und Werbungskosten 
betreffen, die nicht zu den Nebenkosten der Errich-
tung zählen (z.B. Steuerberatung, Bauzeitzinsen), kön-
nen im Jahr der Zahlung sofort abgesetzt werden.

FÜNFZEHNTELABSETZUNG

Die Bau- und Baunebenkosten jener Maßnahmen, für 
die eine Förderungszusicherung vorliegt, können auf
Grund des Wohnhaussanierungsgesetzes gemäß § 28 
Abs. 3 Z 2 EStG auf 15 Jahre verteilt abgesetzt wer-
den. Zusätzlich können alle mit der Errichtung zusam-
menhängenden Nebenkosten, soweit sie nicht sofort 
abgesetzt werden, in die 1/15-Absetzung einbezogen 
werden.

VERLUSTAUSGLEICH

Das „Verlustausgleichsverbot“ gemäß §2 Abs. 2a EStG 
kommt nicht zur Anwendung, da die Erzielung steuer-
licher Vorteile nicht im Vordergrund steht (Rendite 
nach Steuern ist weniger als das Doppelte der Rendite 
vor Steuern; keine Werbung mit Steuervorteilen)

EINKUNFTSQUELLENEIGENSCHAFT

Die Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft stellt 
steuerrechtlich eine Einkunftsquelle (keine Liebhabe-
rei) dar, da sie gemäß Liebhabereiverordnung (BGBl. 
1993/33 idF. BGBl. II 1999/15), den dazu ergangenen 
Durchführungserlässen und Judikatur innerhalb des 
vorgegebenen Kalkulationszeitraumes laut Prognose-
rechnung einen steuerlichen Gesamtgewinn erzielen 
wird. Die Einkünfte sind bei natürlichen Personen der 
Einkunftsart „Vermietung und Verpachtung“ zuzuord-
nen. Für Eigentumsanteile im Privatvermögen (außer-
betrieblicher Bereich) erfolgt die Einkunftsermittlung 
nach dem Zu- und Abflussprinzip.

VERÄUSSERUNG DER EIGENTUMSANTEILE

Eine Veräußerung des Eigentumanteils ist erst nach Er-
reichen des steuerlichen Totalgewinnes (Liebhaberei) 
sinnvoll und wird - auf Basis der derzeitigen Rechts-
lage - bei natürlichen Personen mit dem begünstigten 
Steuersatz der Immobilienertragsteuer besteuert. Da-
bei ist der Wertzuwachs mit 30% zu versteuern.

GRUNDERWERBSTEUER

Da die Eigentümer:innen bereits ein weitgehend ferti-
ges Konzept erwerben, wird die Grunderwerbsteuer 
von den Gesamtkosten des Investitionsvorhabens er-
hoben.

RECHTLICHE UND STEUERLICHE GRUNDLAGEN
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Die Konzeption dieses Investitionsvorhabens beruht 
auf der in Österreich derzeit geltenden Gesetzeslage, 
der herrschenden Verwaltungspraxis sowie der aktu-
ellen Rechtsprechung der österreichischen Höchst-
gerichte und stützt sich auf die zurzeit gegebenen 
Marktverhältnisse. 

Die mit der Konzeption verbundenen steuerlichen 
Rechtsfolgen entsprechen den steuerlichen Geset-
zen, Verordnungen und Richtlinien sowie der derzei-
tigen Verwaltungspraxis (insbesondere Einkommen- 
und Umsatzsteuerrichtlinien). 

Für die steuerliche Anerkennung durch die Finanzbe-
hörde sowie für etwaige Änderungen der Gesetzge-
bung oder Verwaltungspraxis kann jedoch keine Haf-
tung übernommen werden. 
Bei Änderungen der Steuergesetze bzw. der Verwal-
tungspraxis können gegebenenfalls die steuerlichen 
Vorteile ganz oder teilweise wegfallen bzw. sich steu-
erliche Belastungen erhöhen.

Das Finanzierungskonzept sieht für die Kreditzeich-
nung neben den zu leistenden Eigenmitteln auch eine 
Fremdfinanzierung und - ab der Vermietungsphase - 
zusätzliche monatliche Einzahlungen auf das Kredit-
konto (Differenz zwischen Mieteinnahmen und Annu-
itäten) zur Fremdkapitaltilgung vor. 

Die kalkulierten Mieteinnahmen sowie Fremdkapital-
zinsen und Nebenkosten entsprechen der derzeitigen 
Markt- und Gesetzeslage und können sich entspre-
chend verändern, wodurch sich auch die monatlichen 
Nachschussleistungen verändern würden.

Voraussetzung für die Gewährung von Fördermitteln 
gemäß Wohnhaussanierungsgesetz ist unter anderem 
die Lage eines Objektes in einem ausgewiesenen Sa-
nierungszielgebiet bzw. sind qualitative Kriterien (öko-
logische Maßnahmen, Heizwärmebedarf). Das Projekt 
wurde hinsichtlich Förderungswürdigkeit geprüft und 
entspricht den grundsätzlichen förderungsrechtlichen 
Bestimmungen. 

Eine Haftung für die tatsächliche Gewährung oder 
Änderung der Förderung kann nicht übernommen 
werden und trägt das förderrechtliche Risiko der/die 
einzelner Investor:in.

Das wirtschaftliche Risiko ist auf Grund der im Werk-
vertrag enthaltenen Vereinbarungen weitgehend ein-
geschränkt. Durch ein Boden- bzw. Baugrundrisiko, 
oder durch gesetzliche, förderungsrechtliche, verord-
nungsmäßige oder behördliche Anordnungen oder 
Auflagen, sowie durch Baukostenindexerhöhungen lt. 
BKI 2020 über 2,5% und Verrechnung aufgrund der 
Schaffung von vermietbaren Mehrflächen, kann es zu 
erhöhten Gesamtinvestitionskosten kommen. 

Durch eine eventuell notwendige Änderung des Mit-
telabflussplanes oder eine verspätete Rückzahlung 
der Vorsteuer könnten sich die kalkulierten Bauzeit-
zinsen erhöhen. Im Übrigen weisen wir auf das „Infor-
mationsblatt und Risikohinweise“ sowie die darin ent-
haltenen Aussagen hin.

Für Aufwendungen der Errichtungs- und Vermietungs-
gemeinschaft haftet jede:r Eigentümer:in im Innenver-
hältnis grundsätzlich nur im Ausmaß seiner/ihrer An-
teile. Im Außenverhältnis haften die Eigentümer:innen 
für Verbindlichkeiten der Errichtungs- und Vermie-
tungsgemeinschaft solidarisch, sofern nicht ausdrück-
lich eine Anteilshaftung im Verhältnis der Eigentums-
anteile vereinbart wurde.

Nach Fertigstellung wird auf der Liegenschaft Woh-
nungseigentum begründet. Die sodann jedem/jeder 
Eigentümer:in ausschließlich zustehenden Verfü-
gungs-, Nutzungs- und Mitwirkungsrechte werden für 
einen Zeitraum von mindestens 20 Jahren zum Zwe-
cke der gemeinschaftlichen Vermietung der Errich-
tungs- und Vermietungsgemeinschaft (Mietenpool) 
überlassen. Die Aufteilung der Mieteinnahmen sowie 
Annuitätenzuschüsse erfolgt aufgrund der erworbe-
nen Anteile.

RECHTLICHE UND STEUERLICHE GRUNDLAGEN
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Die einzelnen Wohnungseigentumsobjekte bzw. de-
ren Ausführung sind in der Bau- und Ausstattungs-
beschreibung (1), den Wohnungsgrundrissen (2) und 
der Planmappe (3) (als Teil der Verkaufsunterlagen) 
dargestellt. Im Falle von unterschiedlichen Darstellun-
gen bzw. Abweichung der einzelnen Wohnungseigen-
tumsobjekte in den verschiedenen Unterlagen gilt im 
Zweifelsfall vorstehend beschriebene Reihenfolge. 
Die Darstellung von Farben, Ausstattungskomponen-
ten und Oberflächen sind als Orientierung zu verste-
hen. Die Angaben zu Raum- und Wohnungsgrößen 
können sich geringfügig ändern. Bepflanzungen, Mo-
biliar und gezeigte Einrichtungsgegenstände - ausge-
nommen die Küchenzeile - sind Vorschläge und nicht 
Bestandteil der Ausführung.

Im Hinblick auf die Liebhabereiproblematik ist eine 
Veräußerung der Anteile  - vor Erreichen eines steu-
erlichen Totalgewinnes - nicht sinnvoll bzw. steuer-
schädlich. 

Die steuerliche Anerkennung durch die Finanzbehör-
de setzt die Absicht auf langfristige Überschusserzie-
lung voraus.

Die Marktgegebenheiten können sich jederzeit än-
dern, sodass es unter Umständen zu höheren Leer-
ständen bzw. zu einem niedrigeren Mietpreisniveau 
kommen kann, was sich wiederum negativ auf den Er-
trag der Investition auswirkt.

Ferner kann es zu Schäden kommen, die nicht durch 
Versicherungen abgedeckt sind bzw. nicht ersetzt 
werden; diese Kosten müssen gegebenenfalls die In-
vestor:innen tragen.

Dieses Investitionsvorhaben dient der gemeinschaft-
lichen Erzielung von langfristigen Mieteinkünften und 
unterliegt daher - als unternehmerische Tätigkeit 
- nicht den Bestimmungen des Bauträgervertragsge-
setzes und sonstigen Konsument:innenschutzbestim-
mungen i.d.g.F.

Diese Dokumente sind kein Beteiligungsangebot. 
Grundlage für einen Beitritt zur „Errichtungs- und Ver-
mietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a - 32e 
GesbR“ bilden ausschließlich die diesbezüglichen 
Verträge (Kaufvertrag, Werkvertrag, Vertrag der Errich-
tungs- und Vermietungsgemeinschaft, usw.).

Die vorliegenden Unterlagen obliegen nicht der Pros-
pektpflicht gemäß Kapitalmarktgesetz, da die Veran-
lagung in Anteilen von mehr als 100.000 Euro erfolgt.

Individuelle Bedürfnisse und Verhältnisse (z.B. finan-
zielle Verhältnisse, Kenntnisse, Erfahrungen, Risiko-
bereitschaft, Anlageziele etc.) des/der einzelnen In-
vestors/Investorin werden nicht berücksichtigt. Daher 
wird empfohlen, vor Vertragsabschluss die Beratung 
eines Wirtschaftstreuhänders/einer Wirtschaftstreu-
händerin, Steuerberaters/Steuerberaterin bzw. gege-
benenfalls eines Rechtsanwaltes/einer Rechtsanwäl-
tin einzuholen.

RECHTLICHE UND STEUERLICHE GRUNDLAGEN
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IHRE PARTNER:INNEN

Zusammenführung
der Gesellschafter:innen

IFA Institut für  

Anlageberatung AG, Linz

Kaufvertrag |  
Treuhandauftrag

Schreiber & Partner 

Rechtsanwälte Partnerschaft, Wien

Werkvertrag
Freude am Wohnen  

Wohnbau-GmbH, Linz

Konzeption |
Wirtschaftlichkeitsanalysen 
-berechnungen

IFW Immobilien- und 

Finanzierungsberatungs- 

Gesellschaft m.b.H. & Co KG, Linz

Auftrag und
wirtschaftliche Betreuung

IWB Institut für  

Wirtschaftsberatung GmbH, Linz

Planung, Ausschreibung
und Bauaufsicht

Architekt 

DI Michael Kadletz ZT-GmbH, Graz

IFA Institut für  

Anlageberatung AG, Linz

Finanzierungsbeschaffung
und -bearbeitung,
Förderungsabwicklung

PROJEKTPARTNER:INNEN



Ganzheitliches  
Leistungsspektrum 

IFA kann ein ganzheitliches Leistungsspektrum abdecken – ganz im 

Sinne der Investor:innen. Dazu zählen Grundstücksankauf, Planung und 

Durchführung von Investmentprojekten, Erstellung individueller Finan-

zierungskonzepte, Betreuung der Investments und Bauführung, Förde-

rungsabwicklung und steuerliche Beratung, Finanzierungsstruktur sowie 

Asset Management.

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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KONZEPTION & PROJEKTABWICKLUNG  

 9 Akquise von attraktiven Grundstücken und Objekten 

 9 Wirtschaftliche und technische Konzeption des Immobilienprojekts

ABWICKLUNG VON FÖRDERUNGEN

 9 Beantragung und Abwicklung von Förderungen 

 9 Abstimmung des Projekts mit den zuständigen Behörden und Part-

ner:ininen

RECHTLICHE ABWICKLUNG  

 9 Rechtliche Betreuung der Investor:innen beim Ankauf und über den 

gesamten Projektzyklus

FINANZIERUNGSSTRUKTURIERUNG  

 9 Optimierte Finanzierungsstrukturierung des Projekts 

REALISIERUNG DES BAUVORHABENS  

 9 Beauftragung von etablierten Partner:innen und Bauaufsicht 

 9 Einhaltung von Bauzeiten, Baukosten und hohen Qualitätsstandards

STEUERLICHE OPTIMIERUNG & BETREUUNG  

 9 Berücksichtigung aller steuerlichen Begünstigungen 

 9 Laufende Betreuung und Abstimmung mit der beauftragten  

Steuerberatung 

ASSET MANAGEMENT &  
INVESTOR:INNENBETREUUNG  

 9 Sicherstellung einer optimalen Bewirtschaftung des Projekts 

 9 Steuerung sämtlicher Dienstleister:innen (Immobilienmakler:in-

nen,Hausverwaltung, Reinigung, technische Instandhaltung)

 9 Laufende Kommunikation mit Investor:innen und Mieter:innen

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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Die Kernstrategie des IFA Asset Managements ist es, primär auf konzerninterne Dienstleis-
tungspartner:innen zurückzugreifen. Somit können wir eine konstant hohe Qualität sicher-
stellen.

Lebenszykluskosten senken, Erträge sichern. Instandhaltung und Wartung einer Immobilie haben massive Aus-

wirkungen auf deren Lebenszykluskosten. Die Errichtung einer Immobilie beträgt über den gesamten Lebenszyklus 

nur rund 1/3 der anfallenden Kosten; der Rest betreffen die Bewirtschaftung und Kosten für Umbauten und Instand-

haltung. 

Das IFA Asset Management denkt den gesamten Immobilienzyklus mit. Durch die frühzeitige Einbindung von  

unseren SORAVIA-Expert:innen in der Hausverwaltung und der Vermarktung können wir die optimale Nutzung von  

Immobilien erhöhen – von der optimalen Verwertungsstrategie bis hin zu niedrigeren Bewirtschaftungskosten. 

Alles aus einer Hand: IFA als Teil von SORAVIA

Seit mittlerweile 15 Jahren ist IFA AG Teil des SORAVIA-Konzerns. Gemeinsam mit dem Mutterkonzern, einem der 

führenden Immobilienkonzerne in Österreich und Deutschland mit über 140 Jahren Erfahrung und einem realisier-

ten Projektvolumen von über 7 Milliarden Euro, hat IFA Zugriff auf eine Vielzahl von Immobiliendienstleistungen 

innerhalb des Konzerns und genau das macht das IFA Leistungsangebot an Investor:innen so einzigartig. 

Bei der IFA bekommen Investor:innen alles aus einer Hand. Als einziger Player auf dem österreichischen Markt 

können wir die gesamte Immobilienwertschöpfungskette vollumfänglich abdecken. Über die Einbettung in die  

SORAVIA-Gruppe haben wir Zugriff auf jede Expertise, die Investor:innen bei Immobilieninvestments brauchen.  

In vielen Bereichen sind wir Marktführer.

Das IFA Asset Management begleitet Investor:innen über den gesamten Lebenszyklus des 
Immobilienprojekts und stellt sicher, dass Ihr Investment optimal bewirtschaftet wird.

IFA ist der Marktführer für direkte Immobilieninvestments in Österreich mit mehr als vier Jahrzehnten Immobi-

lienerfahrung. Zentraler Bestandteil unseres Leistungsangebots ist dabei, dass IFA Investmentprojekte über den  

gesamten Zyklus optimal gemanagt werden und Investor:innen regelmäßig und transparent informiert werden.

Das IFA Asset Management ist ein Team, bestehend aus erfahrenen Immobilienexpert:innen, das Investor:innen 

vom Zeitpunkt der Zeichnung des Projekts bis hin zum Projektende (dem Erreichen des Totalgewinns bei Bauher-

renmodellen bzw. bei IFA Prime Investments mit dem Verkauf) begleitet. Das Team stellt sicher, dass das Immobi-

lienprojekt über den gesamten Zyklus optimal bewirtschaftet wird und unterstützt Investor:innen beim Erkennen, 

der Analyse und Umsetzung von geeigneten Maßnahmen. Zudem erhalten Investor:innen ein regelmäßiges Repor-

ting zur ihrem Investment sowie Zugang zum IFA Portal, in dem alle relevanten Informationen abgebildet sind.

Das IFA Asset Management 
IHR BEGLEITER ÜBER DEN GESAMTEN INVESTITIONSZYKLUS

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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Weitere Vorteile für Investor:innen sind:

 9 Direkter Zugang zu marktführenden Unternehmen und Sicherstellung einer hohen Quali-
tät der Dienstleistungen

 9 Rascher Zugriff auf Expert:innen Know-How in allen Bereichen

 9 Gesamtheitliche Betrachtungsweise auf Projekte über den gesamten Lebenszyklus

 9 Effiziente Zusammenarbeit von Asset Management und Dienstleister:innen sichert wert-
haltiges Betreiben der Immobilien

 9 Etablierte Prozesse und Schnittstellen zwischen Asset-, Property- und Facility-Manage-
ment sowie ein einheitliches Verständnis für die Ziele gewährleisten die umfassende 
Abwicklung unter einem Dach – ohne Reibungsverluste und mit klarem Fokus auf die 
Investitionsstrategie unserer Investor:Innen

Transparenz: Das IFA Asset Management agiert im Sinne der Investor:innen

Die wichtigsten Dienstleister:innen, mit denen das IFA Asset Management zusammenarbeitet 
sind: 

 9 Hausverwaltung für die tägliche Betreuung der Immobilie

 9 Immobilienmakler:innen zur Sicherstellung einer möglichst hohen Vermietung der Im-
mobilie

 9 Handwerker :innen für Instandhaltung, Wartung und Sanierungsmaßnahmen

 9 Sonstige Expert:innen (z.B. Rechtsanwält:innen, Steuerberater :innen, sonstige  
Berater:innen)

Das IFA Asset Management hat sich bei Beauftragungen für ihre Investor:innen selbst einen 
höchstmöglichen Grad an Transparenz auferlegt. Dafür gibt es eine eigene Richtlinie, auf deren 
Basis das IFA Asset Management und deren Dienstleister :innen im Sinne der Investor:innen 
agieren. 

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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In diesem Zeitraum erhalten Investor:innen ein umfassendes Leistungspaket, sodass das Immobilienprojekt optimal 
gemanagt wird und Investor:innen sich zurücklehnen können.

Sicherstellung der 

Wirtschaftlichkeit des Projekts

 9 Einholung von Mietzins- und Bewertungsgutachten

 9 Vorabanalyse des Projekts hinsichtlich Wirschaftlichkeit für Investor:innen

 9 Steuerliche Konzeptionierung

 9 Organisation und Durchführung der Konstituierung des Projekts für Investor:innen

 9 Präsentation aller für Investor:innen relevanten Informationen inklusive Zugang 
zum IFA Portal

Konstituierung des Projekts

 9 Regelmäßiges Reporting an Investor:innen während der Investitionsphase

 9 Bau-Updates 

 9 Budget-Updates

 9 Schlussbericht bei Fertigstellung

Reporting

 9 Erstellung eines optimalen Verwertungskonzepts für das Immobilienprojekt

 9 Sicherstellung einer Erstvermietung durch Beauftragung und Abstimmung mit 
qualifizierten Maklern:innen

 9 Erstellung von Bewirtschaftungskonzepten

 9 Ggf. Verhandlungen mit gewerblichen Mieter:innen

Planung und Umsetzung  

Verwertungskonzept

 9 Vorbereitung und Durchführung der Bauherr:innenversammlung zur Übergabe der 
fertiggestellten Immobilie

 9 Erstellung Protokoll

 9 Besichtigung des Objekts gemeinsam mit Investor:innen

Übergabe des Immobilienprojekts

 9 Koordination des GewährleistungsmanagementsGewährleistungsmanagement

 9 Beauftragung und Management von Dienstleistern:innen (z.B. Maklern:innen)

 9 Vorbereitung von Beschlüssen für Investor:innen
Management von Dienstleister:innen

INVESTITIONSPHASE / BAU DES IMMOBILIENPROJEKTS

LEISTUNGSKATALOG BAUHERRENMODELL

BAUHERRENMODELLE / IFA PRIME INVESTMENTS (INVESTMENTHORIZONT: 20+ JAHRE)

 1

 2 Erreichung Totalgewinn

Fertigstellung Projekt
Start
Bewirtschaftungsphase

Konstituierung Projekt
Start Investitionsphase

 1

 2

Fertigstellung Projekt
Start
Bewirtschaftungsphase Exit durch Verkauf 3

IFA PRIME INVESTMENTS MIT EXIT (INVESTMENTHORIZONT: 6 BIS 19 JAHRE)

Konstituierung Projekt
Start Investitionsphase

20+ Jahre2 bis 3 Jahre

2 bis 3 Jahre nach 10 bis 15 Jahren

3

Das IFA Asset Management begleitet die Investor:innen ab Konstituierung des Projekts, über die Bewirtschaftungs-

phase bis hin zur Erreichnung des Totalgewinns.

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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BEWIRTSCHAFTUNGPHASE

 9 Koordinierung Leerstandsmanagement von Wohnungen und Geschäftslokalen

 9 Regelmäßige Abstimmung mit Maklern :innen, evtl. Beauftragung von Drittmak-
ler:innen

 9 Setzung von Maßnahmen zur besseren Vermietung bzw. Reduktion von Leerstän-
den in Abstimmung mit Hausverwaltung und Maklern :innen

 9 Aufbereitung von Informationen und ggf. Entscheidungsgrundlagen für Investor:innen

 9 Koordinierung Anhebung des Mietzins bei Förderungsablauf

Sicherstellung der optimalen Bewirt-
schaftung des Projekts

 9 Begleitung Forderungsmanagement und ggf. Verhandlungen mit gewerblichen 
Mieter:innen bei Zahlungsrückständen

 9 Vereinbarung von Zahlungskonditionen

Forderungsmanagement

 9 Koordination von Vermietungsaktivitäten mit der zuständigen FörderstelleAbstimmung mit der Förderstelle

Management von  
Sanierungsleistungen

 9 Identifikation von Sanierungsmaßnahmen in Abstimmung mit der Hausverwaltung 
und Information an Investor:innen

 9 Analyse Finanzierungsbedarf und bei Bedarf Vorschlag zu Finanzierungsmöglich-
keiten

 9 Koordination der Investor:innen zur Beschlussfassung

Liquiditätsmanagement  9 Überwachung Liquiditätsmanagement und Abstimmung von ggf. erforderlichen 
Maßnahmen mit Hausverwaltung

Reporting/ad-hoc Information  9 Erstellung Jahresbericht mit wesentlichen Kennzahlen 

 9 Jährliche Investvorschau in Abstimmung mit der Hausverwaltung

Management von Großsanierungen  9 Identifikation von Großsanierungen und Aufbereitung von Informationen an 
Investor:innen

 9 Beauftragung von externe:n Sachverständige:n und Dienstleister:innen

 9 Analyse Finanzierungsbedarf und bei Bedarf Vorschlag zu Finanzierungsmöglich-
keiten

 9 Analyse der steuerlichen Auswirkungen der Sanierung

Rechtliche Analysen zum Projekt  9 Klärung und Analyse von rechtlichen Themenstellungen

 9 Ggf. Beauftragung externer Gutachter:innen oder Rechtsanwält:innen 

 9 Aufbereitung von Informationen als Entscheidungsgrundlage für Investor:innen

 9 Analyse zur Auswirkung auf die Liquidität und Ertragslage des Objekts

IFA Portal  9 Bereitstellung des IFA Portals

 9 Ablage von sämtlichen relevanten Unterlagen für Investor:innen

ERREICHUNG TOTALGEWINN AUF OBJEKTEBENE

Investor:innen-Veranstaltung  9 Überblick über Handlungsalternativen an Investor:innen

 9 Beibehalten des Investments

 9 Exit des Investments 

 9 Begründung von Wohnungseigentum

IFA Portal  9 Bereitstellung des IFA Portals

 9 Ablage von sämtlichen relevanten Unterlagen für Investor:innen

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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REPORTINGKALENDER

Investor:innen werden während des gesamten Investitionszyklus ihres Investments regelmäßig und transparent 
vom IFA Asset Management und der beauftragten Hausverwaltung informiert.

WÄHEREND DER BAUPHASE

Details Häufigkeit Versender:in

Bau-Updates

Projektbudgetplan

Finaler Projektreport

IN DER BEWIRTSCHAFTUNG BIS ZUR ERREICHUNG DES TOTALGEWINNS

Investmentreport

Investvorschau

Jahresabrechnung

Ad-hoc  
Kommunikation

Informationen zum Bau-
fortschritt inklusive Fotos, 
aktualisiertem Zeitplan und 
nächsten Schritten

1x pro Quartal bis zur 
Fertigstellung

IFA Asset  
Management

Projektbudget inklusive 
Finanzierung, Liquidität und 
geplanten Einnahmen

 9 Projektbudget bei  
Fertigstellung basierend  
auf tatsächlicher  
Rechnungslegung

 9 Individuelle  
Prognoserechnung

~ 6 Monate nach Fertig-
stellung des Projekts

 9 Bei Konstituierung
 9 Aktualisierung bei Be-
darf (bei Vergabe oder 
substantiellen Ände-
rungen in der Planung)

IFA Asset  
Management

IFA Asset  
Management

Report zum Objekt mit den 
wesentlichen Kennzahlen

Informationen zu nötigen In-
vestitionen am Objekt

Einnahmen- und Ausgaben-
rechnung des Objekts von der 

Hausverwaltung

Jährlich

Jährlich

Jährlich

IFA Asset  
Management

IFA Asset Mangagement  
in Zusammenarbeit mit  

der Hausverwaltung

Hausverwaltung

IFA Asset  
ManagementBei BedarfKommunikation mit aktuellen 

Entwicklungen

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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IFA AG
MARKTFÜHRER IN ÖSTERREICH

Mit rund 500 realisierten Projekten ist IFA Marktführer für Immobilieninvestments 

und steueroptimierte Anlagemöglichkeiten in Österreich. Für mehr als 7.900 Inves-

tor:innen verwaltet IFA über 4,1 Mrd. Euro. Seit mehr als 15 Jahren ist IFA Teil der 

SORAVIA Gruppe.

WEITREICHENDE INVESTITIONSMÖGLICHKEITEN

IFA bietet Investor:innen die Chance, in eine Reihe von Produkten mit verschie-

denen Laufzeiten und Rendite-Profilen zu investieren. Dies reicht von geförderten 

Bauherrenmodellen über exklusive Prime Investments bis zu Anleihen.

GANZHEITLICHES LEISTUNGSSPEKTRUM

Mit IFA setzen Sie auf höchste Qualität und bestes Service. Wir decken alle Leis-

tungen zu Ihrem Immobilieninvestment ab und berücksichtigen dabei Ihre persön-

lichen Anlagepräferenzen mit größter Sorgfalt. Eingebettet in die starke Unterneh-

mensgruppe SORAVIA nutzen wir Synergien und Marktstärke zu Ihrem Vorteil. Sie 

profitieren vom gesamten Wertschöpfungszyklus der Immobilie und sparen durch 

unser umfassendes Leistungsspektrum über viele Jahre hinweg Zeit, Aufwand und 

Kosten.

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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495
4,1 Mrd.€

8.577
7.900 zufriedene

Investor:innen

verwaltete
Wohnungen

verwaltetes Vermögen
Assets under Management

realisierte
Immobilienprojekte

Datenbasis Ende 2023. Die Zahlenangaben beziehen sich auf die Vergangenheit 

und sind kein verlässlicher Indikator für künftige Ergebnisse.

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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JAHRZEHNTELANGE IMMOBILIENKOMPETENZ 

IFA hat seit ihrer Gründung 1978 österreichweit bereits rund 500 Projekte 

erfolgreich realisiert. Damit ist das Unternehmen Marktführer für direkte 

Immobilieninvestments in Österreich und verfügt über einzigartige Immo-

bilienkompetenz.

LEISTUNGSSTÄRKE

Mit einem beeindruckenden Track Record von rund 500 fertiggestellten 

Projekten für unsere Investor:innen stellen wir sicher, dass Bauzeit, Bau-

kosten und geplante Flächen eingehalten oder sogar übertroffen werden. 

Nach Fertigstellung werden alle Immobilien von unserem Asset Manage-

ment über den gesamten Lebenszyklus optimal gemanagt. 

GANZHEITLICHES LEISTUNGSSPEKTRUM  

Im Verbund mit dem Mutterkonzern SORAVIA begleitet IFA jedes Immo-

bilienprojekt über die komplette Wertschöpfungskette und hat Zugriff 

auf eine Vielzahl von Immobiliendienstleistungen. So kann IFA im Sinne 

ihrer Investor:innen ein ganzheitliches Leistungsspektrum abdecken. 

NACHHALTIG INVESTIEREN 

Bei IFA legen Investor:innen ihr Vermögen nachhaltig an und sichern es für 

Generationen. Gemeinsam schaffen IFA und ihre Investor:innen in zahlrei-

chen Projekten leistbaren Wohnraum und effiziente, umweltfreundliche 

Gebäude. 

INVESTMENTS FÜR JEDEN ANLAGEHORIZONT 

IFA bietet kurz-, mittel- und langfristige Immobilieninvestments ab 10.000 

Euro. Geförderter Wohnbau, aber auch attraktive Hotel- und Gewerbe-

projekte sowie Quartiersentwicklungen gehören zur Produktpalette. 

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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In bester 
Gesellschaft

Wir sind stolz, so viele Leader und Vordenker:innen zu unseren 

Kund:innen zählen zu dürfen. 41% haben bereits mehrere Inves-

titionen bei IFA getätigt. Aufgrund unserer über 45-jährigen Fir-

mengeschichte setzt oft bereits die zweite oder dritte Genera-

tion einer Familie auf Investments von IFA.

Investitionssummen gesamt

Mediziner:innen 454,4 Mio. Euro

Führungskräfte 394,7 Mio. Euro

Unternehmer:innen 285,3 Mio. Euro

Steuerberater:innen 189,7 Mio. Euro

 Jurist:innen 108,1 Mio. Euro

unserer Anleger:innen
sind Mehrfachzeichner41%

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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Wir übernehmen  
Verantwortung

IFA schafft gemeinsam mit ihren Investor:innen leistbaren Wohn-

raum und effiziente, umweltfreundliche Gebäude. Als wichtiger 

Player am österreichischen Immobilienmarkt ist sich IFA ihrer Ver-

antwortung bewusst und leistet damit u.a. einen positiven Beitrag 

zur Bekämpfung des Klimawandels bzw. zu weniger sozialer Un-

gleichheit. Durch den langen Investitionszeitraum von über 20 Jah-

ren bei vielen Investmentprodukten ist eine nachhaltige Betrach-

tung unverzichtbarer Bestandteil der IFA-Unternehmensstrategie. 

IFA entwickelt Immobilienprojekte nicht nur nach höchsten Stan-

dards und im Einklang mit städtebaulichen Anforderungen, sondern 

auch unter Berücksichtigung ökologischer, ökonomischer, gesell-

schaftlicher und sozialer Aspekte.

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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Environmental |
Der Immobiliensektor ist für rund 40% des globalen 
CO2-Ausstoßes verantwortlich, Städte emittieren mehr 
als 70% der globalen CO2-Emissionen. IFA setzt auf 
effiziente und umweltschonende Bauweise, Kreislauf-
wirtschaft, Flächenschonung und durchdachtes Energie-
management.

UMWELT

Social |
Das geringe Angebot an leistbarem Wohnraum ist 
aktuell eine der größten Herausforderungen europäi-
scher Städte und unserer Gesellschaft. IFA schafft 
geförderten Wohnraum mit leistbaren Mietwohnungen 
sowie nachhaltige Quartiersentwicklungen, die sozia-
ler Segregation entgegenwirken.

SOZIALES

Governance |
Fairness, Verantwortung und Transparenz bilden die 
Grundlage für nachhaltiges und ethisches Wirtschaf-
ten der IFA. Wir gehen verantwortungsvoll mit an-
vertrautem Kapital sowie Daten um und betrachten 
Auswirkungen der Geschäftstätigkeiten stets ganz-
heitlich.

UNTERNEHMENSFÜHRUNG

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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IFA konzipiert Immobilienprojekte nach höchsten Standards, im Einklang 
mit städtebaulichen Anforderungen und immer unter Berücksichtigung 
ökologi-scher, ökonomischer, gesellschaftlicher und sozialer Aspekte. 

Die Sustainable Development Goals (SDG) der Agenda 2030 sind - neben 
den österreichischen und europäischen Klimazielen - die Grundlage der 
IFA Nach-haltigkeitsstrategie. Der Fokus liegt dabei auf jenen SDGs, bei 
denen IFA im Rahmen der Geschäftstätigkeit einen relevanten Beitrag für 
Umwelt und Ge-sellschaft leisten kann. 

Um die globale Verantwortung zusätzlich zu unterstreichen, ist IFA Mit-
glied der weltweit größten Nachhaltigkeitsstrategie UN Global Compact. 

Agenda 2030
der United Nations

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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Erstklassige Produkte für jeden 
Bedarf und Anlagehorizont

PRIME INVESTMENTS 

Prime Investments überzeugen mit Exklusivität, Lage, Qualität der Gebäude und der zu erwar-
tenden Wertsteigerung. IFA ermöglicht Anleger:innen Zugang zu solch einzigartigen Investments, 
der für Privatpersonen sonst kaum möglich ist. Die Produktpalette reicht dabei von Immobilien 
mit historischer Architektur bis hin zu impulsgebenden Quartiersentwicklungen, je nach Objekt 
mit mittel- oder langfristigem Anlagehorizont.

 9 Realer Sachwert als wertbeständige Kapitalanlage

 9 Wertsteigerung durch Lage & Exklusivität des Objekts

 9 Sicherheit durch Eintragung im Grundbuch/Firmenbuch

 9 Rendite-Optimierung bei geplantem Objekt-Verkauf (projektabhängig)

 9 Für mittelfristigen oder langfristigen Anlagehorizont (projektabhängig)
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WOHNBAUENTWICKLUNGSPROJEKTE (BAUHERRENMODELLE)

Bei geförderten Wohnbauentwicklungsprojekten (Bauherrenmodelle) werden Anleger:innen 
Anteilseigentümer:innen einer Liegenschaft. Das garantiert - dank einer beständigen Nachfrage 
nach hochwertigem, leistbarem Wohnraum - langfristig stabile Mieteinnahmen. Jede Investor:in 
profitiert zudem von Förderungen, Steueroptimierungen und begünstigter Abschreibung sowie 
der Wertsteigerung der Immobilie bzw. des Gesamtmarktes.

 9 Realer Sachwert als wertbeständige Kapitalanlage

 9 Inflationsgesicherte, indexierte Mieteinnahmen

 9 Sicherheit durch Eintragung im Grundbuch/Firmenbuch

 9 Förderungen und Steueroptimierung

 9 Für Altersvorsorge und Generationenabsicherung
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ANLEIHEN

Anleihen machen es möglich, kurzfristig zu investieren und gleichzeitig von der soliden  
Assetklasse Immobilien zu profitieren. Anleger:innen erhalten eine attraktive Rendite bei über-
schaubarem, vorab definiertem Investitionszeitraum. Anleihen sind eine perfekte Ergänzung im 
Anlage-Mix, die kurze Laufzeit bietet Flexibilität in der persönlichen Veranlagung.

 9 Kurze Kapitalbindung & solide Assetklasse Immobilien

 9 Attraktive, fixe Verzinsung & KESt-Endbesteuerung

 9 Ideale Ergänzung im Anlage-Portfolio

 9 Geltendmachung Gewinnfreibetrag §10 EStG bei ausgewählten Anleihen

 9 Wertpapierdeckung für Pensionsrückstellung §14 EStG bei ausgewählten Anleihen
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Das Potential der steirischen Landeshauptstadt hat IFA schon früh erkannt. Für private Investor:innen hat IFA be-

reits mehr als 70 Immobilieninvestments erfolgreich in Graz realisiert. Neben zahlreichen Bauherrenmodellen auch 

denkmalgeschützte IFA Prime Investments.

IFA Investments in Graz
EINE ERFOLGSGESCHICHTE

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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BEISPIELE AUS REALISIERTEN IFA PRIME INVESTMENTS

1010 Wien | Elisabethstrasse | Motel One

Salzburg | Palais Faber

1030 Wien | Sofiensäle | Marxergasse

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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STANDARDANFORDERUNGEN

 9 Geeignete Infrastruktur und Verkehrsanbindung

 9 Nachfrageorientierte Wohnungsgrößen

 9 Anspruchsvoller Gesamteindruck

 9 Gediegene Grundausstattung (Parkettböden, Küchen, etc.)

ALLGEMEINE INFORMATIONEN



96,7 % betrug im Jahr 2023 der durchschnittliche 

Vermietungsgrad aller IFA Immobilieninvestments 

in Bauherrenmodelle. 

Das bringt IFA Investor:innen nachhaltige Erträge 

und stabile Renditen über Jahrzehnte.

Hoher Vermietungsgrad  
beweist höchste Kompetenz

96,4 %

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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IFA als Teil der
SORAVIA Gruppe.

Mit einem realisierten Projektvolumen von über 7 Milliarden Euro zählt SORAVIA zu den führen-

den Immobilienkonzernen in Österreich und Deutschland. Seit über 140 Jahren steht der Name 

Soravia für Erfahrung und Kontinuität im Bau- und Immobiliengeschäft. Heute punktet SORAVIA 

mit 360-Grad-Immobilienkompetenz und deckt damit für ihre Kund:innen und Investor:innen den 

gesamten Lebenszyklus einer Immobilie ab. Das Kerngeschäft erstreckt sich über die Bereiche In-

vestment und Asset Management, Projektentwicklung, Hospitality bis hin zu Property und Facility 

Management. Mit allen Beteiligungen beschäftigt SORAVIA rund 4.270 Mitarbeiter:innen.

WICHTIGEHINWEISE 

Die Zahlenangaben beziehen sich auf die Vergangenheit 

und sind kein verlässlicher Indikator für künftige Ergebnisse.

123 EigenkapitalMio. Euro

> 630 Umgesetzte Immobilienprojekte

31 Konzernergebnis 2022 (EBT)Mio. Euro

4,9 Projektvolumen aktuell in EntwicklungMrd. Euro

7,6 Projektvolumen bis heute realisiertMrd. Euro

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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REAL ESTATE DEVELOPMENT  

SORAVIA Österreich 

SORAVIA Deutschland 

Planquadr.at 

Freude am Wohnen 

01

02 REAL ESTATE INVESTMENT MANAGEMENT

IFA AG 

ONE Group  

PROPERTY- UND FACILITY-MANAGEMENT

ADOMO Gruppe

03

HOSPITALITY

Numa 

Ruby Hotels 

So. Me. Homes

Four Peaks 

Loisium 

Eden Bar 

Hospiz am Arlberg 

Bonvecchiati Venedig

04

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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Unsere SORAVIA Partner:innen
Gemeinsam mit unseren marktführenden SORAVIA Partner:innen werden die Immobilien unserer IFA Investor:in-
nen optimal über den Lebenszyklus betreut.  Zu unseren Standard-Partner:innen zählen:

Mit mehr als 35 Jahren Immobilienerfahrung und einem starken Partner:innennetzwerk ist das Unternehmen Spe-

zialist für die Vermarktung und Vermietung von Immobilien und deckt die gesamte Servicepalette rund um Immo-

bilien aus einer Hand ab – von der Projektplanung über die Immobilienschätzung und Finanzierung bis hin zur Haus-

verwaltung. Durch die einzigartige Partnerschaft mit der Volksbank vermittelt IMMOcontract gemeinschaftlich 

Bauherrenmodelle, Beteiligungsmodelle, Vorsorge- und Anlagewohnungen sowie viele weitere Investmentproduk-

te. Ein starkes, flächendeckendes Vertriebsnetzwerk, ausgezeichnete Beratungs- und Marketingkompetenz sowie 

effiziente digitale Lösungen runden das Portfolio ab. IMMOcontract ist eine Tochter der ADOMO bzw. SORAVIA.

Die IMA Immobilien Management GmbH ist Spezialistin für die professionelle Verwaltung, Betreuung und Bewirt-

schaftung von Immobilien jeglicher Dimension und Nutzungsart – seit 40 Jahren. 80 hochqualifizierte Fachkräfte in 

Wien, Linz und Graz verfolgen ein Ziel: Nachhaltiges Property Management zur Sicherung des Wertes von aktuell 

500 Immobilien. Kund:innen vertrauen auf ein Komplettservice beginnend mit Vermietungs-, Energie- und Facility-

management von Mit- und Wohneigentum über allumfassende Gewerbeverwaltung bis hin zur Investor:innenbe-

treuung. Die Kompetenz von Expert:innen aus Wirtschaft, Handwerk und Recht sorgt darüber hinaus für Sicherheit 

und Effizienz – etwa bei der Abwicklung von Versicherungsschäden, der Erstellung von Mietverträgen oder der 

Miet- und Objektbuchhaltung. Als Tochtergesellschaft von ADOMO bzw. SORAVIA profitiert IMA von einem brei-

ten Netzwerk und tiefgreifendem Know-how in allen Belangen der Immobilienentwicklung und des technischen 

und infrastrukturellen Gebäudemanagements.

18 Standorte in Österreich

400.000 m2 vermietete Nutzfläche pro Jahr

5.000 Abschlüsse pro Jahr

IMMOcontract

IMA Immobilienmanagement GmbH

3 Standorte in Österreich

850.000 m2 verwaltete Fläche

16.500 Bestandseinheiten

ALLGEMEINE INFORMATIONEN
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ANHANG VERTRAGSUNTERLAGEN

 9 Zeichnungsschein Kreditzeichnung

 9 Zeichnungsschein Barzeichnung

 9 Informationsblatt und Risikohinweise

 9 Profil der Anleger:in

 9 Selbstauskunft

 9 KYC-Fragebogen

 9 Kaufvertrag

 9 Rechtsanwaltsvollmacht

 9 Spezialvollmacht Wohnungseigentumsbegründung

 9 IWB-Vollmacht

 9 Steuerberatungsvollmacht

 9 Vertretungsvollmacht

 9 Auftrag und wirtschaftliche Betreuung

 9 Werkvertrag

 9 Datenschutzerklärung Rechtsanwalt

 9 Datenschutzerklärung Förderung Land Steiermark

 9 Datenschutzerklärung Steuerberater

 9 Entwurf - Vereinbarung Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft

 9 Entwurf - Wohnungseigentumsvertrag

 9 Statut 2019 der Treuhandeinrichtung der Rechtsanwaltskammer Wien

 9 Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe | AAB 2018

 9 Bau- und Ausstattungsbeschreibung

ANHANG



ZEICHNUNGSSCHEIN - _______________
Kreditzeichnung
BAUHERRENMODELL PLUS
8055 Graz | Tiergartenweg 32 | Tranche 2024

IFA Institut für Anlageberatung AG
Grillparzerstraße 18-20
A-4020 Linz

{FELD_NAME} {FELD_JOB} {FELD_GEBURTSTAG} {FELD_SVN}
Titel | Vor- | Zuname Beruf Geburtsdatum Soz.Vers.Nr. (10-stellig)

{FELD_STRASSE} {FELD_STADT} {FELD_TELEFON}
Straße | Nr. PLZ | Ort Telefon

{FELD_FINANZAMT} {FELD_STEUERNUMMER} {FELD_EMAIL}
zust. Finanzamt Steuer-Nr. Email

{FELD_BANK} {FELD_IBAN} {FELD_BIC}
Bankverbindung IBAN BIC
{FELD_STEUERBERATER}

Steuerberater (Kanzlei + Ansprechpartner)

{FELD_STEUER_STRASSE} {FELD_STEUER_STADT}
Straße | Nr. PLZ | Ort

Ich möchte _____________ / 4.719 Miteigentumsanteile an der Liegenschaft Graz, Tiergartenweg 32 erwerben, mit welchen 
nach Fertigstellung Wohnungseigentum an der _______________ inkl. Stellplatz _______________ begründet werden soll.

Die dabei von mir zu übernehmenden anteiligen Investitionskosten werden voraussichtlich _______________ Euro exkl. USt. 
betragen, davon werde ich _______________ Euro Eigenkapital aufbringen.

Ich verpflichte mich, das Beratungshonorar in Höhe von __________% der Gesamtinvestitionskosten, das sind für meinen 
Anteil _______________ Euro für die Zusammenführung der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft an IFA Institut für 
Anlageberatung AG zu bezahlen.

Das Eigenkapital inklusive Beratungshonorar werde ich in folgenden Teilbeträgen jeweils binnen 14 Tagen nach schriftlicher 
Aufforderung einzahlen:

Eigenkapital I EUR _______________ vor Konstituierung

Eigenkapital II EUR _______________ voraussichtlich Juni 2025

Wenn ich den Beitritt nicht mitvollziehe, schulde ich der IFA Institut für Anlageberatung AG weder Honorar noch 
Aufwandsentschädigung.

Ich nehme zur Kenntnis, dass die Investition zur gemeinschaftlichen Erzielung von langfristigen Mieteinkünften dient und 
damit eine langfristig angelegte Investition mit einem entsprechenden unternehmerischen Risiko vorliegt.

{FELD_DATUM}

Berater:in Datum | Unterschrift  Zeichner:in

Seite 1 | 2



ZEICHNUNGSSCHEIN
Kreditzeichnung
BAUHERRENMODELL PLUS
8055 Graz | Tiergartenweg 32 | Tranche 2024

IFA Institut für Anlageberatung AG
Grillparzerstraße 18-20
A-4020 Linz

RÜCKTRITTSBELEHRUNG gemäß §3 KSchG

Ist der/die Anleger:in Verbraucher:in iSd § 1 KSchG und hat er/sie seine/ihre Vertragserklärung weder in den vom Unternehmer für seine/ihre 
geschäftlichen Zwecke dauernd benützten Räumen noch bei einem von diesem dafür auf einer Messe oder einem Markt benützten Stand 
abgegeben, so kann er/sie von seinem/ihrem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der/die 
Unternehmer:in oder ein/eine mit ihm/ihr zusammenwirkende:r Dritte:r den/die Verbraucher:in im Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugsfahrt 
oder einer ähnlichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles Ansprechen auf der Straße in die vom/von der Unternehmer:in für 
seine/ihre geschäftlichen Zwecke benützten Räume gebracht hat.

Dieser Rücktritt kann bis zum Zustandekommen des Vertrags oder danach binnen 14 Tagen erklärt werden. Der Lauf dieser Frist beginnt mit der 
Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des Unternehmers/der Unternehmerin, die zur Identifizierung des Vertrags 
notwendigen Angaben sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsfrist und die Vorgangsweise für die Ausübung des 
Rücktrittsrechts enthält, an den/die Verbraucher:in, frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrags, bei Kaufverträgen über Waren mit 
dem Tag, an dem der Verbraucher den Besitz an der Ware erlangt. Ist die Ausfolgung einer solchen Urkunde unterblieben, so steht dem 
Verbraucher das Rücktrittsrecht für eine Frist von zwölf Monaten und 14 Tagen ab Vertragsabschluss beziehungsweise Warenlieferung zu; wenn 
der/die Unternehmer:in die Urkundenausfolgung innerhalb von zwölf Monaten ab dem Fristbeginn nachholt, so endet die verlängerte Rücktrittsfrist 
14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der/die Verbraucher:in die Urkunde erhält. Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte Form 
gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet wird.

Die Rücktrittsrechtsbelehrung bezieht sich auf alle dem Bauherrenmodell zugrundeliegenden Verträge, die dem/der Verbraucher:in in der 
Projektdokumentation ausgehändigt wurden. Hinsichtlich der zur Identifizierung des Vertrags notwendigen Unternehmerdaten wird ebenso auf die 
Projektdokumentation verwiesen. Mit Kenntnisnahme und Unterzeichnung dieses Dokumentes/dieser Urkunde erfolgt die Rücktrittsbelehrung und 
beginnt der Fristenlauf für alle Verträge. 

Tritt der/die Anleger:in nach § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat der/die Unternehmer:in alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen Zinsen 
vom Empfangstag an zurückzuerstatten und den vom/von der Verbraucher:in auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen Aufwand zu 
ersetzen. Zug um Zug hat der/die Verbraucher:in die empfangenen Leistungen zurückzustellen und dem/der Unternehmer:in ein angemessenes 
Entgelt für die Benützung, einschließlich einer Entschädigung für eine damit verbundene Minderung des gemeinen Wertes der Leistung, zu zahlen; 
die Übernahme der Leistungen in die Gewahrsame des/der Verbrauchers/Verbraucherin ist für sich allein nicht als Wertminderung anzusehen. Ist 
die Rückstellung der vom Unternehmer/von der Unternehmerin bereits erbrachten Leistungen unmöglich oder untunlich, so hat der/die 
Verbraucher:in dem/der Unternehmer:in deren Wert zu vergüten, soweit sie ihm/ihr zum klaren und überwiegenden Vorteil gereichen. 
Schadenersatzansprüche bleiben davon unberührt.

Das Rücktrittsrecht steht dem/der Verbraucher:in nicht zu,

1. wenn er/sie selbst die geschäftliche Verbindung mit dem/der Unternehmer:in oder dessen/deren Beauftragten zwecks Schließung dieses 
Vertrages angebahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten vorangegangen sind oder

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von unternehmerisch Tätigen außerhalb 
ihrer/deren Geschäftsräume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt 25 Euro, oder wenn das Unternehmen nach seiner Natur nicht in 
ständigen Geschäftsräumen betrieben wird und das Entgelt 50 Euro nicht übersteigt

4. bei Verträgen, die dem Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz unterliegen, oder

5. bei Vertragserklärungen, die der/die Verbraucher:in in körperlicher Abwesenheit des Unternehmers/der Unternehmerin abgegeben hat, es sei 
denn, dass er/sie dazu vom Unternehmer/von der Unternehmerin gedrängt worden ist.

{FELD_NAME} {FELD_DATUM}
Name Datum | Unterschrift  Zeichner:in

Seite 2 | 2



ZEICHNUNGSSCHEIN - _______________
Barzeichnung
BAUHERRENMODELL PLUS
8055 Graz | Tiergartenweg 32 | Tranche 2024

IFA Institut für Anlageberatung AG
Grillparzerstraße 18-20
A-4020 Linz

{FELD_NAME} {FELD_JOB} {FELD_GEBURTSTAG} {FELD_SVN}
Titel | Vor- | Zuname Beruf Geburtsdatum Soz.Vers.Nr. (10-stellig)

{FELD_STRASSE} {FELD_STADT} {FELD_TELEFON}
Straße | Nr. PLZ | Ort Telefon

{FELD_FINANZAMT} {FELD_STEUERNUMMER} {FELD_EMAIL}
zust. Finanzamt Steuer-Nr. Email

{FELD_BANK} {FELD_IBAN} {FELD_BIC}
Bankverbindung IBAN BIC
{FELD_STEUERBERATER}

Steuerberater (Kanzlei + Ansprechpartner)

{FELD_STEUER_STRASSE} {FELD_STEUER_STADT}
Straße | Nr. PLZ | Ort

Ich möchte _____________ / 4.719 Miteigentumsanteile an der Liegenschaft Graz, Tiergartenweg 32 erwerben, mit welchen 
nach Fertigstellung Wohnungseigentum an der _______________ inkl. Stellplatz _______________ begründet werden soll.

Die dabei von mir zu übernehmenden anteiligen Investitionskosten werden voraussichtlich _______________ Euro exkl. USt. 
betragen, davon werde ich _______________ Euro Eigenkapital aufbringen.

Ich verpflichte mich, das Beratungshonorar in Höhe von __________% der Gesamtinvestitionskosten, das sind für meinen 
Anteil _______________ Euro für die Zusammenführung der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft an IFA Institut für 
Anlageberatung AG zu bezahlen.

Das Eigenkapital - unter Berücksichtigung des Barzeichnerbonus von _______________ Euro  inklusive Beratungshonorar 
werde ich binnen 14 Tagen nach schriftlicher Aufforderung einzahlen.

Eigenkapital gesamt EUR _______________ vor Konstituierung

Wenn ich den Beitritt nicht mitvollziehe, schulde ich der IFA Institut für Anlageberatung AG weder Honorar noch 
Aufwandsentschädigung.

Ich nehme zur Kenntnis, dass die Investition zur gemeinschaftlichen Erzielung von langfristigen Mieteinkünften dient und 
damit eine langfristig angelegte Investition mit einem entsprechenden unternehmerischen Risiko vorliegt.

{FELD_DATUM}

Berater:in Datum | Unterschrift  Zeichner:in
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ZEICHNUNGSSCHEIN
Barzeichnung
BAUHERRENMODELL PLUS
8055 Graz | Tiergartenweg 32 | Tranche 2024

IFA Institut für Anlageberatung AG
Grillparzerstraße 18-20
A-4020 Linz

RÜCKTRITTSBELEHRUNG gemäß §3 KSchG

Ist der/die Anleger:in Verbraucher:in iSd § 1 KSchG und hat er/sie seine/ihre Vertragserklärung weder in den vom Unternehmer für seine/ihre 
geschäftlichen Zwecke dauernd benützten Räumen noch bei einem von diesem dafür auf einer Messe oder einem Markt benützten Stand 
abgegeben, so kann er/sie von seinem/ihrem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der/die 
Unternehmer:in oder ein/eine mit ihm/ihr zusammenwirkende:r Dritte:r den/die Verbraucher:in im Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugsfahrt 
oder einer ähnlichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles Ansprechen auf der Straße in die vom/von der Unternehmer:in für 
seine/ihre geschäftlichen Zwecke benützten Räume gebracht hat.

Dieser Rücktritt kann bis zum Zustandekommen des Vertrags oder danach binnen 14 Tagen erklärt werden. Der Lauf dieser Frist beginnt mit der 
Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des Unternehmers/der Unternehmerin, die zur Identifizierung des Vertrags 
notwendigen Angaben sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsfrist und die Vorgangsweise für die Ausübung des 
Rücktrittsrechts enthält, an den/die Verbraucher:in, frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrags, bei Kaufverträgen über Waren mit 
dem Tag, an dem der Verbraucher den Besitz an der Ware erlangt. Ist die Ausfolgung einer solchen Urkunde unterblieben, so steht dem 
Verbraucher das Rücktrittsrecht für eine Frist von zwölf Monaten und 14 Tagen ab Vertragsabschluss beziehungsweise Warenlieferung zu; wenn 
der/die Unternehmer:in die Urkundenausfolgung innerhalb von zwölf Monaten ab dem Fristbeginn nachholt, so endet die verlängerte Rücktrittsfrist 
14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der/die Verbraucher:in die Urkunde erhält. Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte Form 
gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet wird.

Die Rücktrittsrechtsbelehrung bezieht sich auf alle dem Bauherrenmodell zugrundeliegenden Verträge, die dem/der Verbraucher:in in der 
Projektdokumentation ausgehändigt wurden. Hinsichtlich der zur Identifizierung des Vertrags notwendigen Unternehmerdaten wird ebenso auf die 
Projektdokumentation verwiesen. Mit Kenntnisnahme und Unterzeichnung dieses Dokumentes/dieser Urkunde erfolgt die Rücktrittsbelehrung und 
beginnt der Fristenlauf für alle Verträge. 

Tritt der/die Anleger:in nach § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat der/die Unternehmer:in alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen Zinsen 
vom Empfangstag an zurückzuerstatten und den vom/von der Verbraucher:in auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen Aufwand zu 
ersetzen. Zug um Zug hat der/die Verbraucher:in die empfangenen Leistungen zurückzustellen und dem/der Unternehmer:in ein angemessenes 
Entgelt für die Benützung, einschließlich einer Entschädigung für eine damit verbundene Minderung des gemeinen Wertes der Leistung, zu zahlen; 
die Übernahme der Leistungen in die Gewahrsame des/der Verbrauchers/Verbraucherin ist für sich allein nicht als Wertminderung anzusehen. Ist 
die Rückstellung der vom Unternehmer/von der Unternehmerin bereits erbrachten Leistungen unmöglich oder untunlich, so hat der/die 
Verbraucher:in dem/der Unternehmer:in deren Wert zu vergüten, soweit sie ihm/ihr zum klaren und überwiegenden Vorteil gereichen. 
Schadenersatzansprüche bleiben davon unberührt.

Das Rücktrittsrecht steht dem/der Verbraucher:in nicht zu,

1. wenn er/sie selbst die geschäftliche Verbindung mit dem/der Unternehmer:in oder dessen/deren Beauftragten zwecks Schließung dieses 
Vertrages angebahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten vorangegangen sind oder

3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von unternehmerisch Tätigen außerhalb 
ihrer/deren Geschäftsräume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt 25 Euro, oder wenn das Unternehmen nach seiner Natur nicht in 
ständigen Geschäftsräumen betrieben wird und das Entgelt 50 Euro nicht übersteigt

4. bei Verträgen, die dem Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz unterliegen, oder

5. bei Vertragserklärungen, die der/die Verbraucher:in in körperlicher Abwesenheit des Unternehmers/der Unternehmerin abgegeben hat, es sei 
denn, dass er/sie dazu vom Unternehmer/von der Unternehmerin gedrängt worden ist.

{FELD_NAME} {FELD_DATUM}
Name Datum | Unterschrift  Zeichner:in
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Ich habe die Information samt Vertragsentwürfen erhalten und zur Kenntnis genommen. Darüber 
hinaus wurde ich von meinem/meiner Berater:in wie folgt informiert: 

1. ALLGEMEINE INFORMATIONEN 

Der/Die Zeichner:in bildet gemeinsam mit anderen Investor:innen eine Errichtungs- und 
Vermietungsgemeinschaft zur Realisierung eines Bauherrenmodells. Bei einem Bauherrenmodell 
handelt es sich um eine Kapitalanlage, bei der ein individuell bestimmter Anteil an einer Immobilie 
erworben wird, wobei im Unterschied zu anderen Formen der Immobilieninvestition der/die Investor:in im 
Grundbuch eingetragen wird. Sämtliche Beschlüsse im Zusammenhang mit dem Investitionsvorhaben 
werden ausschließlich von den Eigentümer:innen gefasst und beauftragt. In weiterer Folge wird das 
Objekt von den Eigentümer:innen gemeinsam vermietet und verwaltet, wobei eine Aufteilung der 
Einnahmen und Ausgaben im Verhältnis der Anteile erfolgt. 

 Ich nehme zur Kenntnis, dass die Investition zur gemeinsamen Erzielung von langfristigen 
Mieteinnahmen dient und damit - als unternehmerische Tätigkeit - nicht den Bestimmungen des 
Bauträgervertragsgesetzes und sonstigen Konsumentenschutzbestimmungen in der jeweils geltenden 
Fassung unterliegt. 

 Die Konzeption dieses Investitionsvorhabens beruht auf der in Österreich derzeit geltenden 
Gesetzeslage, der herrschenden Verwaltungspraxis sowie der aktuellen Rechtsprechung der 
österreichischen Höchstgerichte und stützt sich auf die zurzeit gegebenen Marktverhältnisse. Für die 
steuerliche Anerkennung durch die Finanzbehörde sowie für etwaige Änderungen der Gesetzgebung 
oder Verwaltungspraxis kann jedoch keine Haftung übernommen werden. Bei Änderungen der 
Steuergesetze bzw. der Verwaltungspraxis können gegebenenfalls die steuerlichen Vorteile ganz oder 
teilweise wegfallen bzw. sich steuerliche Belastungen erhöhen. 

 Ich wurde informiert, dass eine persönliche Teilnahme an den Eigentümer:innenversammlungen wichtig 
ist. Falls mir eine Teilnahme nicht möglich ist, werde ich einen bevollmächtigte:n Vertreter:in entsenden 
und erkläre, diesen zu allen Beschlüssen zu ermächtigen und diesbezüglich schad- und klaglos zu halten. 

 Für den Fall der noch zu beschließenden Fremdfinanzierung werde ich alle erforderlichen Unterlagen 
beibringen. 

2. RISIKOHINWEISE 
2.1. Projektbezogene Risiken 

 Änderung der Marktlage: Die Prognoserechnung beruht auf Erfahrungswerten sowie den 
derzeitigen Marktverhältnissen (z.B.: Nachfrage, Mietzinsschwankungen u.a.) und enthält 
zukunftsgerichtete Aussagen, deren Eintritt zum heutigen Tag nicht vorhergesehen werden kann.  

 Änderung der Rechtslage: Das Modell beruht auf der in Österreich derzeit geltenden Gesetzeslage, 
der herrschenden Verwaltungspraxis sowie der aktuellen Rechtsprechung der österreichischen 
Höchstgerichte und stützt sich auf die zur Zeit gegebenen Marktverhältnisse die sich in Zukunft - 
unter Umständen auch rückwirkend - ändern können. Dies beeinflusst nicht die Geschäftsgrundlage. 
Insbesondere die steuerrechtliche Behandlung kann sich ändern und somit die Prognoserechnung 
beeinflussen. 

 Vereinbarung der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft: Der/Die Eigentümer:in unterwirft 
sich den Rechten und Pflichten laut der Vereinbarung der Errichtungs- und 
Vermietungsgemeinschaft. 
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2.2. Objektbezogene Risiken 
 Risken aus dem Werkvertrag: Durch ein Bodenrisiko bzw. Baugrundrisiko oder durch gesetzliche, 

förderrechtliche, verordnungsmäßige oder behördliche Anordnungen oder Auflagen, sowie durch 
Baukostenindexerhöhungen lt. BKI 2020 über 2,5% und Verrechnung aufgrund der Schaffung von 
vermietbaren Mehrflächen,  kann es zu erhöhten Gesamtinvestitionskosten kommen und sind diese 
nicht vom Festpreis umfasst.  

 Pandemie – sowie Kriegsrisiko: Es besteht das Risiko, dass es aufgrund von höherer Gewalt wie 
insbesondere Pandemiesituationen (etwa Covid-19 oder SARS-CoV 2) sowie Kriegen (zB. der 
aktuelle Ukrainekrise) und daraus resultierenden Nachwirkungen zu andauernden Lieferproblemen 
und Handelsschwierigkeiten kommt, wodurch es zu Bauzeitverzögerungen kommen kann. Zudem 
kann es aufgrund dieser Risiken auch insbesondere im Immobilien- bzw. Bausektor zu erheblich 
nachteiligen Auswirkungen auf den Geschäftsbetrieb kommen. Als Folge dessen können erhöhte 
Finanzierungskosten und entgangener Gewinn resultieren.  

  Finanzierungsrisiko: Es kann zu Zinserhöhungen kommen, die den Ertrag schmälern. Bei variablen 
Zinssätzen wird der Zinssatz periodisch neu festgelegt und es besteht die Gefahr, dass 
Zinssatzerhöhungen zu zusätzlichen Zinskosten gegenüber dem in der Prognoserechnung 
angewandten Zinssatz entstehen. Unabhängig vom Erfolg der Investition sind aufgenommene 
Kredite jedenfalls rückzuzahlen. Ab der Vermietungsphase ist die Fremdmittelrückzahlung durch 
den/die Investor:in zu leisten. Dafür stehen ihm/ihr die Mieteinnahmen abzgl. Nebenkosten zur 
Verfügung. In Abhängigkeit von der gewählten Finanzierung sind monatliche Zuzahlungen zu leisten. 
Entsprechend der Rechtslage und der Rechtsprechung kann eine Belastung durch Negativzinsen 
oder sogenannte Strafzinsen entstehen.  

 Förderungsrisiko: Die Art und Höhe der Förderung bzw. der Zeithorizont der Zusicherung kann sich 
gegenüber den getroffenen Annahmen ändern; bzw. sind zusätzliche behördliche Auflagen denkbar. 
Darüber hinaus besteht das Risiko, dass Fördervoraussetzungen nicht erfüllt werden und folglich die 
Förderbarkeit der Liegenschaft nicht gegeben ist. Sollte eine Förderung versagt werden, entfällt auch 
die Grundlage der 1/15-AfA teilweise oder zur Gänze. Entsprechend der Förderbedingungen ist bei 
vorzeitiger (iS der Förderbedingungen) Weitergabe der Wohnung unter Lebenden ein gänzlicher 
Entfall der Förderung möglich. 

 Immobilienspezifische Risken: Die Prognoserechnung setzt Erträge aus der Vermietung von 
Liegenschaftsteilen voraus. Die prognostizierten Erträge sind von einer Vielzahl marktbezogener (wie 
etwa Marktpreise, Möglichkeit der Aufnahme von Fremdkapital, Kreditzinsen) und 
gesamtwirtschaftlicher Faktoren (wie etwa Währungspolitik, Wirtschaftspolitik, Arbeitsmarkt, 
Lohnniveau) abhängig. Es besteht das Risiko der Verzögerung der Wohnungseigentumsbegründung 
und der Undurchführbarkeit der Wohnungseigentumsbegründung, weiters jenes des Leerstandes 
bzw. jenes der nicht vollständigen zukünftigen Vermietung; zusätzlich kann es zu erhöhten 
Instandhaltungs- und Instandsetzungspflichten hinsichtlich des Gebäudes kommen. Daraus kann ein 
temporärer Ausfall bzw. eine Reduzierung der Mieteinnahmen resultieren. 

 Zeitliche Risken: Die Bauzeit und das Behördenverfahren können länger dauern als angenommen 
und so ebenfalls die Prognosen beeinflussen (z.B.: dadurch Kostenerhöhungen bzw. Veränderungen 
der prognostizierten steuerlichen Ergebnisse verursachen).  
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2.3. Investorbezogene Risiken 

 Liquiditätsrisiko: Ein Immobilienprojekt ist eine langfristige Investition. Neben den steuerrechtlichen 
Nachteilen eines vorzeitigen Ausstieges ist insbesondere - mangels eines offiziellen 
Sekundärmarktes - ein Verkauf schwierig. 

 Steuerrechtliche Risken: Die tatsächliche steuerrechtliche Behandlung ist stark von den 
individuellen Verhältnissen des Investors/der Investorin abhängig und sollte vor Abgabe des 
Zeichnungsscheines unbedingt mit dem/der persönlichen Steuerberater:in abgeklärt werden. Im 
Hinblick auf die Liebhabereiproblematik ist eine Übertragung der Eigentumsanteile - vor Erreichen 
eines steuerlichen Totalgewinnes - nicht sinnvoll bzw. steuerschädlich. Die steuerliche Anerkennung 
ist den Behörden vorbehalten und möglichen Änderungen in der Gesetzgebung, Spruch- oder 
Verwaltungspraxis der Behörden unterworfen. Trotz einschlägiger Erfahrung der IFA Finanzgruppe 
und sorgfältiger Konzeption kann daher keine Garantie oder Gewährleistung für die Anerkennung 
der geplanten steuerlichen Ergebnisse in den einzelnen Wirtschaftsjahren weder dem Grunde noch 
der Höhe nach gegeben werden. Der Eintritt solcher Risiken kann dazu führen, dass gegebenenfalls 
gezogene steuerliche Vorteile an die Finanzbehörde zurückzuführen sind. Dieser Hinweis betrifft alle 
Steuern, die mit dem Objekt verbunden sind, wie etwa Einkommen-, Umsatz- und 
Grunderwerbssteuer usw.  

 
2.4. Allgemeine Hinweise 

 IFA Marketingzwecke: Wir setzen Sie darüber in Kenntnis, dass gegebenenfalls am Objekt 
Werbemaßnahmen (zB Werbetafeln, Beschriftungen, ...) angebracht werden können. 

 
 



PROFIL ANLEGER:IN 
ZUR ZEICHNUNG VON IFA-BAUHERRENMODELLEN 
Anhand dieses Profils soll festgestellt werden, ob ein IFA-Bauherrenmodell mit den Anlagezielen in Einklang steht:  

1. INVESTOR:IN 

    
Name  

    
Telefonnummer E-Mail  

  
Postleitzahl | Ort Straße | Hausnummer 

 
 Kopie aktuell gültiger Reisepass oder Personalausweis liegt bei. 

Handlungsart: 
 auf eigene Rechnung  fremde Rechnung als Treuhänder 

Steuerpflicht: 
 unbeschränkt steuerpflichtig  beschränkt steuerpflichtig 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass diesem Beratungsgespräch ausschließlich Angaben zu den jeweiligen individuellen 
Verhältnissen zugrunde gelegt werden. 

 Mein:e Berater:in wurde über die individuellen Verhältnisse (finanzielle Verhältnisse/Kenntnisse und Erfahrungen/Anlageziele) 
bereits im Zuge eines früheren Beratungsgesprächs informiert (siehe Beilage). Seit diesem Gespräch sind keine Veränderungen 
eingetreten. 

2. BERATER:IN 

   
Name Berater:in  

Der/Die Berater:in hat darüber informiert, dass sie/er sein/ihr Unternehmen als selbständige:r gewerbliche:r Vermögensberater:in 
und/oder Immobilienmakler:in im eigenen Namen und auf eigene Rechnung tätig ist. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die IFA 
Institut für Anlageberatung AG („IFA“) u.a. Bauherrenmodelle entwickelt und Mitunternehmeranteile anbietet. Die Vermittlung und 
Beratung erfolgt durch autorisierte IFA-Vertriebs- und Kooperationspartner:innen. 

3. FINANZIELLE VERHÄLTNISSE INVESTOR:IN 
 Zusätzlich zum Formular „Selbstauskunft“ werden folgende Angaben gemacht: 

    
verfügbares zu veranlagendes Kapital regelmäßig frei verfügbares Einkommen 

4. KENNTNISSE & ERFAHRUNGEN INVESTOR:IN 
 Nachstehend werden Erfahrungen zu Finanzinstrumenten/Dienstleistungen in den letzten 5 Jahren bekannt gegeben: 

 Umfang Häufigkeit 

 Spareinlagen | Bausparer  EUR  

 Anleihen | Anleihefonds  EUR  

 Aktien | Aktienfonds  EUR  

 Bauherrenmodelle  EUR  

 Sonstige:   EUR    



5. ANLAGEZIELE & RISIKOBEREITSCHAFT INVESTOR:IN 
Zweck Veranlagungshorizont Risikobereitschaft 

 Altersvorsorge  kurzfristig 1-4 Jahre  Geringe Risikobereitschaft 
     (z.B. Sparbuch, Bausparvertrag) 

 Vermögensaufbau  mittelfristig 5-15 Jahre  Mittlere Risikobereitschaft (z.B. Anleihen,  
     Garantieprodukte) 

 Zusatzeinkommen  langfristig mehr als 16 Jahre  Höhere Risikobereitschaft (z.B. Aktien- / 
     Immobilienfonds, Bauherrenmodelle, 

    KG-Modelle, Unternehmensbeteiligungen) 

 Diversifikation    Sehr hohe Risikobereitschaft 
     (z.B. Optionen, Futures) 

 Sonstige:     

6. AUFKLÄRUNG 
Ich bestätige hiermit, dass mich mein:e Berater:in auch über Folgendes aufgeklärt hat, nämlich dass: 

 die Investition in ein IFA-Bauherrenmodell eine langfristige Investition (mindestens 20 Jahre) darstellt und das eingesetzte Kapital 
daher langfristig gebunden ist; 

 ein vorzeitiger Verkauf von Eigentumsanteilen nicht vorgesehen, steuerschädlich und mangels eines offiziellen Sekundärmarktes 
nur sehr eingeschränkt möglich ist; 

 Vergangenheitswerte keine Zusage für künftige Gewinne darstellen. Die bisherigen Projekte von IFA (z.B. der Vermietungsgrad) 
lassen keine Rückschlüsse auf die Entwicklung des gegenständlichen Projektes zu. Es kann insbesondere zu 
Nachschussverpflichtungen und einen Ausfall der Mieteinnahmen kommen; 

 die steuerliche Behandlung von meinen persönlichen Verhältnissen abhängig ist und zukünftigen Änderungen unterliegen kann. 
Mein: Berater:in hat mir die Empfehlung erteilt, mich von meiner Steuerberaterin/meinem Steuerberater beraten zu lassen. Mein:e 
Berater:in nimmt keine steuerliche und rechtliche Beratung vor; 

 ich zur Kenntnis nehme, dass das IFA-Bauherrenmodell keiner Aufsicht durch die Finanzmarktaufsicht unterliegt; 

 zum IFA-Bauherrenmodell kein Prospekt nach dem Kapitalmarktgesetz erstellt wurde. 

7. VERMITTLUNG 
Wie kam der Kontakt zustande? 

 Berater:in hat telefonisch Kontakt aufgenommen  
 und einen Gesprächstermin angeboten 

 Berater:in wurde um einen Gesprächstermin gebeten 

 Sonstiges:   

Wo fanden die einzelnen Beratungsgespräche statt? 

 Bei mir zu Hause 

 Im Büro der Beraterin/des Beraters 

 An einem anderen Ort:  

 Es fanden keine Beratungsgespräche statt 

8. ÜBERGEBENE UNTERLAGEN 
Ich bestätige hiermit, dass mir mein:e Berater:in folgende Unterlagen übergeben hat: 

 Informationsblatt | Risikohinweise  Information | Verträge  persönliche Prognoserechnung

9. ZUSTIMMUNGSERKLÄRUNG 
 Ich bin ausdrücklich damit einverstanden, dass Informationen und Korrespondenz (z.B. Kopien unterfertigter Unterlagen) zu 
meinem Immobilieninvestment elektronisch an die umseitig genannte Email-Adresse gesendet werden können. 

 Ich erkläre ausdrücklich, gemäß § 174 TKG 2021, mit Anrufen und Zusendungen von elektronischer Post, Emails, SMS oder 
Telefax-Nachrichten durch IFA zu Werbezwecken einverstanden zu sein. Ich nehme zur Kenntnis, dass meine oben 
genannten Daten zum Zweck der Vertragserfüllung von meiner Beraterin/meinem Berater erhoben, unter Einhaltung des 
Datenschutzgesetzes automatisationsunterstützt verarbeitet und an die IFA-Finanzgruppe sowie auch an weitere 
Berater:innen der IFA-Finanzgruppe übermittelt werden sowie in dem Konzernverbund der IFA-Finanzgruppe 
automatisationsunterstützt verarbeitet und gespeichert werden. Ich stimme hiermit zu, dass die unter Punkt 1 von mir 
angegebenen Daten (Name, Adresse, Email, Telefonnummer) zu Werbezwecken innerhalb des Konzernverbundes unter 
Einhaltung des Datenschutzgesetzes weitergegeben und für weitere eigene Produkte der IFA-Finanzgruppe verwendet 
werden können. Diese Zustimmung kann ich jederzeit schriftlich widerrufen. Es erfolgt keine Verwendung für andere Zwecke 
sowie keine Weitergabe der Daten an Dritte (ausgenommen der IFA-Finanzgruppe und der mit dieser verbundenen 
Berater:innen). 

10. SONSTIGES 
    
Dauer Beratungsgespräch Datum | Uhrzeit 

    
Unterschrift Berater:in Unterschrift Investor:in | Zeichnungsberechtigte:r 



  
 

 
 
 
 

SELBSTAUSKUNFT 

Vor- und Zuname des wirtschaftlich 
Berechtigten bzw. Firmenwortlaut 

 

Adresse am ständigen Wohnsitz (Straße, 
Hausnummer, Türnummer, Stadt, Land, 
keine Postfachnummer oder c/o)  

Telefonnummer und Mailadresse 

Beruf bzw. Geschäftszweig  

Berufsausübung 
berufstätig seit: 
 angestellt bei                                                          seit:                           
 selbständig                                                             seit: 

Höchste abgeschlossene Ausbildung 
 Lehre  berufsbildende Schule       Matura                        
 Hochschule  Sonstiges: ……………………. 

Staatsbürgerschaft 
 Österreich                               ………………………                                           
                                                   Wohnsitz in Ö seit: 

Geburtsdatum 
Geburtsland 

 

Familienstand 
 ledig  geschieden/getrennt lebend  
 verheiratet / Lebensgemeinschaft  verwitwet 

Name des Ehegatten/ Lebenspartners                                                   Geburtsdatum:  

Anteil des Ehegatten/ Lebenspartners am 
Haushaltseinkommen in % 

 

Kinder (für die Familienbeihilfe bezogen wird) Anzahl:                                       Geburtsdatum: 

Unterhaltsverpflichtung f. Kinder 
/Ehegatten (monatl., zB Alimente) 

 

Art des Wohnsitzes 
 Eigenheim                  Miete (Mtl. in EUR): 
Größe in m²: 

KFZ  Privat  Dienstwagen 

Jahresbruttoeinkommen in EUR 
(Nachweis beilegen) 

  

Bestehende Schulden (dzt. aushaftende 
Höhe, Restlaufzeit), Wechsel- und 
sonstige Verpflichtungen, Bürgschaften 
(Bestätigungen beilegen) 

Gläubiger                                    Höhe                                        Art 

Monatl. Belastungen aus Kredit- bzw. 
sonstigen Verpflichtungen in EUR 

 

Realbesitz (mit Angabe der Nutzung:     
Eigennutzung, Vermietung – Höhe der 
Miete; Belastungen) 

Adresse, EZ, Art der Liegenschaft (Einfamilienhaus, Acker, ...), WNFl., Verkehrswert 

Sonstige Vermögenswerte 
(Versicherungen, Wertpapiere,…) 
(Nachweis beilegen) 

 

Bankverbindung 
 

Liegt eine steuerliche Ansässigkeit außerhalb Österreichs vor? 
 Nein                             Ja          
 Land:                             Steuernummer:  



  
 

 
Ich versichere, dass die von mir gemachten Angaben der Wahrheit entsprechen, ich voll geschäftsfähig bin und über mein Vermögen bisher ein 
Insolvenzverfahren weder eröffnet noch beantragt wurde. 
 

Ich erkläre an Eides statt, dass ich die Angaben in diesem Formular geprüft und nach bestem Wissen und Gewissen 
wahrheitsgemäß, korrekt und vollständig gemacht habe. Weiters bestätige ich an Eides statt, dass ich die natürliche Person bin, 
die wirtschaftlich Berechtigter sämtlicher Einkünfte ist, die Gegenstand dieses Formulars sind, bzw. verwende ich dieses Formular, 
um meinen Status als natürliche Person, die Eigentümer oder Kontoinhaber eines ausländischen Finanzinstituts ist, zu 
dokumentieren. Sofern eine der in diesem Formular gemachten Angaben unrichtig wird, verpflichte ich mich diese Änderung der 
Volksbank binnen 30 Tagen mitzuteilen. 
 
Informationen zu KKE und Warnliste: 
 
Sie werden darüber informiert, dass die Bank zur Wahrung berechtigter Interessen (Artikel 6 Abs 1 lit f DSGVO [EU] 2016/679) 
ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, um Bonitäts- und Ausfallsrisiken im Kreditgeschäft zu ermitteln. Dabei dienen die 
KonsumentenKreditEvidenz (kurz KKE) und die Warnliste der österreichischen Kreditinstitute (kurz Warnliste) als Dateisysteme 
im Sinne von Art. 4 Z. 6 DSGVO, die vom Kreditschutzverband von 1870, Wagenseilgasse 7, 1120 Wien, FN 303439i des HG 
Wien („KSV 1870“) betrieben werden. Der KSV 1870 fungiert für Abfragen der KKE und Warnliste als Verantwortlicher im Sinne 
des Art. 4 Z 7 DSGVO. Bei Einmeldungen von Kreditverhältnissen seitens der Bank wird der KSV 1870 als Auftragsverarbeiter 
im Sinne des Art. 4 Z 8 DSGVO tätig.  

Folgende personenbezogene Daten werden übermittelt: 

KKE:   
- Name, Anschrift, Geburtsdatum, Höhe der Kreditverbindlichkeit und Kreditrahmen 
- Beginn der Laufzeit, die voraussichtliche Laufzeit/Endfälligkeit und die Rückzahlungsvereinbarung 
- Bei Mithaftenden:  Name, Anschrift und Geburtsdatum 
- Zahlungsanstände während der Laufzeit 

 
Warnliste: 

- Eine Aufnahme in die Warnliste erfolgt mit Name, Anschrift, Geburtsdatum, Kontonummer, Bankleitzahl, 
Meldehöhe, Meldegrund (Bürge, Girokonto, Kreditkarte, Kreditkonto, Missbrauch)  

- Die Bank wird den Kunden vor jeder Eintragung in die Warnliste eigens informieren. 
 

Zweck der Übermittlung an KKE und Warnliste ist der Gläubigerschutz, die Bonitätsbeurteilung und die 
Risikominimierung sowie die Senkung der Ausfallsquote. Für den Kunden oder potentiellen Kunden (das sind 
Personen, die beabsichtigen, mit der Bank in geschäftliche Verbindung zu treten) soll die Datenverarbeitung 
gleichzeitig einen Schutz vor drohender Überschuldung darstellen, weil KKE und Warnliste den Banken zur 
Bonitätsbeurteilung dienen, auch um sicherzustellen, dass Kunden und potentielle Kunden nicht bei 
unterschiedlichen Instituten Kredite aufnehmen, die in Summe über den Rückzahlungsmöglichkeiten des Kunden 
oder potentiellen Kunden liegen. Die KKE wird vom KSV 1870 geführt und enthält personenbezogene Daten von 
Kunden und potentiellen Kunden. Zum selben Zweck bezieht die Bank auch personenbezogene Daten über Kunden 
und potentielle Kunden aus der KKE und Warnliste. 

Jede Einmeldung wird automatisch mit einer Löschfrist belegt, Näheres finden Sie unter https://www.ksv.at/fragen-
antworten-datenschutz-loeschfristen. 
 
Sie sind berechtigt, i) zu prüfen, ob und welche personenbezogenen Daten die Bank gespeichert hat und Kopien 
diese Daten zu erhalten, ii) die Berichtigung, Ergänzung oder das Löschen personenbezogener Daten, die falsch 
sind oder nicht rechtskonform verarbeitet werden zu verlangen, iii) von der Bank zu verlangen, die Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten einzuschränken, iv) unter den Voraussetzungen des Artikel 21 DSGVO der 
Verarbeitung zu widersprechen, v) Datenübertragbarkeit zu verlangen, vi) die Identität von Dritten, an welche 
personenbezogene Daten übermittelt werden, zu kennen und vii) bei der zuständigen Behörde (Österreichische 
Datenschutzbehörde, Barichgasse 40, 1030 Wien, www.dsb.gv.at) Beschwerde zu erheben. Bei Fragen können 
Sie sich an die VOLKSBANK WIEN AG, Dietrichgasse 25, 1030 Wien, E-Mail: datenschutz@volksbankwien.at oder 
direkt an den KSV 1870, Abteilung „Kleinkreditevidenz“ oder „Warnliste“, Wagenseilgasse 7, 1120 Wien, Telefon: 
050 1870-1000, E-Mail: ksv@ksv.at, wenden. 
 

 
Werbung und Marketingmaßnahmen - Einwilligungserklärung: 
 
Der Kunde willigt bis auf Widerruf ein, dass die Bank ihm zu folgenden Zwecken eigene Informationen 
und/oder Informationen der Vertriebspartner der Bank aus den Bereichen Konten, Kredite, 
Kreditkarten, Versicherungen, Bausparen, Leasing, Wertpapierprodukte/-dienstleistungen sowie 
Informationen zu Immobilien (Detailaufstellung unter https://www.volksbankwien.at/vertriebspartner) 
mittels elektronischer Post (einschließlich SMS sowie über unsere Mobilanwendungen), Telefon und 
Telefax übermitteln darf: 
 

• Produktinformationen inklusive Werbemitteilungen 

• Erhalt von Newslettern und Kundenzeitschriften 

• Informationen über Bankveranstaltungen 

https://www.ksv.at/fragen-antworten-datenschutz-loeschfristen
https://www.ksv.at/fragen-antworten-datenschutz-loeschfristen
http://www.dsb.gv.at/


  
 

• Grüße und Glückwünsche zu besonderen Anlässen, Gewinnspiele 
 
 Nein                             Ja          

 
 
Der Kunde ist jederzeit berechtigt, seine Einwilligung gegenüber der Bank zu widerrufen. Der 
Widerruf ist zu richten an VOLKSBANK WIEN AG, 1030 Wien, Dietrichgasse 25. Durch den 
Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 
Widerruf erfolgten Datenverwendung nicht berührt. 
 
 
 
Entbindung vom Bankgeheimnis und Einsichtnahme ins Grundbuch 

 

Im Umfang der oben beschriebenen Datenverwendung im Zusammenhang mit Kleinkreditevidenz und 
Warnliste sowie für Auskünfte gegenüber Sicherungsgebern entbinden die fertigenden 
Kreditnehmer/werber und Sicherheitengeber die Bank gemäß § 38 Abs 2 Z 5 BWG auch von der 
Verpflichtung zur Wahrung der Verpflichtung zur Verschwiegenheit (Bankgeheimnis). 
 
Des Weiteren ermächtigen der Kreditnehmer/werber und alle Sicherungsgeber die Bank im Hinblick auf deren - 
bezogen auf die gesetzlich erforderliche Kreditwürdigkeitsprüfung - gegebenes Interesse zur Einsichtnahme auch 
in das Personenverzeichnis des Grundbuches (§ 5 Abs 4 GUG). 
 

 
Weitere Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten sind in der Datenschutzerklärung der 

VOLKSBANK WIEN AG auf https://www.volksbankwien.at/datenschutz aufrufbar sowie als Aushang in allen 

Filialen einsehbar. 

 

 
 
 
 

   ___         _____ 
          Datum                            Unterschrift 

https://www.volksbankwien.at/datenschutz
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Anti-Geldwäscherei- und -Terrorismusfinanzierung Compliance 

KNOW YOUR CUSTOMER (KYC) - FRAGEBOGEN   
Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz,  
Tiergartenweg 32a – 32e Gesbr 
 
1) Persönliche Daten: 
 
Titel | Vorname | Name: .................................................................................................................. 
 
Geburtsdatum: .................................................................................................................................. 
 
Geschlecht: ....................................................................................................................................... 
 
Staatsbürgerschaft: ........................................................................................................................... 
 
Zustellanschrift: ................................................................................................................................. 
 
 

 Deviseninländer:in  Devisenausländer:in 
 
2) Art des Geschäfts: Kauf eines Unternehmens (Beteiligung an einem Unternehmen)    
  
3) Zweck des Geschäfts: Erwerb eines Kommanditanteils zur indirekten Beteiligung an den Liegenschaften 
EZ 80608 und EZ 80591, KG 56537 Salzburg mit der Anschrift Vogelweiderstraße 33 in 5020 Salzburg. 
 
4) Politisch Exponierte Person („PEP“): 
 
a. Sind Sie ein PEP?     ja         nein 
 
b. Sind Sie ein PEP-Familienmitglied?    ja         nein  
 
c. Sind Sie eine PEP-Nahestehende Person?    ja         nein 
 
d. Waren Sie innerhalb der letzten 12 Monate eine PEP?    ja         nein 

 
5) Falls Sie eine der Fragen unter Punkt 4 mit „ja“ beantworten, erläutern Sie nachfolgend bitte Ihren 
PEP-Status?  
 
 
 
6) Woher stammen die für den Erwerb verwendeten Mittel?  
 
 
 
7) Eine Beteiligung an der Gesellschaft als Treuhänder:in ist untersagt. Sie bestätigen mit Unterfertigung 
dieses Geldwäscheformulars, dass Sie die Beteiligung im eigenen Namen und auf eigene Rechnung 
erwerben.  
 
Bitte füllen Sie dieses Formular richtig [1], vollständig und wahrheitsgemäß aus [2], schließen Sie einen amtlichen 
Lichtbildausweis an und bestätigen Sie die Richtigkeit der Angaben durch Ihre Unterschrift. 
 
[1] Beachten Sie dabei bitte die im Anhang (Begriffserläuterungen) enthaltenen Begriffsbestimmungen. 
 
[2] Sofern der Platz nicht ausreichend ist, fügen Sie bitte ein Ergänzungsblatt mit den entsprechenden 
Informationen an oder setzen Sie sich mit uns in Verbindung. 
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Anhang: Begriffserklärungen 
         
1. „Amtlicher Lichtbildausweis“ 
Als amtlicher Lichtbildausweis gelten von einer staatlichen Behörde ausgestellte Dokumente, die mit einem nicht 
austauschbaren, erkennbaren Kopfbild der betreffenden Person versehen sind und den Namen, die Unterschrift und, 
soweit dies nach dem Recht des ausstellenden Staates vorgesehen ist, auch das Geburtsdatum der Person sowie die 
ausstellende Behörde enthalten. 
 
2. „Politisch Exponierte Person“ (PEP) • „PEP-Familienmitglied“ • „PEP-Nahestehende Person“ 
Politisch exponierte Personen sind natürliche Personen, die wichtige öffentliche Ämter ausüben oder ausgeübt haben; 
dazu zählen insbesondere: 
 
1. Staatschefs/Staatschefinnen, Regierungschefs/Regierungschefinnen, Minister:innen, stellvertretende Minister:innen 
und Staatssekretäre/Staatssekretärinnen; im Inland betrifft dies insbesondere den Bundespräsidenten/die 
Bundespräsidentin, den/die Bundeskanzler:in und die Mitglieder der Bundesregierung und der Landesregierungen; 
 
2. Parlamentsabgeordnete oder Mitglieder vergleichbarer Gesetzgebungsorgane; im Inland betrifft dies insbesondere die 
Abgeordneten des Nationalrates und des Bundesrates; 
 
3. Mitglieder der Führungsgremien politischer Parteien; im Inland betrifft dies insbesondere Mitglieder der 
Führungsgremien von im Nationalrat vertretenen politischen Parteien; 
 
4. Mitglieder von obersten Gerichtshöfen, Verfassungsgerichtshöfen oder sonstigen hohen Gerichten, gegen deren 
Entscheidungen, von außergewöhnlichen Umständen abgesehen, kein Rechtsmittel mehr eingelegt werden kann; im 
Inland betrifft dies insbesondere Richter des Verfassungsgerichtshofs, des Verwaltungsgerichtshofs und des Obersten 
Gerichtshofs; 
 
5. Mitglieder von Rechnungshöfen oder der Leitungsorgane von Zentralbanken; im Inland betrifft dies insbesondere den 
Präsidenten/die Präsidentin des Rechnungshofs sowie die Direktor:innen der Landesrechnungshöfe und Mitglieder des 
Direktoriums der Oesterreichischen Nationalbank; 
 
6. Botschafter:innen, Geschäftsträger:innen und hochrangige Offiziere/Offizierinnen der Streitkräfte; im Inland sind 
hochrangige Offiziere/Offizierinnen der Streitkräfte insbesondere Militärpersonen ab dem Dienstgrad Generalleutnant:in; 
 
7. Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane staatseigener Unternehmen; im Inland betrifft dies 
insbesondere Unternehmen, bei denen der Bund mit mindestens 50% des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist 
oder die der Bund alleine betreibt oder die der Bund durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische 
Maßnahmen tatsächlich beherrscht; bei Unternehmen an denen ein Land mit mindestens 50% des Stamm-, Grund- oder 
Eigenkapitals beteiligt ist oder die ein Land alleine betreibt oder die ein Land durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche 
oder organisatorische Maßnahmen tatsächlich beherrscht - sofern der jährliche Gesamtumsatz eines solchen 
Unternehmens EUR 1.000.000 übersteigt - der Vorstand bzw. die Geschäftsführung. Der jährliche Gesamtumsatz 
bestimmt sich nach den jährlichen Umsatzerlösen aus dem letzten festgestellten Jahresabschluss; 
 
8. Direktor:innen, stellvertretende Direktor:innen und Mitglieder des Leitungsorgans oder eine vergleichbare Funktion bei 
einer internationalen Organisation.  
 
Keine der unter Z 1 bis 8 angeführten öffentlichen Funktionen umfasst Funktionsträger:innen mittleren oder niedrigeren 
Ranges. 
 
Familienmitglieder politisch exponierter Personen sind insbesondere: 
 
1. Die Ehegattin/der Ehegatte einer politisch exponierten Person, eine der Ehegattin/dem Ehegatten einer politisch 
exponierten Person gleichgestellte Person oder die Lebensgefährtin/der Lebensgefährte im Sinn von § 72 Abs. 2 StGB; 
  
2. die Kinder (einschließlich Wahl- und Pflegekinder) einer politisch exponierten Person und deren Ehegattin/Ehegatten, 
der Ehegattin/de Ehegatten gleichgestellte Personen oder Lebensgefährtin/Lebensgefährten im Sinn von § 72 Abs. 2 
StGB; 
 
3. die Eltern einer politisch exponierten Person. 
 
Politisch exponierten Personen bekanntermaßen nahestehende Personen sind: 
 
1. natürliche Personen, die bekanntermaßen gemeinsam mit einer politisch exponierten Person wirtschaftliche 
Eigentümer:innen von juristischen Personen oder vergleichbar vereinbarten Strukturen sind oder sonstige enge 
Geschäftsbeziehungen zu einer politisch exponierten Person unterhalten, oder 
 
2. natürliche Personen, die alleinige wirtschaftliche Eigentümer:innen einer juristischen Person oder einer vergleichbar 
vereinbarten Struktur sind, welche bekanntermaßen de facto zugunsten einer politisch exponierten Person errichtet wurde. 
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K A U F V E R T R A G 
 
abgeschlossen zwischen 
 
MERINDA 39 Entwicklungs GmbH & Co KG 
FN 521243 i 
Grillparzerstraße 18-20 
4020 Linz 
 
in der Folge kurz „Verkäuferin“ genannt, einerseits und 
 
...................................................................................... 
geboren am .................................................................. 
wohnhaft in .......................................... | .......................................... 
 
in der Folge kurz „Käufer“ genannt, andererseits wie folgt: 
 
 
I. RECHTSVERHÄLTNISSE 
 
Die Verkäuferin hat mit Kaufvertrag vom 13.09.2023 von der Tonweber Immobilien Entwicklungs 
GesmbH, FN 452633m, außerbücherliches Alleineigentum an den nachstehenden Liegenschaften 
erworben: 
 
I.1. EZ 857, KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West, bestehend aus 
 
****************************************** A1 ******************************************* 
   GST-NR G BA (NUTZUNG)           FLÄCHE GST-ADRESSE 
    18/2     GST-Fläche               5871 
             Bauf.(10)                4081 
             Landw(20)                 958 
             Sonst(10)                 187 
             Sonst(50)                 645 Tiergartenweg 26 
                                            Tiergartenweg 32a 
                                            Tiergartenweg 32b 
                                            Tiergartenweg 32c 
                                            Tiergartenweg 32e 
                                            Tiergartenweg 32d 
Legende: 
Bauf.(10): Bauflächen (Gebäude) 
Landw(20): landwirtschaftlich genutzte Grundflächen (Dauerkulturanlagen oder 
           Erwerbsgärten) 
Sonst(10): Sonstige (Straßenverkehrsanlagen) 
Sonst(50): Sonstige (Betriebsflächen) 

samt Gebäudebestand (nachfolgend Liegenschaft A genannt), sowie der mit der Liegenschaft niet- und 
nagelfest verbundenen sonstigen baulichen und technischen Anlagen und Einrichtungen, soweit solche, 
wie etwa Strom- und Gaszähler, Telefoneinrichtungen etc., nicht im Eigentum Dritter stehen. 

Grunderwerbsteuer und Eintragungsgebühr angezeigt/selbstberechnet 

über FinanzOnline zu ErfNr: ……………..……………….………… 

am …...………………………….. 

 



  
 

 
Kaufvertrag EZZ 857, 859 KG 63118 Rudersdorf BG Graz-West Seite 2 | 11 

I.2. EZ 859, KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West, bestehend aus 
 
****************************************** A1 ******************************************* 
   GST-NR G BA (NUTZUNG)            FLÄCHE GST-ADRESSE 
    18/227    GST-Fläche        *      807 
              Bauf.(10)                  8 
              Gärten(10)               324 
              Sonst(50)                475 
    18/228    GST-Fläche               219 
              Bauf.(10)                 31 
              Gärten(10)                13 
              Sonst(50)                175 
   .76        GST-Fläche              1410 
              Bauf.(10)                382 
              Gärten(10)               298 
              Sonst(50)                730 Tiergartenweg 34 
   580        GST-Fläche        *      373 
              Gärten(10)                53 
              Sonst(10)                320 
   GESAMTFLÄCHE                       2809 
Legende: 
*: Fläche rechnerisch ermittelt 
Bauf.(10): Bauflächen (Gebäude) 
Gärten(10): Gärten (Gärten) 
Sonst(10): Sonstige (Straßenverkehrsanlagen) 
Sonst(50): Sonstige (Betriebsflächen) 

samt Gebäudebestand (nachfolgend Liegenschaft B genannt), sowie der mit der Liegenschaft niet- und 
nagelfest verbundenen sonstigen baulichen und technischen Anlagen und Einrichtungen, soweit solche, 
wie etwa Strom- und Gaszähler, Telefoneinrichtungen etc., nicht im Eigentum Dritter stehen.  
 
I.3. Von den der Verkäuferin gehörenden 4719/4719-tel Anteilen hat diese mit Kaufverträgen im Zeitraum 
von 06.11.2023 bis 29.12.2023 894/4719-tel Anteile verkauft, sodass ihr 3825/4719-tel Anteile 
verbleiben. 
 
I.4.  Die Verkäuferin verweist auf die Planbeilage ./1 und gibt hiezu bekannt, dass gemäß 
Bebauungsplan bzw. Erläuterungsbericht der Stadt Graz zur GZ A 14-115840/2018/0016 die 
Erschließung des südlichen Teils des Planungsgebietes durch den in der Planbeilage ./1 ersichtlichen 
Servitutsweg erfolgen wird. Der Käufer bestätigt diesbezüglich vollinhaltlich in Kenntnis zu sein. 
 
I.5.  Die Verkäuferin gibt bekannt, dass gemäß vorläufigem Teilungsplan erstellt vom DI Christian 
Liebhart zur GZ 2254/21 die in der Planbeilage ./1 gekennzeichneten Trennstücke 1, 2 und 3 in das 
Eigentum der Stadt Graz abzutreten sind.  

 
II. LASTENSTAND 
 
II.1. Ob der Liegenschaft A sind im C-Blatt keine Lasten einverleibt. 
 
II.2. Ob der Liegenschaft B  sind im C-Blatt keine Lasten einverleibt. 
 
II.3. Die Anmerkungen jeweils im A2-Blatt werden vom Käufer übernommen. 
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III. VERTRAGSGEGENSTAND 
 
III.1.  Gegenstand dieses Vertrages sind je 
 
....... | 4.719-tel ideelle Miteigentumsanteile 
 
an den unter Punkt I.1. und I.2. genannten Liegenschaften  
 
jeweils samt Gebäudestand und den mit diesen niet- und nagelfest verbundenen sonstigen baulichen 
und technischen Anlagen und Einrichtungen, soweit solche, wie etwa Strom- und Gaszähler, 
Telefoneinrichtungen etc., nicht im Eigentum Dritter stehen. 

 
III.2.  Der Käufer beabsichtigt die grundbücherliche Zusammenlegung der einzelnen unter Punkt I. 
genannten Grundstücke zu einer Liegenschaft gemäß vorläufigem Teilungsplan zur GZ 2254 erstellt vom 
DI Christian Liebhart. 

In diesem Sinn werden nach erfolgter Zusammenlegung die einzelnen unter Punkt III.1. beschriebenen 
Miteigentumsanteile einen entsprechenden Miteigentumsanteil an der Liegenschaft EZ 857 (neu), KG 
63118 Rudersdorf, BG Graz-West, mit der GSt-Nr 18/2 (neu) darstellen. 

Der Vertragsgegenstand stellt sich nach grundbücherlicher Durchführung des genannten Teilungsplans 
wie folgt dar: 

....... | 4.719-tel ideelle Miteigentumsanteile an der Liegenschaft EZ 857 (neu), KG 63118 Rudersdorf, 
BG Graz-West, mit der GSt-Nr 18/2 (neu). 

Der Käufer erteilt bereits jetzt seine unwiderrufliche Zustimmung, die den oben genannten Einlagezahlen 
inneliegenden Trennstücke 4, 5 und 6 abzuschreiben und der GST-Nr 18/2 (neu) inneliegend der 
Einlagezahl 857 (neu) zuzuschreiben sowie die Trennstücke 1, 2 und 3 gemäß Planbeilage ./1 der 
Liegenschaften EZZ 857 und 859 in das öffentliche Gut zu übertragen. 

Sollte eine Abweichung im Flächenausmaß auftreten, so vereinbaren die Vertragsparteien, dass diese 
Veränderungen vollkommen unentgeltlich erfolgen und die Abweichung mit dem Kaufpreis gemäß Punkt 
IV. jedenfalls als verrechnet gilt. 

Sollte eine Abweichung zwischen endgültigem Teilungsplan und vorläufigem Teilungsplan auftreten, so 
verpflichten sich die Vertragsparteien zur Unterfertigung eines für die Verbücherung dieses 
Kaufvertrages allenfalls notwendigen Nachtrages und erteilen dem Treuhänder und Vertragsverfasser 
Vollmacht den Nachtrag zu erstellen, zu unterfertigen und zu verbüchern. 

 
IV. KAUFABREDEN 
 
IV.1. Die Verkäuferin verkauft und übergibt und der Käufer kauft und übernimmt als Miteigentümer der 
künftigen Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a - 32e GesbR hiermit den 
unter Punkt III. genannten Vertragsgegenstand samt allem rechtlichen und tatsächlichen Zubehör und 
mit allen Rechten und Pflichten, mit denen die Verkäuferin diese bisher besessen und benützt hat oder 
zu besitzen und zu benützen berechtigt war, um den einvernehmlich als angemessen vereinbarten 
lastenfreien Kaufpreis von 

gesamt ....... Euro 

(in Worten: .................................................................... Euro) 
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Der Kaufpreis für die ideellen Miteigentumsanteile an den unter Punkt I.1. und I.2. genannten 
Liegenschaften wird im Verhältnis der Grundstücksflächen laut Grundbuchstand zueinander, wie 
nachstehend aufgeteilt: 
 

- 68 % für die Anteile an der EZ 857 Grundbuch 63118 Rudersdorf 
- 32 % für die Anteile an der EZ 859 Grundbuch 63118 Rudersdorf 

 
IV.2. Der in Punkt IV.1. vereinbarte Kaufpreis gilt für einen zur Gänze geldlasten- und bestandfreien 
Kaufgegenstand, dies unter Bedachtnahme auf die in Punkt II. angeführten Lasten. 
 
IV.3. Der in Punkt IV.1. einvernehmlich festgelegte Kaufpreis versteht sich ohne Umsatzsteuer. Die 
Vertragsparteien erklären ausdrücklich, das Optionsrecht auf die Verrechnung der Umsatzsteuer nicht 
auszuüben.  

 
V. KAUFPREISENTRICHTUNG, TREUHANDABREDEN 
 
V.1. Der unter Punkt IV.1. angeführte Kaufpreis ist binnen 28 Tagen ab allseitiger Unterfertigung dieses 
Kaufvertrages auf ein, von dem unter Punkt XIV. genannten Vertragsverfasser, welchen die 
Vertragsparteien hiermit zum gemeinsamen Treuhänder bestellen, eigens hierfür eingerichtetes 
Treuhandkonto lautend auf „EVG Tiergartenweg 32a - 32e Tranche 2024“ zu erlegen. 
 
V.2. Die Vertragsparteien erteilen dem Vertragsverfasser und Treuhänder gemeinsam den einseitig 
unwiderruflichen Treuhandauftrag, den Kaufpreis bestens (eine Garantie für einen bestimmten Zinssatz 
kann nicht übernommen werden und weist der Vertragsverfasser die Vertragsparteien darauf hin, dass 
die Treuhandbank möglicherweise Negativzinsen verrechnet), jedoch zur jederzeitigen Abberufung 
anzulegen und mit Vorliegen folgender Voraussetzungen und Originalurkunden an den Treuhänder bzw. 
beim Treuhänder: 
 
 Rangordnungsbeschluss zur TZ 7401/2023 über die beabsichtigte Veräußerung der Liegenschaften 

EZZ 857 und 859, je KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West welcher die lastenfreie 
Einverleibung des Eigentums des Käufers gewährleistet und welchem keine anderen als die in Punkt 
II. genannten Lasten vorangehen dürfen, 

 verbücherungsfähige Ausfertigung dieses Kaufvertrages, 

 sämtliche sonstige, zur im Sinne des Liegenschaftskaufvertrages ausbedungenen lastenfreien 
Eigentumsübertragung des Kaufgegenstandes allenfalls noch erforderliche (Zwischen-) Urkunden; 

den Kaufpreis zuzüglich der angereiften Zinsen, abzüglich KESt und Bankspesen nach Einverleibung 
des lastenfreien Eigentumsrechtes des Käufers an die Verkäuferin auf ein gesondert bekannt zu 
gebendes Konto auszuzahlen. Der Käufer trägt anteilig (bezugnehmend auf den Miteigentumsanteil 
gemäß Punkt III.) sämtliche iZm. dem Treuhandkonto anfallenden Spesen und Kosten. 

 
V.3. Gleichzeitig mit Erlag des Kaufpreises erlegt der Käufer die Grunderwerbsteuer und die 
grundbücherliche Einverleibungsgebühr beim Treuhänder auf dessen Anderkonto bei der Volksbank 
Wien AG, IBAN: AT51 4300 0431 8037 6477, Verwendungszweck „EVG Tiergartenweg 32a - 32e 
Tranche 2024“, lautend auf Koller & Schreiber Rechtsanwälte Partnerschaft, nunmehr Schreiber & 
Partner Rechtsanwälte OG mit dem Auftrag, eine Selbstberechnung durchzuführen und die 
Grunderwerbsteuer und die Einverleibungsgebühr für sie zu entrichten. 
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V.4. Die Verkäuferin wurde auf die Bestimmungen der Immobilienertragssteuer hingewiesen. Sie erklärt, 
dass gemäß § 24 Abs 3 Z 4 KöStG die §§ 30b und 30c EStG nicht anwendbar sind und keine 
Immobilienertragsteuer selbst zu berechnen ist. 
 
V.5. Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, dass die Vertragsabwicklung und die Kaufpreiszahlung 
vom Treuhänder über das anwaltliche elektronische Treuhandbuch der RAK Wien vorgenommen wird 
und erklären sich ausdrücklich bereit, dass zu diesem Zwecke die Kaufvertragsdaten der RAK Wien 
bekannt gegeben werden. 

 
VI. ÜBERGABE UND VERRECHNUNGSSTICHTAG 

 
VI.1. Die Übergabe und Übernahme des Kaufgegenstandes in den physischen Besitz und Genuss des 
Käufers erfolgt mit dem Tag der allseitigen Vertragsunterfertigung, jedoch nicht vor Eingang des 
Kaufpreises am Treuhandkonto und der Grunderwerbssteuer und der Eintragungsgebühr auf einem 
Anderkonto des Vertragsverfassers. Mit Ablauf des Tages der Übergabe gehen Besitz, Gefahr und Zufall, 
Nutzen und Lasten und die mit dem Kaufgegenstand verbundenen Rechte und Pflichten auf den Käufer 
über. 
 
VI.2. Als Stichtag für die Verrechnung der mit den Liegenschaften verbundenen, laufenden 
Aufwendungen und Erträge wird der der Unterfertigung dieses Vertrages durch beide Vertragsparteien 
folgende Monatserste vereinbart. Bis zum Ablauf dieses Tages gebührt jeder Nutzen der Verkäuferin, 
welche auch bis dahin die laufenden Aufwendungen (Betriebskosten, öffentliche Abgaben udgl.) aliquot 
zu tragen hat. Mit Beginn des folgenden Tages fallen Nutzen und Aufwendungen auf den Käufer. 
 
VI.3. Die Verkäuferin tritt sämtliche Ansprüche, aus den kaufgegenständlichen Liegenschaften 
betreffenden Versicherungsverträgen ab dem unter Punkt VI.1) genannten Stichtag, an den Käufer ab – 
dies aliquot im Verhältnis seiner Miteigentumsanteile gemäß Punkt III.1.). 
 

VII. GEWÄHRLEISTUNG UND HAFTUNG 
 
VII.1. Dem Käufer sind der Zustand, die Beschaffenheit, das Ausmaß und die Erträgnisse der 
gegenständlichen Liegenschaften samt dem darauf errichteten Gebäudebestand nach Einholung der ihm 
erforderlich erscheinenden Informationen bekannt und wurden von ihm zur Kenntnis genommen. Die 
Verkäuferin haftet dafür, dass der Kaufgegenstand in keinem schlechteren als dem zuletzt gemeinsam 
festgestellten Zustand in das Eigentum des Käufers übergeht.  
 
VII.2. Die Verkäuferin erklärt und haftet dafür, dass keine Verpflichtungen gegenüber der 
Voreigentümerin Frau Katharina Reiterer, geboren am 06.08.1986, vom Käufer zu übernehmen sind. 
 
VII.3. Die Verkäuferin haftet dafür, dass zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Vertrages keine 
unerfüllten behördlichen Auflagen und Aufträge, insbesondere keine Bauaufträge oder Abbruchaufträge, 
bestehen oder Verfahren welcher Art auch immer anhängig sind – dies jedoch unbeschadet der 
Verpflichtung gemäß Punkt VII.10. – weiters, dass keine bescheidmäßig verfügten öffentlich-rechtlichen 
Beschränkungen oder Belastungen bekannt sind oder sogar bereits vorliegen. 
 
VII.4. Die Verkäuferin haftet weiters dafür, dass der Kaufgegenstand von sämtlichen Personen und 
Rechten Dritter, insbesondere Nutzungs- und Bestandrechten geräumt von sämtlichen Personen und 
Fahrnissen, frei von Lagerungen und groben Verunreinigungen, in das uneingeschränkte Eigentum des 
Käufers übergeben wird und hält den Käufer diesbezüglich schad- und klaglos.  
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VII.5. Die Verkäuferin haftet für die Freiheit des Vertragsgegenstandes von Kontaminationen und 
Altlasten, insbesondere dafür, dass im Aushub- und Abbruchmaterial keine besonders zu entsorgenden 
Gegenständen und Materialien enthalten sind. 

Eine Kontaminierung des Vertragsgegenstandes liegt jedenfalls dann vor, wenn im Aushub- und 
Abbruchmaterial oder im Erdreich Abfälle bzw. Stoffe enthalten sind, die gemäß der Deponieverordnung 
2008 (in der geltenden Fassung) nicht in der Bodenaushubdeponie (§ 4 Zif 1, § 5 Abs. 1), der 
Inertabfalldeponie (§ 4 Zif 2, § 5 Abs. 2) oder der Baurestmassendeponie ( § 4 Zif 3 lit a, § 5 Abs. 3) 
abgelagert werden dürfen oder die in der Festsetzungsverordnung für gefährliche Abfälle i.d.j.g.F. 
genannt sind. 

Sollte eine Kontaminierung des Vertragsgegenstandes im Sinne dieses Punktes vorliegen, so haftet die 
Verkäuferin für jegliche dem Käufer erwachsende Kosten, insbesondere für die Entsorgung des Aushub- 
und Abbruchmaterials, der besonders zu entsorgenden Gegenständen und Materialien, der 
Dekontaminierung des Erdreiches, sowie für die Gebühren gemäß ALSAG. 

Diesfalls verpflichtet sich der Käufer die Verkäuferin zu informieren und ihr die Möglichkeit zur 
Überprüfung des Ausmaßes der Kontaminierung und der Angemessenheit der Kosten einzuräumen. 
 
VII.6. Die Verkäuferin haftet weiters uneingeschränkt dafür, dass der Vertragsgegenstand frei von 
bücherlichen und außerbücherlichen Lasten – mit Ausnahme der im Vertrag genannten – in das somit 
unbelastete Eigentum des Käufers übergeht und weiters dafür, dass Dritten am Vertragsgegenstand 
keinerlei Bestand-, Nutzungs- oder Verwertungsrechte und sonstige Rechte, welcher Art auch immer, 
insbesondere auch am Dachboden oder sonstigen allgemeinen Teilen der Liegenschaften oder in Bezug 
auf einen Hausbesorger zustehen.  Die Verkäuferin haftet weiters dafür, dass der Vertragsgegenstand 
wie besichtigt in das uneingeschränkte Eigentum des Käufers übergeben wird. Die Verkäuferin erklärt, 
dass sich der gesamte auf dem Vertragsgegenstand errichtete Gebäudebestand in ihrem 
unbeschränkten Eigentum befindet. 

Die Verkäuferin haftet insbesondere uneingeschränkt dafür, dass der Kaufgegenstand frei von 
Superädifikaten ist. 

Die Verkäuferin übernimmt weiters die Haftung, dass hinsichtlich des Kaufgegenstandes bis zum 
Zeitpunkt der vollständigen und bestandsfreien Übergabe keine – einseitigen oder wechselseitigen - 
Ansprüche, welcher Art auch, immer aus ehemaligen Bestands- oder sonstigen Rechtsverhältnissen 
(Rückforderung überhöhter Mieten, Rückforderung von Mietinvestitionen, Ansprüche auf Instandhaltung, 
etc.) bestehen und hält den Käufer diesbezüglich schad- und klaglos. 

Jegliche (wenn auch nur rechnerische) Mietzins- bzw. Entgeltreserve, aber auch eine allfällige 
Erhaltungs- und Verbesserungsbeitragsreserve gelten als mit dem Kaufpreis verrechnet. Es hat 
demzufolge weder der Käufer einen allfälligen Passivsaldo zu ersetzen noch die Verkäuferin einen 
allfälligen Aktivsaldo herauszugeben. 

Die Verkäuferin haftet weiters dafür, dass der Kaufgegenstand frei von gesondert zu entsorgenden 
Einbauten (z.B. Maschinen, Tanks, etc), übergeben wird, ebenso, dass der vormals bestehende Betrieb 
(Gärtnerei), ordnungsgemäß unter Einhaltung sämtlicher relevanter Normen und behördlicher 
Vorschriften geschlossen und stillgelegt wurde.  
 
VII.7. Die Verkäuferin übernimmt weiters die Haftung, dass hinsichtlich des Kaufgegenstandes bis zum 
Übergabetag keine Rückstände an Gebühren, Steuern, öffentlichen Abgaben oder 
Versicherungsprämien etc., für die Sachhaftung besteht, existieren. Werden nach Abschluss dieses 
Vertrages Rückstände an Gebühren, Steuern, öffentlichen Abgaben oder Versicherungsprämien etc., für 
die Sachhaftung besteht, bekannt, sind diese von der Verkäuferin zu tragen, sofern der, die 
Zahlungspflicht auslösende Tatbestand, vor dem Zeitpunkt des Abschlusses des Kaufvertrages liegt. 
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VII.8. Die Verkäuferin haftet dafür, dass der Kaufgegenstand vollkommen aufgeschlossen ist, daraus 
keine Gebühren, Abgaben oder Steuern offen aushaften. 

Die Verkäuferin haftet weiters dafür das der Zugang und die Zufahrt zum Kaufgegenstand laut 
Zufahrtsbewilligung der Stadt Graz Straßenamt vom 17.09.2020 mit der GZ A10-1-044316-2020-0002 
vorliegen. Die Verkäuferin verpflichtet sich binnen 3 Monaten ab allseitiger Unterfertigung dieses 
Kaufvertrages diese Zufahrtsbewilligung zu verlängern und die rechtswirksame Zufahrtsbewilligung der 
Stadt Graz Straßenamt dem Käufer zu übergeben. 
 
VII.9. Die Verkäuferin haftet weiters dafür, dass der Zugang und die Zufahrt zum Kaufgegenstand 
rechtlich und tatsächlich so uneingeschränkt gesichert sind, dass diese - ohne irgendwelche Leistungen 
des Käufers - vom nächstgelegenen öffentlichen Gut gegeben sind. 
 
VII.10. Der Käufer bestätigt über die Abtretungsflächen an die Stadt Graz lt. Planbeilage ./1 vollinhaltlich 
in Kenntnis zu sein. Festgehalten wird, dass die Abtretung noch nicht grundbücherlich durchgeführt 
wurde. Der Käufer verpflichtet sich, diese Abtretung auf eigene Kosten (anteilig bezugnehmend auf den 
Miteigentumsanteil gemäß Punkt III.) grundbücherlich durchzuführen.  

Gemäß Bebauungsplan bzw. Erläuterungsbericht der Stadt Graz zur GZ A 14-115840/2018/0016 erfolgt 
die Erschließung des südlichen Teils des Planungsgebietes durch den in der Planbeilage ./1 ersichtlichen 
Servitutsweg. Der Käufer nimmt diese Verpflichtung ausdrücklich zur Kenntnis.  
 
VII.11. Allfällige Kosten der notwendigen Aufsuche, der weiteren Sicherung sowie einer allfälligen 
Vernichtung von sich auf dem Kaufgegenstand befindlichem Kriegsmaterial sind von der Verkäuferin zu 
tragen, sofern es sich hierbei um solches Kriegsmaterial handelt, welches dem zweiten Weltkrieg oder 
einer jüngeren Periode zurechenbar ist. 
 
VII.12. Die Verkäuferin verpflichtet sich, bis zur Einverleibung des Eigentumsrechtes des Käufers über 
dessen Aufforderung - soweit formalrechtlich erforderlich und möglich - sämtliche Erklärungen, 
Stellungnahmen, Anträge abzugeben, Unterschriften, auch in beglaubigter Form, zu leisten, 
insbesondere Vollmachten auszustellen, die im Zusammenhang mit dem Erwerb des Kaufgegenstandes 
bzw. anschließenden Maßnahmen, welcher Art auch immer, insbesondere im Zusammenhang mit dem 
Bauverfahren, dem Verfahren zur Erlangung öffentlicher Förderungen, noch erforderlich sein könnten; 
dies jedoch auf Kosten des Käufers (anteilig bezogen auf seinen Miteigentumsanteil).  
 
VII.13. Aufgrund Erfüllung der Voraussetzungen gemäß § 5 Z 2 des Energieausweis-Vorlagegesetzes 
2012 (EAVG 2012) wird davon ausgegangen, dass der Gebäudebestand auf dem Kaufgegenstand 
binnen 3 Jahren ab Unterfertigung dieses Vertrages abgebrochen wird und besteht daher keine Vorlage- 
und Aushändigungspflicht eines Energieausweises durch die Verkäuferin an den Käufer. 

 
VIII. ANFECHTUNGSVERZICHT 
 
Die Vertragsparteien erklären, diesen Vertrag weder zum Schein, noch zur Umgehung gesetzlicher 
Bestimmungen abzuschließen. Sie erklären weiters, den wahren Wert des Kaufgegenstandes zu kennen 
und in Kenntnis dieses Wertes den Kaufpreis vereinbart zu haben bzw. mit dem Wertverhältnis zwischen 
Leistung und Gegenleistung ausdrücklich einverstanden zu sein und verzichten daher diesen Vertrag 
wegen Verkürzung über die Hälfte des wahren Wertes und aus welchen Gründen immer, ausgenommen 
Arglist gemäß § 870 ABGB, anzufechten. 
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IX. AUFSANDUNGSERKLÄRUNG 
 

Die Verkäuferin, MERINDA 39 Entwicklungs GmbH & Co KG, FN 521243 i, erteilt hiermit ihre 
ausdrückliche und unwiderrufliche Einwilligung, dass aufgrund dieses Vertrages ohne ihr weiteres 
Wissen und Zutun, jedoch nicht auf ihre Kosten, für 

.................................................................................... 
geboren am .............................................................. 

ob dem Vertragsgegenstand gemäß Punkt III. das Eigentumsrecht zu ....... | 4.719-tel ideellen 
Miteigentumsanteilen einverleibt werden kann.  

 

X. KOSTEN 
 

X.1. Die mit der Errichtung und Durchführung dieses Vertrages verbundenen Kosten, insbesondere die 
Kosten des ausschließlich vom Käufer beauftragten Vertragsverfassers und Treuhänders, Gebühren, 
Steuern und Abgaben aller Art, mit Ausnahme persönlicher Steuern der Verkäuferin, gehen zu Lasten 
des Käufers.  
X.2. Die Kosten einer allfälligen anwaltlichen oder sonstigen Vertretung bzw. Beratung trägt jeder 
Vertragsteil selbst. 
 
X.3. Personenbezogene Steuern, wie etwa die Immobilienertragsteuer hat der jeweils betroffene 
Vertragspartner zu bezahlen. Die Verkäuferin nimmt zur Kenntnis, dass sie diesen Verkauf in ihre 
Körperschaftssteuererklärung für das Jahr 2024 aufnehmen muss. 
 

XI. DEVISEN- UND STAATSBÜRGERSCHAFTSERKLÄRUNG, 
GELDWÄSCHEBESTIMMUNGEN 

 
XI.1. Der Käufer erklärt an Eides statt österreichischer Staatsbürger und Deviseninländer im Sinne der 
österreichischen Devisengesetze zu sein. 
 
XI.2. Der Käufer verpflichtet sich, dem Vertragserrichter zur Erfüllung seiner gesetzlichen Verpflichtungen 
nach den einschlägigen Geldwäschebestimmungen, den gesondert ausgehändigten Fragebogen zur 
Ermittlung der notwendigen Daten ausgefüllt und unter Beifügung der darin angeführten Urkunden 
unverzüglich zu übergeben. 

 
XII. HAUSVERWALTUNGSUNTERLAGEN, VERSICHERUNGEN 
 
XII.1. Im Zuge der Übergabe der Liegenschaft sind von der Verkäuferin sämtliche bei ihr vorhandenen 
objektbezogenen Verwaltungs- und Behördenunterlagen - insbesondere die originalen 
Versicherungspolizzen - dem Käufer bzw. dessen Vertreter zur weiteren freien Verfügung zu übergeben. 
Die Verkäuferin haftet in diesem Rahmen für deren Vollständigkeit, insbesondere was die 
Versicherungspolizzen betrifft. Zusätzlich erteilt die Verkäuferin als Versicherungsnehmerin der 
genannten Versicherungspolizze des Käufers ihre unwiderrufliche Zustimmung, dass der Käufer ab 
Übergabe des Kaufobjektes die aus der Versicherungspolizze zustehenden Ansprüche und Forderungen 
gegen die Versicherung - auch gerichtlich - geltend machen darf (§ 75 VersVG). 
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XII.2. Die Vertragsparteien bestätigen, auf die Kündigungsfristen und Anzeigepflichten bei 
liegenschaftsbezogenen Versicherungsverträgen gemäß §§ 69 ff VersVG aufmerksam gemacht worden 
zu sein. Die Verkäuferin verpflichtet sich, unverzüglich der Anzeigepflicht gegenüber dem Versicherer 
gemäß § 71 VersVG nachzukommen. Eine Verletzung dieser Verpflichtung kann die Leistungsfreiheit 
des Versicherers zur Folge haben. Die Vertragsparteien nehmen weiters zur Kenntnis, dass gemäß § 70 
VersVG bei Kaufvertragsabschluss bestehende liegenschaftsbezogene Versicherungsverhältnisse vom 
Erwerber binnen eines Monates ab Erwerb der Liegenschaft gekündigt werden können. Sollte der 
Versicherer infolge einer vorzeitigen Kündigung gemäß § 70 VersVG einen auf die Prämienleistung 
gewährten Dauerrabatt zurück fordern, hat die Verkäuferin diese Dauerrabattrückforderung wie auch 
allfällige Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr einer solchen 
Dauerrabattrückforderung zu tragen und den Käufer diesbezüglich vollumfänglich schad- und klaglos zu 
halten. 

 
XIII. BESONDERE VEREINBARUNG 
 
XIII.1. Der Käufer stellt seinerseits mit Wirkung für sich und im Verhältnis zu den übrigen Käufern, jedoch, 
ohne dass sich daraus Auswirkungen auf die Verkäuferin ergeben, ausdrücklich fest, dass 

 mit diesem Kaufvertrag lediglich ideelles Miteigentum ohne individuelle Nutzungsrechte an einem 
(oder mehreren) räumlich abgegrenzten Teil(en) der gegenständlichen Liegenschaften bzw. des 
Gebäudebestandes und sonstiger Flächen erworben wird (werden) und der auf den gegenständlichen 
Liegenschaften befindliche Gebäudestand nach dem Willen des Käufers und aufgrund des Beitritts 
zur bestehenden Vereinbarung der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft einer nachhaltigen, 
auf die Erzielung eines Ertrages gerichteten, gemeinschaftlichen Vermietung zugeführt wird, 

 die gegenständlichen Liegenschaften samt Gebäudebestand in ihrem derzeitigen Zustand, somit vor 
Sanierung und Ausbau erworben wird und dieser Erwerbsvorgang somit der gemeinsamen Schaffung 
eines ertragsfähigen Vermögenswertes zur Erzielung eines adäquaten Ertrages dient, wobei der dazu 
erforderliche Abbruch des Altbestandes und Neubau ausschließlich auftrags der Käufergemeinschaft 
erfolgt, die sich durch die Vereinbarung für eine Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft zu einer 
dauerhaften Organisation wirtschaftlicher Tätigkeit verbindet und zu deren Ausübung dritte 
Vertragspartner in Anspruch nimmt, 

 es sich bei diesem Vertrag auch in Verbindung mit der Vereinbarung für eine Errichtungs- und 
Vermietungsgemeinschaft und einem gesondert abzuschließenden Werkvertrag nicht um einen 
Bauträgervertrag im Sinne des BTVG handelt. 

 
XIII.2. Die Vertragsparteien vereinbaren, dass für den Fall, dass die Bestimmungen des BTVG dennoch 
anzuwenden wären, gemäß § 1 Abs. 2 BTVG die Anwendbarkeit dieses Gesetzes für diesen Vertrag 
abbedungen wird, zumal die Käufer als Erwerbsgemeinschaft Unternehmer und nicht Verbraucher im 
Sinne der konsumentenschutzrechtlichen Bestimmungen sind.  

 
XIV. BEVOLLMÄCHTIGUNG 
 
Die Vertragsparteien bevollmächtigen und beauftragen hiermit den beiderseitig bestimmten Treuhänder 
Koller & Schreiber Rechtsanwälte Partnerschaft, nunmehr Schreiber & Partner Rechtsanwälte OG (FN 
226922i, HG Wien), 1180 Wien, Aumannplatz 1/Währinger Straße 162, diesen Vertrag grundbücherlich 
durchzuführen, sämtliche Erklärungen und Ergänzungen dieses Vertrages in ihrem Namen in einfacher 
oder auch beglaubigter Form vorzunehmen, die zur grundbücherlichen Durchführung notwendig sind 
(wobei der Treuhänder als von allen Vertragsparteien bevollmächtigter Vertreter ausdrücklich zum 
Selbstkontrahieren und zur Doppelvertretung ermächtigt ist), Nachträge, Ergänzungen und 
Richtigstellungen zum vorliegenden Kaufvertrag zu verfassen, zu unterfertigen und zu verbüchern, mit 
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welchem insbesondere die Aufsandungserklärung gemäß Punkt IX.) entsprechend dem 
Grundbuchsstand angepasst wird, ferner zur Intabulierung von Pfandrechten des Käufers und Löschung 
von Pfandrechten oder Rangordnungen, insb. Verpfändungsrangordnungen, der Verkäuferin oder 
sonstiger Lasten, zur Erwirkung von auf die gegenständlichen Liegenschaften bezogenen 
Rangordnungsbeschlüssen für die beabsichtigte Veräußerung, sowie zur Abgabe von Erklärungen 
gegenüber der Finanzverwaltung, der Grundverkehrsbehörde, Gerichten und jenen Behörden, die 
öffentliche Förderungen verwalten, sowie zur Empfangnahme von Bescheiden, Beschlüssen und 
Urkunden aller Art. 

 

XV. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
 
XV.1. Änderungen, Ergänzungen und Zusätze zu diesem Vertrag bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Diese Form ist auch für das Abgehen von diesem Formerfordernis einzuhalten. 
 
XV.2. Sollten Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder nichtig sein oder 
werden, so wird dessen Gültigkeit jedoch im Übrigen nicht berührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich 
die unwirksame bzw. nichtige Regelung durch eine solche zu ersetzen, die dem am nächsten kommt, 
was die Vertragsparteien gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck dieses Vertrages gewollt hätten, 
wenn sie bei dessen Abschluss den Punkt im Hinblick auf die Rechtsunwirksamkeit oder Nichtigkeit 
bedacht hätten.  
 
XV.3. Die Vertragsparteien erklären, sich über die steuerlichen und gebührenrechtlichen Auswirkungen 
dieses Kaufvertrages bei ihren jeweiligen steuerlichen Vertretern umfassend informiert zu haben und von 
diesen über jeden steuerlichen und gebührenrechtlichen Aspekt umfassend aufgeklärt worden zu sein. 
Die Vertragsparteien verzichten diesbezüglich auf ergänzende Informationen des Vertragsverfassers und 
haben diese Aspekte abschließend mit den jeweiligen steuerlichen Vertretern geklärt. Eine 
diesbezügliche Haftung des Vertragsverfassers wird ausdrücklich ausgeschlossen. 
 
XV.4. Als Gerichtsstand für allfällige Rechtsstreitigkeiten aus diesem Vertrag, auch über seine Gültigkeit 
selbst, vereinbaren die Vertragsparteien gemäß § 104 JN die ausschließliche Zuständigkeit des sachlich 
nach Lage des Kaufgegenstandes in Betracht kommenden Gerichtes. 
 
XV.5. Dieser Kaufvertrag wird in einer Urschrift errichtet. Die Urschrift bleibt beim Vertragsverfasser und 
Treuhänder bis zur grundbücherlichen Durchführung und steht dem Käufer zu. Die Verkäuferin erhält 
eine einfache (über ihren Wunsch und auf ihre Kosten auch beglaubigte) Abschrift dieser Urkunde. 
 
Unterschriften:
 
 
 , am   
 
 
 
 
  
MERINDA 39 Entwicklungs GmbH & Co KG 
FN 521243I 
 

 
 
 , am   
 
 
 
 
  
Titel Vorname Nachname 
geboren am ............................................. 

Beilage: 

Planbeilage ./1 
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SPEZIALVOLLMACHT 
 
 
mit welcher ich, Frau/Herr ..............................................................................................................., 
geboren am ....................................., 
wohnhaft in ................................................................. | ...................................................................., 
 
 
die 
 
 
Koller & Schreiber Rechtsanwälte Partnerschaft, nunmehr 
Schreiber & Partner Rechtsanwälte OG 
(FN 226922i), HG Wien 
1180 Wien, Aumannplatz 1/Währinger Straße 162 
 
 
im Zusammenhang mit dem Erwerb von Miteigentumsanteilen an der Liegenschaft EZ 857, bestehend 
aus GST-NR 18/2, mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 26, 32a - 32d sowie an der Liegenschaft 
EZ 859 bestehend aus GST-NR 18/227, 18/228, .76, 580 mit der Liegenschaftsadresse 
Tiergartenweg 34, jeweils KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West  

und zukünftig nach Durchführung des Teilungsplanes des DI Christian Liebfahrt zur GZ 2254/21, an der 
Liegenschaft EZ 857 (neu) bestehend aus GST-NR 18/2 (neu) mit der Liegenschaftsadresse Tiergarten 
weg 32a - 32e 

sowie 

im Zusammenhang mit der Errichtung einer Wohnhausanlage auf der vorgenannten Liegenschaft samt 
Tiefgarage und Außenanlagen, sowie der Verwaltung und Betreuung sämtlicher mit dem Projekt 
verbundenen administrativen, organisatorischen und rechtlichen Angelegenheiten  

unwiderruflich bevollmächtige und ermächtige für mich und in meinem Namen: 

• Nachträge, Änderungen und Ergänzungen zum Kaufvertrag hinsichtlich des Ankaufes ideeller 
Miteigentumsanteile an der obengenannten Liegenschaft zu verfassen, grundbuchsfähig zu unterfertigen 
und grundbücherlich durchzuführen, 

• vom finanzierenden Kreditinstitut, die zur Ausübung der Treuhandschaft notwendige, volle 
Auskunftserteilung zu verlangen, wobei diese Institute und ihre Angestellt:innen dem/der 
Vollmachtnehmer:in gegenüber ausdrücklich vom Datenschutz und der Wahrung des Bankgeheimnisses 
gemäß § 38 Abs 2 Z 5 BWG entbunden und ermächtigt sind, diesem/dieser die gewünschten Auskünfte 
zu geben, Kreditinstitutsangestellte als Zeug:innen vom Datenschutz und Bankgeheimnis zu entbinden 
und überhaupt alle Personen von dem/der Vollmachtgeber:in gegenüber bestehenden 
Verschwiegenheitspflichten zu entbinden sowie die Bekanntgabe aller auf den/die Vollmachtgeber:in 
gespeicherten Daten im Sinne des Datenschutzgesetzes zu verlangen; 

• in meinem Namen und auf meine Rechnung Kreditverträge, mit dem darin ausgewiesenen 
finanzierenden Kreditinstitut abzuschließen und rechtsverbindlich zu unterfertigen,  
die Verpfändung des Geschäftsanteiles an der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz, 
Tiergartenweg 32a - 32e GesbR vorzunehmen und in diesem Zusammenhang insbesondere auch die 
Verpfändungsvereinbarung zu unterfertigen sowie die Abtretung sämtlicher Forderungen  
aus der Beteiligung an der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz,  
Tiergartenweg 32a - 32e GesbR vorzunehmen und in diesem Zusammenhang insbesondere auch die 
Abtretungsvereinbarung zu unterfertigen; sowie in diesem Zusammenhang vom Kreditinstitut die 
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gesetzlich vorgesehene Aufklärung und Informationen entgegenzunehmen, sämtliche Bestimmungen 
des Kreditvertrages, wie beispielsweise Laufzeit, Höhe des Zinssatzes, Rückführungsart (endfällig oder 
in periodischen Zins- und Tilgungsraten), zu vereinbaren und den Kreditvertrag zu unterfertigen und die 
hierfür erforderlichen Unterlagen und Urkunden, wie Pfandurkunden und Abtretungsvereinbarung (samt 
erforderlichen Nachträgen, Änderungen und Ergänzungen) zu unterfertigen, sowie Veräußerungsverbote 
zu unterfertigen, Pfandrechte, Veräußerungsverbote und Vorrangeinräumungserklärungen, 
insbesondere soweit dies zur grundbücherlichen Durchführung erforderlich ist, sämtliche genannte 
Urkunden zu verbüchern, wobei der Vollmachtnehmer hinsichtlich sämtlicher genannter Verträge, 
Vereinbarungen und Urkunden jeder Art als bevollmächtigte:r Vertreter:in ausdrücklich auch zum 
Selbstkontrahieren und zur Vertretung der Investor:innen ermächtigt ist; 

• Dienstbarkeitsvereinbarungen (samt erforderlichen Nachträgen, Änderungen und Ergänzungen) in 
herrschender und dienender Stellung, entgeltlich und unentgeltlich, befristet, unbefristet sowie 
immerwährend sowohl zu Gunsten als auch zu Lasten der Liegenschaften, insbesondere für 
Grunddienstbarkeiten des Gehens und Fahrens mit Fahrzeugen aller Art, Leitungsrechte, Wege- und 
Fahrrechte, insbesondere zur Anbindung an das öffentliche Gut, Servitute im Zusammenhang mit der 
Errichtung einer Tiefgarage, sowie der Verlegung, Duldung, Belassung, Erhaltung und Erneuerung von 
unterirdischen Ver- und Entsorgungseinrichtungen und -leitungen, weiters für die Nutzung von Garten-, 
Grün- und Allgemeinflächen, außerdem für Mitnutzungsrechte von Müllplätzen, zu errichten, 
abzuschließen und zu unterfertigen und die entsprechenden Dienstbarkeiten zu verbüchern, und auch in 
notariell beglaubigter Form zu unterfertigen sowie weiters erteile ich allgemeine und unbeschränkte 
Vollmacht sowie Prozessvollmacht, insbesondere gemäß § 1008 ABGB, §§ 31 ff ZPO, § 10 AVG und 
§ 83 BAO und ermächtige damit den/die Vollmachtnehmer:in insbesondere mich, auch über mein 
Ableben hinaus und meine Erb:innen in allen Angelegenheiten, sowohl behördlich, insbesondere vor 
Gerichten, Verwaltungs- und Finanzbehörden als auch außerbehördlich zu vertreten, Prozesse anhängig 
zu machen und davon abzustehen, Zustellungen aller Art, auch zu eigenen Handen (Postvollmacht), 
insbesondere auch Klagen, Urteile, Beschlüsse, insbesondere Grundbuchsbeschlüsse und Bescheide 
anzunehmen, Rechtsmittel aller Art zu ergreifen und zurückzuziehen, Exekutionen und einstweilige 
Verfügungen zu erwirken und davon abzustehen, Einverleibungs-, Vorrangseinräumungs-, Löschungs- 
und Zustimmungserklärungen abzugeben, Gesuche bzw. Anträge zur Bewilligung grundbücherlicher 
Eintragungen und Anmerkungen jeder Art, insbesondere Rangordnungsgesuche zu unterfertigen, 
Namensrangordnungen iSd § 57a GBG zu beantragen, insbesondere Teilungspläne, die Ab- und 
Zuschreibung von Grundstücken und Teilflächen und die Zusammenlegung von Grundstücken zu 
veranlassen, durchzuführen und zu verbüchern, Anzeigen und Anträge nach dem jeweils anwendbaren 
Grundverkehrsgesetz zu erstatten, Vergleiche jeder Art abzuschließen, Geld und Geldeswert zu 
beheben, in Empfang zu nehmen und darüber zu quittieren, bewegliche und unbewegliche Sachen und 
Rechte entgeltlich oder unentgeltlich zu erwerben, zu veräußern oder zu belasten, Kredit- und 
Darlehensverträge zu schließen, Wechsel zu fertigen, Pfandbestellungsurkunden und Schuldscheine zu 
unterfertigen, Schiedsrichter:innen zu wählen und sich auf schiedsrichterliche Entscheidungen zu 
einigen, mich im Insolvenzverfahren, welcher Art auch immer, zu vertreten und sämtliche hierzu 
erforderlichen Erklärungen abzugeben sowie das Stimmrecht auszuüben bzw. meine Vertretung in 
Gläubigerversammlungen oder aber in Gläubigerausschüssen wahrzunehmen, Treuhänder:innen und 
Stellvertreter:innen mit gleicher oder eingeschränkter Vollmacht zu bestellen und überhaupt alles 
vorzukehren, was für nützlich und notwendig erachtet wird. Die Substitutionsbefugnis gilt insbesondere 
auch für die Bevollmächtigung von Architekt:innen, planenden Baumeister:innen, Steuerberater:innen, 
Hausverwalter:innen und sonstigen Fachleuten für deren einschlägige Tätigkeiten und die erforderlichen 
Zustimmungserklärungen in den erforderlichen Verwaltungsverfahren, insbesondere Bauverfahren  
hinsichtlich der oben genannten Liegenschaft abzugeben.  
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Ich erlaube dem finanzierenden Kreditinstitut personalisierte Mitteilungen und Informationen aus der 
Geschäftsverbindung mit ihm (insbesondere auch die im Zuge der Krediteinräumung an den/die 
Vollmachtnehmer:in zu übermittelnden Vertragsdokumente wie Kredit- und Sicherheitenverträge) an die 
dem finanzierenden Kreditinstitut - bekanntgegebene(n) oder künftig bekannt zu gebende(n) E-Mail-
Adresse(n) des Vollmachtnehmers/der Vollmachtnehmerin (Rechtsanwalt/Rechtsanwältin) zu senden. 
Eine etwaige Änderung dieser Adressen wird der/die Vollmachtnehmer:in dem finanzierenden 
Kreditinstitut unverzüglich schriftlich mitteilen.  

Diese Vollmacht berechtigt den/die Vollmachtnehmer:in hinsichtlich sämtlicher genannter Verträge, 
Vereinbarungen und Urkunden jeder Art auch zum Abschluss von lnsichgeschäften bzw. zum 
Selbstkontrahieren und zur Doppelvertretung. 

 

ZUSTIMMUNGSERKLÄRUNG:  
Es ist mir bekannt, dass im Zusammenhang mit dem Erwerb von Miteigentumsanteilen an der 
Liegenschaft und anschließender Begründung von Eigentum bzw. Wohnungseigentum, einzelne 
Investor:innen der neu gegründeten Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz, 
Tiergartenweg 32a - 32e GesbR beabsichtigen, im Rahmen einer (teilweisen) Fremdfinanzierung ihren 
Geschäftsanteil an der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a - 32e 
GesbR zu verpfänden und die ihnen als Gesellschafter:innen zustehenden Forderungen aus dieser 
Beteiligung zur Besicherung der Kreditforderung an das Kreditinstitut abzutreten. In diesem 
Zusammenhang räume ich bereits hiermit im Sinne des § 1182 Abs. 1, 2 Satz ABGB den übrigen 
Gesellschafter:innen der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a - 32e 
GesbR das Recht ein, ihren jeweiligen Geschäftsanteil an der Errichtungs- und 
Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a - 32e GesbR für den Fall einer 
Fremdfinanzierung an das Kreditinstitut zu verpfänden und die den Gesellschafter:innen aufgrund ihres 
Geschäftsanteiles zustehenden Forderungen aus der Beteiligung abzutreten. Ich erteile bereits hiermit 
meine ausdrückliche Zustimmung zur Verpfändung der Geschäftsanteile an der GesbR und/oder 
Abtretung der Forderungen im Zusammenhang mit den Geschäftsanteilen an der GesbR an das 
finanzierende Kreditinstitut. 

 

Erklärung zum Datenschutz: Ich bestätige die Kenntnisnahme des Informationsblattes zur 
Datenschutzerklärung und Haftungsbeschränkung, in welchem alle erforderlichen Informationen zur 
Verarbeitung der Daten und zu meinen Rechten angeführt sind, und welches mir ausgehändigt wurde. 

 
 
 
 
 
 
 
  |   
Ort | Datum 
 
 

 
 
 
 
 
  
Titel | Vorname | Name 
geboren am .........................

 



Seite 1 | 2 

SPEZIALVOLLMACHT 
WOHNUNGSEIGENTUMSBEGRÜNDUNG 
 
 
Ich, 

 
 
Frau/Herr ..............................................................................................................., 
geboren am ....................................., 
wohnhaft in ................................................................. | ...................................................................., 
 
 
bevollmächtige hiermit unwiderruflich die 

 
 
Koller & Schreiber Rechtsanwälte Partnerschaft, nunmehr  

Schreiber & Partner Rechtsanwälte OG 

FN 226922i, HG Wien  
1180 Wien, Aumannplatz 1/Währinger Straße 162 
 

auch für meine Rechtsnachfolger:innen und über meinen Tod hinaus,  

hinsichtlich den Miteigentumsanteilen an der Liegenschaft EZ 857, bestehend aus GST-NR 18/2, mit der 
Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 26, 32a - 32d sowie an der Liegenschaft EZ 859 bestehend aus 
GST-NR 18/227, 18/228, .76, 580 mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 34, jeweils KG 63118 
Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West  

und zukünftig nach Durchführung des Teilungsplanes des DI Liebfahrt zur GZ 2254/21, hinsichtlich den 
Miteigentumsanteilen an der Liegenschaft EZ 857 (neu) bestehend aus GST-NR 18/2 (neu) mit der 
Liegenschaftsadresse Tiergarten weg 32a - 32e 

für mich in meinem Namen hinsichtlich der von mir erworbenen ………. | 4.719-tel Anteile an oben 
genannten Liegenschaften, mit welchen Wohnungseigentum an Wohnung Top ………. samt 
Kellerabteil Keller ………. und Garten Top ………. sowie ………. | 4.719-tel Anteile mit denen 
Wohnungseigentum an dem Abstellplatz für KFZ ………. verbunden werden soll, 

das Übereinkommen zur Begründung von Wohnungseigentum sowie allfällige Berichtigungen und 
Nachträge mit allen anderen Miteigentümer:innen abzuschließen; 

a) die erforderlichen Aufsandungserklärungen für die allfällige Berichtigung der Miteigentumsanteile und 
Wohnungseigentumsbegründung abzugeben und grundbücherlich durchzuführen; 

b) ein allenfalls erforderliches Nutzwertfestsetzungsverfahren durchzuführen und mich vor der 
Schlichtungsstelle bzw. dem Bezirksgericht zu vertreten und allenfalls Rechtsmittel und/oder 
Rechtsbehelfe gegen die Entscheidung über eine gerichtliche Nutzwertfestsetzung zu ergreifen; 

c) Urkunden beglaubigt oder unbeglaubigt zu unterfertigen, welche für allfällige 
Pfandrechtsberichtigungen insbesondere zur Wohnungseigentumsbegründung - notwendig sind; 
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d) mit Wohnungseigentumsbewerbern Kaufverträge über Miteigentumsanteile bzw. Anteile, mit denen 
das Wohnungseigentum an Wohnungen, Geschäftslokalen und KFZ-Abstellplätzen verbunden ist 
bzw. mit denen die Zusage der/die Vollmachtsgeber:in zur Einräumung des 
Wohnungseigentumsrechtes gem. § 40 Abs 2 WEG 2002 erteilt wird, abzuschließen;  

e) die für Wohnungseigentumsbewerber:innen erforderlichen Zusagen der Einräumung des 
Wohnungseigentumsrechtes gem. § 40 Abs 2 WEG 2002 zu erteilen und die Anmerkung 
grundbücherlich durchzuführen; 

f) die Bestellung einer Hausverwaltung zu unterfertigen; 

g) allenfalls erforderliche Randordnungsbeschlüsse zu erwirken; 

h) zur Vertretung vor Gerichten, Finanz- und sonstigen Behörden,  

i) Zustimmungserklärungen gem. § 40 Abs. 2 WEG 2002 für die Einverleibung der Anmerkung der 
Zusage der Einräumung von Wohnungseigentum für weitere Wohnungseigentumsbewerber:innen 
abzugeben; 

 

Diese Vollmacht ist bis zum Abschluss der grundbücherlichen Durchführung der 
Wohnungseigentumsbegründung unwiderruflich 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
  |   
Ort | Datum 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
  
Titel | Vorname | Name 
geboren am .........................
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Der/Die Endesgefertigte 
 
 
............................................... 
............................................... 
............................................... 
 
erteilt hiermit als Vollmachtgeber:in an 
 
IWB Institut für Wirtschaftsberatung GmbH 
Grillparzerstraße 18-20 
4020 Linz 
 
als Vollmachtnehmerin 
 
sowie an  
 
IFA Institut für Anlageberatung GmbH 
Grillparzerstraße 18-20 
4020 Linz 
 
als Vollmachtnehmerin 
 
gemeinsam kurz „die Vollmachtnehmerinnen“ 
 
nachstehende 
 

VOLLMACHT 
 
im Zusammenhang mit dem Erwerb durch den/die Vollmachtgeber:in und dessen/deren 
anschließendem Eigentum an der Liegenschaft EZ 857, bestehend aus GST-NR 18/2, mit der 
Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 26, 32a - 32d, sowie der Liegenschaft EZ 859 bestehend aus 
GST-NR 18/227, 18/228, .76, 580 mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 34, jeweils KG 63118 
Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West und zukünftig nach Durchführung des Teilungsplanes des 
DI Christian Liebfahrt zur GZ 2254/21, der Liegenschaft EZ 857 (neu) bestehend aus GST-NR 18/2 
(neu) mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 32a - 32e (in der Folge kurz „Liegenschaft“)  

zur Vertretung als Machthaber:in gemäß § 1008 ABGB in allen außerbehördlichen und behördlichen 
Angelegenheiten, auch über den Tod hinaus, insbesondere vor Gerichten, Schlichtungsstellen, 
Baubehörden, Finanzbehörden und vor allen anderen Behörden. Die Vollmachtnehmerinnen sind 
diesbezüglich ermächtigt Anträge jeder Art zu stellen, an Verhandlungen teilzunehmen und Erklärungen 
abzugeben, insbesondere Vergleiche aller Art abzuschließen, Kammermeldungen für die treuhändige 
Abwicklung zu unterfertigen, Zustellungen aller Art, auch zu eigenen Handen (Postvollmacht) sowie Geld- 
und/oder Geldeswert einschließlich der mit den Liegenschaften im Zusammenhang stehenden 
Steuerguthaben in Empfang zu nehmen und darüber zu quittieren, Verträge jeder Art insbesondere 
Darlehens- und Kreditverträge bis zum erforderlichen Fremdfinanzierungsbetrag und 
Versicherungsverträge abzuschließen, abzuändern und aufzuheben, die Kreditvaluta von dem zur 
Finanzierung des Erwerbs der Miteigentumsanteile an den Liegenschaften EZZ 857, 859 (künftig EZ 857 
GST-NR 18/2), KG 63118 Rudersdorf mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 32a - 32e, 8055 Graz 
von dem seitens des finanzierenden Kreditinstituts dem/der Vollmachtgeber:in eingeräumten Kredit 
(Kreditkonto) abzurufen und auf das Konto der „EVG“, lautend auf Errichtungs- und 
Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a - 32e GesbR bei dem finanzierenden 
Kreditinstitut zu übertragen, bewegliche und unbewegliche Sachen und Rechte entgeltlich und 
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unentgeltlich zu erwerben, zu belasten und zu veräußern; grundbuchsfähige Urkunden aller Art, 
insbesondere Pfandbestellungsurkunden, Schuldscheine, Einverleibungs-, Vorrangs-, Löschungs- und 
Zustimmungserklärungen sowie Rangordnungsgesuche zu unterfertigen und alle Anträge auf 
Bewilligung bücherlicher Eintragungen zu stellen; Schiedsverträge abzuschließen und 
Schiedsrichter:innen bzw. Schiedsmänner/Schiedsfrauen zu bestellen sowie Treuhänder:innen zu 
berufen, bei finanzierenden Kreditinstituten Konten zu eröffnen, über diese zu verfügen, Rahmen zu 
vereinbaren und die Konten zu schließen, diesbezüglich volle Auskunftserteilung zu verlangen, wobei die 
Kreditinstitute und ihre Angestellt:innen der Vollmachtnehmerinnen gegenüber dem Daten- und 
Bankgeheimnis entbunden und ermächtigt sind die gewünschten Auskünfte zu geben. Diese 
Ermächtigung sowie Entbindung vom Bankgeheimnis umfasst auch sämtliche Kredite (ggf. inklusive 
Verrechnungskonten), die der/die Vollmachtgeber:in zur Finanzierung der o.g. Liegenschaften als 
alleinige:r Kreditnehmer:in aufgenommen hat. 

Die Vollmachtnehmerinnen sind zur Vornahme der gemeinsamen Verwaltung der o.g. Liegenschaften 
somit all jener Liegenschaftsanteile, die insgesamt im Eigentum aller Miteigentümer:innen stehen, 
berechtigt Beschlussfassungen der Miteigentümergemeinschaft/Errichtungs- und 
Vermietungsgemeinschaft herbeizuführen und überhaupt alles vorzukehren, was die 
Vollmachtnehmerinnen in Bezug auf die o.g. Liegenschaften für notwendig und nützlich halten. Die 
Vollmachtnehmerinnen sind insbesondere berechtigt, die Zustimmung zu baulichen Abänderungen, 
Zubauten und Umbauten die Liegenschaften betreffend zu erteilen, die Zustellung von 
Baubewilligungsbescheiden entgegenzunehmen, Rechtsmittel einzubringen sowie den/die 
Vollmachtgeber:in in Verfahren betreffend Konsenswidrigkeit als auch in der Eigenschaft des 
Vollmachtgebers/der Vollmachtgeberin als Anrainer:in im Bewilligungsverfahren zu vertreten. Die 
Vollmachtnehmerinnen werden weiters ermächtigt, Rückerstattungen bereits entrichteter Abgaben, 
insbesondere Ausgleichsabgaben oder Kanaleinmündungsgebühren entgegenzunehmen und darüber 
rechtswirksam zu quittieren.  
 
Die Vollmachtnehmerinnen sind berechtigt, auf ihre Kosten Untervollmachten zu erteilen und 
Subbevollmächtigte bzw. Substituten mit gleicher oder eingeschränkter Vollmacht zu bestellen. Die 
Vollmachtnehmerinnen sind ausdrücklich zum Selbstkontrahieren und zur Doppelvertretung ermächtigt. 
Weiters sind die Vollmachtnehmerinnen berechtigt, zur Wahrnehmung der Interessen und Rechte des 
Vollmachtgebers/der Vollmachtgeberin in dessen Namen sachkundige Vertreter:innen wie 
Rechtsanwälte u. Rechtsanwältinnen, Notare und Notarinnen, Steuerberater:innen und sonstige 
Sachverständige zu beauftragen. Die diesbezüglichen Kosten sind jedoch von der 
Miteigentümergemeinschaft/Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft zu tragen. Die 
Vollmachtnehmerinnen sind berechtigt, gem. § 90a BAO Daten der Miteigentümergemeinschaft/ 
Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft bei den Abgabenbehörden im Wege einer 
automationsunterstützten Datenübertragung mit einem Datenendgerät abzufragen und auszugeben. 
 
Die Vollmachtnehmerinnen sind in sämtlichen Angelegenheiten zur Einzelvertretung befugt. Für den Fall, 
dass eine Vollmachtnehmerin nicht mehr fortbesteht, bleibt gegenständliche Vollmacht für die jeweils 
andere Vollmachtnehmerin vollinhaltlich aufrecht.  
 
Diese Vollmacht gilt auf unbestimmte Dauer erteilt und kann erst nach rechtswirksamer 
Beendigung/Kündigung des entsprechenden Auftragsverhältnisses widerrufen werden.

.

 
 
 
 
 
 
 
  |   
Ort | Datum 
 

 
 
 
 
 
 
 
  
Vollmachtgeber:in 
Titel | Vorname | Name 
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VOLLMACHTGEBER:IN:  

................................................................................................................................……….………....... 
wohnhaft in ................................................................. | ...................................................................... 
 
Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft 
Graz, Tiergartenweg 32a - 32e GesbR 
 
Finanzamt: Finanzamt Graz-Stadt (FA 68) 

 
Steuer Nr.: 877/8596 

 
 

VOLLMACHT 
 
 
Hiermit bevollmächtige ich die 

 
Rabel & Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft 
Hallerschloßstraße 1, 8010 Graz 
 

mich in allen steuerlichen und wirtschaftlichen Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Liegenschaft 
EZ 857, bestehend aus GST-NR 18/2, mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 26, 32a - 32d, sowie 
der Liegenschaft EZ 859 bestehend aus GST-NR 18/227, 18/228, .76, 580 mit der Liegenschaftsadresse 
Tiergartenweg 34, jeweils KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West und zukünftig nach 
Durchführung des Teilungsplanes des DI Christian Liebfahrt zur GZ 2254/21, der Liegenschaft EZ 857 
(neu) bestehend aus GST-NR 18/2 (neu) mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 32a - 32e (in der 
Folge kurz „Liegenschaft“)  

gegenüber den zuständigen Behörden und Personen rechtsgültig zu vertreten und für mich Eingaben, 
Steuererklärungen etc. zu unterfertigen, Akteneinsicht zu nehmen, sowie alles ihm/ihr in meinem 
Interesse zweckdienlich Erscheinende zu verfügen, Rechtsmittel und andere Rechtsbehelfe 
einzubringen und zurückzuziehen, Rechtsmittelverzichtserklärungen sowie verbindliche Erklärungen 
abzugeben, und überhaupt sämtliche durch die Abgabenvorschriften vorgesehenen Handlungen zu 
vollziehen, die ein/e Steuerpflichtige:r vorzunehmen berechtigt bzw. verpflichtet ist. Gemäß 
Finanzstrafgesetz gilt diese Vollmacht auch für das Verfahren in Steuerstrafsachen als Verteidiger:in. 

Die Vollmacht wird im FinanzOnline angemerkt. Ich erteile auch ausdrücklich meine Zustimmung zur 
Akteneinsicht im Rahmen des elektronischen Datendienstes der Finanzverwaltung (FinanzOnline). 

Ebenso gilt diese Vollmacht auch für alle Kassenangelegenheiten, die mit der Finanzbehörde 
abzuwickeln sind, wie Umbuchungs- und Rückzahlungsanträge, Übernahme von Geld und Geldeswert 
in meinem Namen. 

Ferner umfasst diese Vollmacht auch das Recht zur Bestellung von Unterbevollmächtigten mit gleicher 
oder beschränkter Vollmacht.  
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Gleichzeitig erteile ich die Ermächtigung zum Empfang von Schriftstücken der Abgabenbehörde, welche 
nunmehr ausschließlich dem/der Bevollmächtigte:n zuzustellen sind. 

Dieses Vollmachtsverhältnis wird durch eine bloß formwechselnde Umwandlung des 
Vollmachtträgers/der Vollmachtträgerin nicht berührt. Die Vollmacht gilt entgegen § 1022 ABGB erster 
Satz über den Tod des Vollmachtgebers/der Vollmachtgeberin hinaus. 

Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie jegliche Verarbeitung personenbezogener Daten in Ihrer Funktion als 
Verantwortliche:r im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) vornehmen werden. Durch die 
vorliegende Vollmacht wird weder eine gemeinsame Verantwortlichkeit nach Artikel 26 DSGVO noch ein 
Auftragsverarbeiterverhältnis nach Artikel 28 DSGVO begründet. 

Ich nehme weiters zur Kenntnis, dass ich der Verarbeitung der von mir bekannt gegebenen E-Mail-
Adressen zu Zwecken der Zusendung werblicher Informationen jederzeit widersprechen kann. Ich  
bestätige, auf Ihre Datenschutzerklärung hingewiesen worden zu sein und bestätige weiters den Erhalt 
der Allgemeinen Auftragsbedingungen 2018 (AAB 2018) sowie der Auftragsdetaillierung. 

 

 

Gerichtsstand ist der Berufssitz des Vollmachtnehmers/der Vollmachtnehmerin. 

 

 

 Vollmacht angenommen: 

 
 
 
    
Unterschrift Vollmachtgeber:in Unterschrift Bevollmächtigte:r 
Titel | Vorname | Name 
 

Rabl & Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft 
8010 Graz | Hallerschloßstraße 1 



VOLLMACHT 
 
 
Ich, 

 
................................................... 
................................................... 
................................................... 
 
bevollmächtige hiermit 

 
 
.................................................................................................... geboren am ................................... 

 
wohnhaft ............................................................................................................................................ 

 
mich bei der konstituierenden Versammlung der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft  

 
 
Graz, Tiergartenweg 32a - 32e GesbR 
 
 
zu vertreten, soweit ich selbst an der Teilnahme verhindert bin. 

Der/Die Vollmachtnehmer:in ist ermächtigt, in meinem Namen alle Erklärungen als Eigentümer:in bzw. 
Gesellschafterin:in der GesbR rechtsverbindlich abzugeben, die Vereinbarung der Errichtungs- und 
Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a – 32e GesbR abzuschließen, mit den übrigen 
Eigentümer:innen gemeinsam sämtliche erforderliche Beschlüsse insbesondere auch hinsichtlich der 
Finanzierung zu fassen und sämtliche erforderliche Aufträge zu erteilen sowie sämtliche hierzu 
notwendigen Unterlagen zu unterfertigen. 

Ich erkläre die/den von mir bevollmächtigte/n Vertreter:in für alle bei der Versammlung gefassten 
Beschlüsse schad- und klaglos zu halten. 

Der/Die Vollmachtnehmer:in ist ermächtigt Treuhänder:innen und Stellvertreter:innen mit gleicher oder 
minder ausgedehnter Vollmacht zu bestellen und im oben beschriebenen Rahmen alles vorzukehren, 
was er/sie für nützlich und notwendig erachtet.  

 
 
 
 , |   
Ort | Datum 
 
 
 
 
 
 
  
Unterschrift 
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AUFTRAG UND WIRTSCHAFTLICHE BETREUUNG 
 
 
Auftraggeber:in: 
 
................................................................................................................................................................ 
wohnhaft in ..................................................................... | ..................................................................... 
 
in der Folge kurz „AG“ 
 
als Miteigentümer:in der   
 
Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a - 32e GesbR  
 
 
Auftragnehmerin: 
 
IWB Institut für 
Wirtschaftsberatung GmbH 
4020 Linz, Grillparzerstraße 18 - 20 
ATU-23019105 
 
in der Folge kurz „AN“ 
 
 
PRÄAMBEL 
 
Der/Die o.a. Miteigentümer:in erwirbt durch Abschluss eines gesonderten Liegenschaftskaufvertrages die 
Liegenschaft EZ 857, bestehend aus GST-NR 18/2, mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 26, 
32a - 32d, sowie der Liegenschaft EZ 859 bestehend aus GST-NR 18/227, 18/228, .76, 580 mit der 
Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 34, jeweils KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West und 
zukünftig nach Durchführung des Teilungsplanes des DI Christian Liebfahrt zur GZ 2254/21, der 
Liegenschaft EZ 857 (neu) bestehend aus GST-NR 18/2 (neu) mit der Liegenschaftsadresse 
Tiergartenweg 32a - 32e, 8055 Graz (in der Folge kurz „Liegenschaft“) um den darauf befindlichen 
Altbestand abzubrechen, einen Neubau zu errichten und den so geschaffenen Gebäudebestand 
anschließend ertragbringend zu vermieten (in der Folge kurz „Investitionsvorhaben“). 

Von der Liegenschaft entfallen auf den/die unterfertigten Miteigentümer:in ............ | 4.719 
Miteigentumsanteile. 

 

1. VERTRAGSGEGENSTAND 

1.1. Gegenstand dieses Auftrages ist die Vertretung der/des AG in sämtlichen außerbehördlichen und 
behördlichen Angelegenheiten jeder Art, sowie die wirtschaftliche Abwicklung des gesamten 
Investitionsvorhabens im Namen und auf Rechnung des AG (die „Investitionsphase“, welche mit 
der Erstellung des Schlussberichtes gemäß Punkt 2.1.lit h) endet). Darüber hinaus wird die AN im 
Namen und auf Rechnung des AG bevollmächtigt und beauftragt, nach Realisierung des 
Investitionsvorhabens für eine dauerhafte, Ertrag bringende Bewirtschaftung desselben Sorge zu 
tragen, hierfür nach eigenem Ermessen alle geeigneten Maßnahmen mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns zu treffen und dem AG hierüber periodisch Bericht zu erstatten  
(die „Ertragsphase“). 

1.2. Die AN erhält dazu von jedem/jeder Miteigentümer:in eine gesonderte Vollmacht, deren Umfang 
durch den gegenständlichen Vertrag sowie sonstige Beschlüsse des AG bestimmt wird.  
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2. LEISTUNGSUMFANG 

2.1. Der gegenständliche Auftrag umfasst alle Leistungen, die nach pflichtgemäßem Ermessen zur 
Vertretung des AG und für eine kaufmännisch und zeitlich koordinierte Durchführung des 
Investitionsvorhabens und die anschließende Bewirtschaftung desselben notwendig und 
zweckmäßig sind, insbesondere 

a. Abschluss sämtlicher Verträge und Erteilung sämtlicher Aufträge im Sinne der vom AG jeweils 
beschlossenen Maßnahmen; 

b. Rechnungsprüfung unter kaufmännischen Gesichtspunkten auf Übereinstimmung mit dem 
jeweils gültigen Investitionsplan sowie mit dem jeweils gültigen Mittelabflussplan; 

c. Abwicklung des gesamten, mit dem gegenständlichen Investitionsvorhaben in 
Zusammenhang stehenden Zahlungsverkehres einschließlich der Empfangsberechtigung für 
Geld und Geldeswert auch hinsichtlich von Steuerguthaben; 

d. Entgegennahme sämtlicher Zustellungen aller Art (auch zu eigenen Handen) als 
Zustellbevollmächtigter; 

e. Abschluss der erforderlichen Bau- und Gebäudeversicherungen; 
f. Geltendmachung von Ansprüchen aus dem Werkvertrag, soweit sich diese auf rechtliche und 

wirtschaftliche Fragen beziehen; 
g. Erstellung eines wirtschaftlichen Schlussberichtes über das gesamte Investitionsvorhaben; 
h. Veranlassung aller geeigneten Maßnahmen während der Ertragsphase, die für eine 

ertragsoptimale Bewirtschaftung des Investitionsvorhabens notwendig und nützlich sind, 
insbesondere Sicherstellung eines bestmöglichen Vermietungserfolges sowie eines dauerhaft 
ordnungsgemäßen baulichen Zustandes des Investitionsvorhabens unter Nutzung der hierfür 
erforderlichen Dienstleister. 

2.2. Die Beschaffung der Fremdfinanzierung ist jedoch nicht Gegenstand dieses Auftrages. Das 
Fremdkapital ist vom AN selbst aufzubringen und sind die diesbezüglichen Entscheidungen bzw. 
Erledigungen von ihm direkt zu treffen bzw. durchzuführen. Sinngemäß Gleiches gilt für eine 
allfällige Beauftragung einer laufenden steuerlichen Vertretung. 

2.3. Sollten Handlungen oder Erklärungen, die vom gegenständlichen Vertrag oder von sonstigen 
Beschlüssen des AG nicht umfasst sind, notwendig sein, so hat die AN die Zustimmung des AG 
einzuholen, bevor sie im Namen des AG die betreffenden Handlungen vornimmt oder Erklärungen 
abgibt. Werden erforderliche Beschlüsse durch den AG nicht gefasst oder bei Gefahr in Verzug 
sowie überhaupt zur Abwendung eines möglichen Schadens ist die AN berechtigt, erforderlich 
erscheinende Maßnahmen unter möglichster Gleichbehandlung aller Miteigentümer nach billigem 
Ermessen vorzunehmen. 

 

3. ABWICKLUNG ZAHLUNGSVERKEHR 

3.1. Zur Abwicklung des Zahlungsverkehrs hat die AN in Vertretung des AG ein gemeinsames 
Investitionskonto einzurichten, auf welches alle das Investitionsvorhaben betreffenden Eigen- und 
Fremdmittel von jedem Miteigentümer eingezahlt werden. Mit Eingang der Mittel auf dem 
Investitionskonto kann über diese Mittel im Sinne einer gemeinsamen Abwicklung des 
Investitionsvorhabens unter bestmöglicher Wahrung der Interessen der Errichtungs- und 
Vermietungsgemeinschaft verfügt werden. Die Begleichung von Rechnungen erfolgt immer für das 
gemeinsame Investitionsvorhaben der Miteigentümer:innen und kann nicht auf einzelne Anteile 
aufgesplittet werden. Über die Mittel am Investitionskonto darf erstmals nur dann verfügt werden, 
wenn sämtliche laut Finanzierungskonzept vorgesehenen Eigenmittel eingegangen sind, 
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a. die Kreditverträge unterzeichnet wurden und die für die Ziehung der Kredite notwendige 
Urkunden der AN vorliegen, 

b. die Kaufverträge zum Erwerb sämtlicher Miteigentumsanteile und 
c. sämtliche Werkverträge mit der Freude am Wohnen Wohnbau-GmbH abgeschlossen sind. 

 

4. VERGÜTUNG 

4.1. Für sämtliche vertragsgegenständlichen Leistungen innerhalb der Investitionsphase erhält die 
AN insgesamt eine Vergütung in Höhe von 1.150.000 Euro zuzüglich Umsatzsteuer. 

Vom Nettobetrag entfallen auf ............ | 4.719 Miteigentumsanteile .................. Euro. 

4.2. Die Vergütung gemäß Punkt 4.1. ist zur Gänze als Vorauszahlung binnen 14 Tagen nach 
Vertragsabschluss und Vorliegen einer entsprechenden Rechnung fällig. 

4.3. Eine Vergütung der AN für vertragsgegenständliche Leistungen innerhalb der Ertragsphase 
bleibt einer gesonderten Vereinbarung auf Basis einer Beschlussfassung der Miteigentümer vor 
Beginn der Ertragsphase vorbehalten. 

 

5. LEISTUNGSZEITRAUM | KÜNDIGUNG 

5.1. Der gegenständliche Auftrag ist hinsichtlich des gesamten Vertragsinhaltes, der sich auf 
Leistungen der AN bis zum Abschluss der Investitionsphase bezieht, unwiderruflich. Ab dem 
Beginn der Ertragsphase (diese beginnt nach Erstellung und Versendung des Schlussberichtes 
gemäß Punkt 2.1.lit.h)) ist eine Kündigung des Vertrages möglich wie folgt: Auf AG-Seite stellt die 
Vertragskündigung einen Akt der Willensbildung der Miteigentümergemeinschaft dar und kann im 
Einklang mit den Bestimmungen zur gemeinschaftlichen Willensbildung gemäß den Punkten III 
und IV der zwischen den Miteigentümern abgeschlossenen Vereinbarung der Errichtungs- und 
Vermietungsgemeinschaft mit einer Kündigungsfrist von 3 (drei) Monaten jeweils zum 30.06. oder 
31.12. eines jeden Jahres erfolgen, erstmalig zum 31.12. des dritten auf die Erstellung des 
Schlussberichtes folgenden Kalenderjahres. Für die AN gelten hinsichtlich Kündigungsfristen und 
-terminen die gleichen Bestimmungen. Die Kündigung hat schriftlich durch eingeschriebenen Brief 
zu erfolgen und ist im Falle der Kündigung durch den AG von der gemäß den einschlägigen 
Bestimmungen der Vereinbarung der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft erforderlichen 
Anzahl an Miteigentümern zu unterzeichnen, die die hierfür notwendige Mehrheit an 
Miteigentumsanteilen repräsentieren. Die Zustellung des Kündigungsschreibens von AG-Seite 
erfolgt an den Unternehmenssitz der AN; die Zustellung von AN-Seite erfolgt an die jeweils zuletzt 
der AN bekannt gegebene Wohnadresse oder den Unternehmenssitz eines jeden 
Miteigentümers/einer jeden Miteigentümerin.  

5.2. Im Falle des Todes des AG wird der gegenständliche Vertrag nicht aufgelöst und erlischt die 
gesondert erteilte Vollmacht nicht. Mehrere Erb:innen haben unter Vorlage eines 
ordnungsgemäßen Erbnachweises unverzüglich die Vertretungsbefugnis der AN und die 
gesondert erteilte Vollmacht in der erforderlichen Form zu bestätigen. Wenn und solange dies nicht 
geschieht, vertritt jeder Erbe/jede Erbin auch die anderen Erb:innen gegenüber der AN; es gelten 
daher Rechtshandlungen und Erklärungen eines Erben/einer Erbin auch für die anderen sowie 
einem Erben/einer Erbin gegenüber auch gegenüber den anderen. 
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6. BEAUFTRAGUNG SUBUNTERNEHMEN 

Zur Erfüllung der vertragsgegenständlichen Leistungen kann sich die AN Subbeauftragter 
bedienen und diesen Subvollmachten erteilen, hat jedoch allfällige daraus entstehende 
Honoraransprüche zu tragen. Ist es jedoch erforderlich, namens des AG sachkundige 
Vertreter:innen wie Rechtsanwälte/Rechtsanwältinnen, Notare/Notarinnen, Steuerberater:innen 
oder sonstige Sachverständige im Interesse des AG zu beauftragen, so sind allfällige 
diesbezügliche Kosten vom AG zu tragen und ist die AN berechtigt, namens des AG die 
notwendigen Vollmachten in der erforderlichen Form zu erteilen. 

 

7. GEWÄHRLEISTUNG | SCHADENERSATZ 

Schadenersatzansprüche gegen die AN aus diesem Vertrag und der erteilten Vollmacht sind auf 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie auf Ersatz des unmittelbaren, wirklichen Schadens 
beschränkt und sind binnen Jahresfrist geltend zu machen. Eine Gewähr für den Eintritt der von 
der vom AG verfolgten, insbesondere wirtschaftlichen Ziele, sowie dafür, dass sonstige 
Vertragspartner des AG ihre Verpflichtungen ordnungsgemäß erfüllen, ist ausgeschlossen. 

 

8. ALLGEMEINE VERTRAGSBESTIMMUNGEN  

8.1. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages rechtsunwirksam sein oder werden, so wird 
dadurch dessen Gültigkeit im Übrigen nicht berührt. Unwirksame Bestimmungen sind durch andere 
gesetzlich zugelassene wirksame Bestimmungen zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck 
dieses Vertrages am nächsten kommen.  

8.2. Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen 
dieses Vertrages bedürfen der Schriftform.

 
 
 
 
 
 
 
 
 , am   
 
 
 
 
 
 
 
 
  
Unterschrift Miteigentümer:in 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 , am   
 
 
 
 
 
 
 
 
  
IWB Institut für Wirtschaftsberatung GmbH
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WERKVERTRAG 
 
abgeschlossen zwischen 
 
................................................................................................................................................................ 
wohnhaft in ..................................................................... | ..................................................................... 
 
als Miteigentümer:in der 
 
Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft  
Graz, Tiergartenweg 32a - 32e GesbR 
 
(gemeinsam mit den übrigen Miteigentümer:innen) nachstehend auch kurz „Auftraggeber“ oder „AG“ 
genannt, und der 
 
Freude am Wohnen 
Wohnbau-GmbH 
4020 Linz, Grillparzerstraße 18 - 20 
ATU 54696404 
 
in der Folge kurz „Auftragnehmer“ oder „AN“ genannt 
 
PRÄAMBEL 
 
Der AG hat die Liegenschaft EZ 857, bestehend aus GST-NR 18/2, mit der Liegenschaftsadresse 
Tiergartenweg 26, 32a - 32d, sowie die Liegenschaft EZ 859 bestehend aus GST-NR 18/227, 18/228, .76, 
580 mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 34, jeweils KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-
West und zukünftig nach Durchführung des Teilungsplanes des DI Christian Liebfahrt zur GZ 2254/21, die 
Liegenschaft EZ 857 (neu) bestehend aus GST-NR 18/2 (neu) mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 
32a - 32e (in der Folge kurz „Liegenschaft“) erworben, um den darauf befindlichen Altbestand abzubrechen, 
einen Neubau zu errichten und den so geschaffenen Gebäudebestand anschließend ertragsbringend zu 
vermieten.  

Auf den/die unten gefertigte:n Miteigentümer:in entfallen ............ | 4.719 Miteigentumsanteile. 

Die Vertragsparteien stellen - ausgehend von der diesem Vertrag zugrunde gelegten gemeinsamen 
unternehmerischen Tätigkeit zum Abbruch des Altbestandes und Errichtung eines Neubaus zur 
anschließenden gemeinsamen ertragbringenden Verwertung und Begründung von Wohnungseigentum - 
einvernehmlich fest, dass dieser Werkvertrag nicht dem Bauträgervertragsgesetz unterliegt bzw. 
vereinbaren für den Fall, dass dieses Gesetz dennoch anzuwenden wäre, dessen Bestimmungen mangels 
Verbrauchereigenschaft der Auftraggeberseite abzubedingen. 

 

1. VERTRAGSGEGENSTAND | LEISTUNGSUMFANG 

1.1 Gegenstand dieses Vertrages ist der Abbruch des Altbestandes und die Errichtung eines Neubaus, 
sowie die Erstellung eines wirtschaftlich, rechtlich und steuerlich abgestimmten 
Durchführungskonzeptes zur ertragsbringenden Vermietung. 

1.2 Der Auftraggeber beauftragt hiermit den Auftragnehmer sämtliche Leistungen zu erbringen, die zu 
diesem Zweck nach den Bestimmungen dieses Vertrages erforderlich sind. Der Auftrag umfasst 
insbesondere sämtliche Leistungen, die zur Planung und Ausführung eines funktionsfähigen 
Bauwerkes nach den anerkannten Regeln der Technik und gemäß den behördlichen Bestimmungen 
und Auflagen zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses erforderlich und vorhersehbar sind. 
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1.3 Im Einzelnen handelt es sich um folgende Leistungsbereiche: 

Abschnitt A - Generalplanung und technische Baubetreuung 

Abschnitt B - Ausführung eines abnahmereifen und benützungsbewilligungsfähigen Bauwerkes 

Abschnitt C - Rechtliche und steuerliche Grundkonzeption 

Abschnitt D - Wirtschaftlichkeitsanalyse samt diesbezüglichen Berechnungen 

1.4 Dem Auftragnehmer steht es frei, die vertragsgegenständlichen Leistungen - soweit gewerberechtlich 
möglich - im eigenen Bereich zu erbringen oder entsprechende Aufträge an geeignete Fachleute 
bzw. -firmen zu erteilen. In diesem Fall hat die Auftragserteilung im Namen und auf Rechnung des 
Auftragnehmers zu erfolgen, sodass für den Auftraggeber keine weiteren Kosten entstehen. 

1.5 Der Auftraggeber ist verpflichtet, in diesem Zusammenhang erforderliche Vollmachten, sei es an den 
Auftragnehmer oder an dessen Subbeauftragte, in der jeweils notwendigen Form zu erteilen bzw. zu 
unterfertigen. 
 

2. ABSCHNITT A | Generalplanung und technische Baubetreuung 

2.1 Der diesbezügliche Auftrag umfasst sämtliche zur technisch einwandfreien Durchführung des 
gegenständlichen Bauvorhabens erforderlichen Leistungen, gemäß der folgenden detaillierten 
Leistungsbeschreibung, um die Bauaufgabe in möglichst wirtschaftlicher Weise zu lösen. 

2.2 Bei der Durchführung dieses Auftrages ist allen gesetzlichen und behördlichen (insbesondere auch 
förderrechtlichen) Bestimmungen, welche bei der Planung und Errichtung von Bauwerken gelten, 
den Vorschreibungen der Ver- und Entsorgungsbetriebe, den fachtechnischen Ö-Normen, den 
Bestimmungen des ÖVE und ÖVGW sowie allen Produktverarbeitungsrichtlinien der jeweiligen 
Produzenten zu entsprechen. 

2.3 Im Einzelnen beinhaltet der diesbezügliche Auftrag folgende Leistungen auf Basis HOA bzw. HOB: 
2.3.1 Planung 

Einreichung samt etwaigen sonstigen Leistungen zur Erlangung der rechtskräftigen (Bau-) 
Bewilligungen und Förderzusicherung sowie die in diesem Zusammenhang erforderliche Vertretung 
gegenüber Behörden und Anrainer:innen. 

2.3.2 Statik | Haustechnik | Bauphysik 

a) Statisch-konstruktive Bearbeitung im Rahmen der behördlichen Vorschriften und den 
Erfordernissen der Bauführung entsprechend der Beschreibung gemäß § 9 (4) der HOB-S, wie 
Konstruktionsentwurf, Überprüfungen und Abnahmen 

b) Projektierung der haustechnischen Anlagen (Heizung, Lüftung, Sanitär, Elektro inklusive 
Beleuchtung, Aufzug,) mit den Leistungsbildern gemäß den Honorarrichtlinien der 
Bundeswirtschaftskammer für technische Büros, Ingenieurbüros bzw. jenen der 
Ingenieurkammer;  

c) Bauphysik, von welcher jedoch dann Abstand genommen werden kann, wenn die gewählten 
Konstruktionen und Materialien den Bauvorschriften entsprechen bzw. von der zuständigen 
Behörde genehmigt werden. 

2.3.3 Technisch-wirtschaftliche Beratung und technische Baubetreuung 

a) Technische und geschäftliche Oberleitung 
aa) Vertretung gegenüber Behörden, sonstigen mit der Planung und Bauführung in 

Zusammenhang stehenden Dritten und Anrainern 
bb) wenn notwendig öffentliche Ausschreibung primär zur Vergabe als Teil- oder 

Generalunternehmer, Überprüfung der Angebote in fachtechnischer und rechnerischer 
Hinsicht, Mitwirkung an der Vergabe Erstellung eines Bauzeitplanes 
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cc) Überprüfung von Nachtragsofferten auf grundsätzliche Berechtigung und Angemessenheit 
samt Angabe allfälliger terminlicher Auswirkungen und Mehrkosten im planlichen Bereich, 
Prüfung von Teil- und Schlussrechnung(en) gemäß tatsächlichem Baufortschritt unter 
Zugrundelegung der Ergebnisse der örtlichen Bauaufsicht und Feststellung der anweisbaren 
Rechnungsbeträge und Zahlungstermine 

dd) Förmliche Schlussabnahme des Bauwerkes; Erstellung eines detaillierten, schriftlichen 
Abnahmeprotokolls unter Anführung allfälliger Mängel; Überwachung der Mängelbehebung 
und allfällige Mängelfreimeldung 

ee) Abgabe der Fertigstellungsmeldung samt Ziviltechnikerbestätigung 
b) Begleitende Kontrolle zur Überwachung der vertragsgemäßen Ausführung des Bauwerkes bis zur 

allfälligen Mängelfreimeldung. Darüber hinaus ist rechtzeitig vor Ablauf der Gewährleistungsfrist 
eine Begehung des Bauwerkes durchzuführen, gegebenenfalls mit vorhergehender 
Mängelbehebungsabwicklung; 

2.4 Begleitende Kontrolle | Technisches Projektmanagement (TPM) 
aa) Kontrolle des Planungsprozesses in Bezug auf Termine, Kosten und Qualität und laufende 

Abstimmung mit dem Generalplaner 
bb) Kontrolle der Bauausführung in Bezug auf Termine, Kosten und Qualitäten 
cc) Mitwirkung bei der Abnahme der Bauarbeiten 
dd) Überprüfung und Freigabe der Rechnungen. 

 

3. ABSCHNITT B | Bauauftrag 

3.1 Die Ausführung des diesbezüglichen Auftrages hat nach Maßgabe und auf Grundlage folgender 
Unterlagen und Bestimmungen zu erfolgen (im Falle von Widersprüchen gilt die nachstehende 
Reihenfolge als maßgebend): 
a) Die vertragsgegenständlichen Bestimmungen 
b) Die Baubewilligung sowie sämtliche sonst erforderlichen behördlichen Bewilligungen samt den 

diesen zugrundeliegenden Planunterlagen 
c) Die förderrechtlichen Auflagen und Bestimmungen 
d) Bau- und Ausstattungsbeschreibung  
e) Verkaufspläne  
f) Die allgemeinen und besonderen, rechtlichen und technischen Vertragsbestimmungen 
g) Die Bestimmungen des Baurechtes in der jeweils geltenden Fassung sowie alle behördlichen 

Auflagen und Vorschreibungen (zb OIB) 
h) Die einschlägigen und für das Bauvorhaben relevanten Ö-Normen mit Ausnahme Punkt 8.7. 

ÖNORM B 2110 (Fach- und Vertragsnormen) 
i) Die einschlägigen Bestimmungen des ABGB und des Handelsrechtes 

3.2 Der Auftragnehmer bestätigt in sämtliche ihm zur Verfügung gestellten Unterlagen Einsicht 
genommen zu haben und, dass alle für die Preisberechnung maßgebenden vorhersehbaren 
Umstände berücksichtigt wurden, sodass die vertragsgegenständlichen Leistungen, insbesondere 
das bedungene Bauwerk, sowie unter Einhaltung der im folgenden vereinbarten Termine den 
anerkannten Regeln der Technik entsprechend ausgeführt werden können. 
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3.3 Der Auftraggeber kann nach Auftragserteilung unter Berücksichtigung und Einhaltung der 
vereinbarten Mehrheitserfordernisse mit schriftlichem Auftrag auch grundlegende Änderungen des 
Bauprogrammes insbesondere Änderungen der Planung sowie von Art und Umfang der vereinbarten 
Leistung unter Berücksichtigung der förder- und baurechtlichen Vorschriften verlangen, wenn diese 
Änderungen die Erfüllung des Auftrages, insbesondere die Fertigstellung des Bauwerkes nicht 
verzögern oder der Auftragnehmer andernfalls von der Einhaltung des vereinbarten 
Fertigstellungstermines freigestellt bzw. die Bauzeit entsprechend verlängert wird und wenn der 
Auftraggeber die dadurch allfällig zusätzlich entstehenden Kosten übernimmt. 

3.4 Baubeginn | Fertigstellung 
3.4.1 Die Baufreigabe ist mit Vorliegen sämtlicher zur Erreichung des Vertragszweckes im Sinne des 

Vertragsgegenstandes erforderlichen Voraussetzungen zu erteilen. 
3.4.2 Der Baubeginn hat nach Erteilung bzw. nach Wirksamwerden der Baufreigabe binnen angemessener 

Frist zu erfolgen. Ein entsprechender Bauzeitplan wird bereits im Zuge der Vergabeverhandlungen 
erstellt.  

3.4.3 Die Fertigstellung des Bauwerkes (Bezugsfertigkeit) und die Übergabe erfolgen spätestens Ende 
Jänner 2026 und zwar unter Zugrundelegung einer Baufreigabe mit Wirksamkeit bis Ende März 2024 
und einer kontinuierlichen Gesamtbauzeit von 20 Monaten. Sollte die Baufreigabe zu einem späteren 
Termin erteilt bzw. wirksam werden, so ist der Fertigstellungstermin einvernehmlich neu festzulegen 
bzw. verschiebt sich andernfalls um jenen Zeitraum, um den die Baufreigabe verzögert erteilt wurde. 

3.4.4 Das Bauwerk gilt als fertiggestellt, wenn die Übernahme erfolgt ist. Die Fertigstellung ist vom 
Auftragnehmer mindestens 14 Tage vorher schriftlich anzuzeigen. Die Übernahme wird durch die 
begleitende Kontrolle binnen 14 Tagen ab Bekanntgabe des Fertigstellungstermins vollzogen. 

3.4.5 Der Auftraggeber kann die Übernahme nur dann verweigern, wenn das Bauwerk wesentliche 
Mängel aufweist, die dessen Nutzung zum vertragsgemäßen Gebrauch ausschließen oder 
erheblich beeinträchtigen (z.B. Unbewohnbarkeit). Der Auftraggeber ist jedoch nicht berechtigt, die 
Übernahme auch nur teilweise abzulehnen, wenn z.B. alleine aus witterungsbedingten Gründen 
die Fertigstellung von Außenanlagen nicht erfolgt ist. 

3.4.6 Etwaige unwesentliche Mängel und Restarbeiten, die die Übernahme nicht ausschließen, sind im 
Protokoll exakt festzuhalten und binnen angemessener Frist, bei sonstiger Ersatzvornahme durch 
den Auftraggeber auf Kosten des Auftragnehmers zu beheben bzw. auszuführen. Dieses Protokoll 
hat jedoch keine Ausschlusswirkung in dem Sinne, dass der Auftraggeber Ansprüche wegen dort 
nicht angeführter Restarbeiten und Mängel verliert. Ebenso unberührt bleibt die Pflicht des 
Auftragnehmers zur Mängelbeseitigung. 

3.4.7 Die Fertigstellungsmeldung wird innerhalb angemessener Frist vom Auftragnehmer bzw. dessen 
Beauftragten erstattet.  

3.4.8 In der vereinbarten Bauzeit sind Schlechtwettertage (gemäß dem langjährigen Durchschnitt) und 
sonstige Stillstandstage ausreichend berücksichtigt. 

3.4.9 Der Auftragnehmer ist jedoch von der Einhaltung der ursprünglich vereinbarten Leistungsfristen 
und -termine insbesondere des Fertigstellungstermins entlastet 

a) bei Verlängerung der Bauzeit wegen beauftragter Mehrleistungen 
b) bei Leistungsbehinderung, welche nicht von ihm verschuldet ist und wenn diese länger als 2 

Wochen dauert 
c) bei zeitlichen Verzögerungen aufgrund des Eintritts unvorhersehbarer von außen kommender, 

vom Parteiwillen unabhängiger und mit zumutbaren Maßnahmen nicht abwendbarer Ereignisse 
(Fälle höherer Gewalt wie insbesondere Krieg [darunter fällt auch die aktuelle Ukrainekrise], 
Naturkatastrophen, Erdbeben, Feuer, Überschwemmungen, Unruhen, behördlich oder 
gesetzlich zwingende Maßnahmen iZm COVID-19 bzw. SARS-CoV-2 oder sonstiger 
Epidemien/Pandemien) und werden dadurch keine Rücktrittsgründe ausgelöst. 
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3.5 Vertragsstrafe 
3.5.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Zahlung einer verschuldensabhängigen Vertragsstrafe in 

Höhe von 0,5‰ der Auftragssumme gemäß Punkt 3. (ABSCHNITT B) für jeden begonnenen 
Kalendertag, um den sich die Fertigstellung des Bauwerkes um mehr als zwei Monate über die 
Bauzeit gemäß Punkt 3.4.3 hinaus aus Gründen verzögert, die der Auftragnehmer verschuldet hat. 
Festgehalten wird, dass aufgrund zeitlicher Verzögerungen gemäß Punkt 3.4.9. c) jedenfalls keine 
Vertragsstrafe ausgelöst wird. 

3.5.2 Die Vertragsstrafe unterliegt nicht dem richterlichen Mäßigungsrecht und ist mit 5% der 
Auftragssumme gemäß Punkt 3. (ABSCHNITT B) begrenzt. 

3.5.3 Auf allfällige darüberhinausgehende Ersatzansprüche des Auftraggebers ist die Vertragsstrafe 
anzurechnen. 

3.6 Haftung | Versicherung 
3.6.1 Der Auftragnehmer trägt bis zur Übernahme die Gefahr für das gesamte Bauwerk, mit Ausnahme 

der Gefahr des zufälligen Untergangs und des zufälligen (wenngleich auch nur vorübergehenden) 
Unterbleibens des Werkes. Er haftet somit im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen und 
Normen in vollem Umfang für sämtliche Schäden, die dem Auftraggeber oder Dritten, am 
gegenständlichen Bau- oder an Nachbarobjekten entstehen und durch den Auftragnehmer, seine 
Erfüllungs- und Besorgungsgehilfen, Subunternehmer und Lieferanten oder von ihm auf der 
Baustelle geduldeten fremden Personen zu vertreten sind. 

3.6.2 Der Abschluss einer Bauwesen- und Bauherrnhaftpflicht- sowie Gebäudebündelversicherung 
(einschließlich Feuer) ist Sache des Auftraggebers, wobei die Kosten der Bauwesen- und 
Bauherrnhaftpflichtversicherung, die das Nachbarschaftsrisiko gemäß § 364 b ABGB einschließen 
muss, vom Auftragnehmer im Rahmen der Auftragsteilsumme für die Leistungen laut Punkt 3 
(ABSCHNITT B) zu tragen sind. Ebenso sind vom Auftragnehmer die Kosten einer Beweissicherung 
durch einen technischen Sachverständigen zu tragen. 
 

3.7 Gewährleistung 
3.7.1 Der Auftragnehmer übernimmt die volle Gewährleistung für die bedungene Qualität und Ausführung 

sämtlicher ihm übertragenen Leistungen, insbesondere dafür, dass diese den anerkannten Regeln 
der Technik entsprechend, jedoch nach Maßgabe des Punktes 1.2 ausgeführt werden. 

3.7.2 Als Gewährleistungsfrist gilt eine Frist von 3 Jahren ab Fertigstellung bzw. für 5 Jahre Spengler-, 
Dachdecker- und Schwarzdeckerarbeiten. 

3.7.3 Werden bei Übernahme Mängel festgestellt, so beginnt die Gewährleistungsfrist für den 
mangelhaften Teil erst bzw. neuerlich mit ordnungsgemäßer Erfüllung bzw. Mängelbehebung. 

3.7.4 Alle Mängel sind vom Auftragnehmer nach Aufforderung innerhalb der vom Auftraggeber 
angemessen zu stellenden Frist ohne Kostenverrechnung zu beheben. Bei Nichteinhaltung dieser 
Frist oder ungenügend vorgenommener Mängelbehebung ist der Auftraggeber berechtigt eine 
Ersatzvornahme zu beauftragen. 

 

4. ABSCHNITT C / Konzeption 

Der diesbezügliche Auftrag umfasst insbesondere folgende Leistungen: 

a) Erstellung eines rechtlichen und steuerlichen Grundkonzeptes 
b) Berechnung der voraussichtlichen Gesamtinvestitionskosten (Investitionsplan) samt Erstellung 

eines Mittelabflussplanes 
c) Erstellung von mehreren Finanzierungsvarianten (Eigen- und Fremdkapital) 
d) Überprüfung der Konzeption und der diesbezüglichen Unterlagen und Maßnahmen auf deren 

steuerliche Auswirkungen durch einen steuerlichen Sachverständigen  
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5. ABSCHNITT D / Wirtschaftlichkeitsanalyse und –berechnungen 

5.1 Der diesbezügliche Auftrag umfasst insbesondere folgende Leistungen: 
a) Erstellung von Wirtschaftlichkeitsberechnungen unter Zugrundelegung des Abschnittes C 

(Punkt 4) samt diesbezüglichen Analysen bei langfristiger Vermietung für mehrere Varianten 
über einen Zeitraum von mindestens 25 Jahren 

b) Laufende Überarbeitung dieser Wirtschaftlichkeitsberechnungen sowie des Mittelabflussplanes 
während der Investitionsphase unter Zugrundelegung der jeweils aktuellen Gegebenheiten 

c) Erstellung einer endgültigen Wirtschaftlichkeitsberechnung bei Fertigstellung des 
Investitionsvorhabens unter Berücksichtigung der endgültigen Investitionskosten sowie der 
tatsächlichen Mieteinnahmen 

d) Mitwirkung bei der Erstellung eines wirtschaftlichen Abschlussberichtes über das gesamte 
Investitionsvorhaben 

5.2 Festgestellt wird, dass die Beschaffung des sich aus den Finanzierungsvarianten ergebenden 
Fremdkapitals nicht Gegenstand dieser Vereinbarung ist und das Fremdkapital von der 
Auftraggeberseite selbst aufzubringen ist. 
 

6. AUFTRAGSSUMME | ZAHLUNG | RECHNUNGSLEGUNG 

Für alle vertragsgegenständlichen Leistungen (ABSCHNITT A bis D) wird eine 
Gesamtauftragssumme (Festpreis mit Ausnahme Punkt 6.2.5, 6.2.6 und 6.5.) iHv 15.960.000 Euro 
zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer vereinbart. Von der Netto-Gesamtauftragssumme entfallen auf 
die jeweiligen Leistungsabschnitte hinsichtlich 

 Abschnitt A 1.380.000 Euro 
 Abschnitt B 12.630.000 Euro 
 Abschnitt C 1.300.000 Euro 
 Abschnitt D  650.000 Euro 

  15.960.000 Euro 

6.1 zu Abschnitt A: 
6.1.1 Die diesbezügliche Auftragssumme beinhaltet sämtliche Leistungen (einschließlich jene der 

Sonderfachleute) sowie sämtliche Nebenkosten und Aufwendungen zur Erfüllung des Vertrages und 
eventuelle Vorleistungen. 

6.1.2 Zahlungen erfolgen gemäß dem vereinbarten Zahlungsplan (Beilage ./1), jeweils binnen 14 Tagen 
ab entsprechender Rechnungslegung.  

6.2 zu Abschnitt B: 
6.2.1 Zum Abruf der einzelnen Zahlungen hat der Auftragnehmer Teilrechnungen und nach gänzlicher 

Leistungserbringung (Fertigstellung und Übergabe) eine prüffähige Schlussrechnung an den 
Auftraggeber zu legen. 

6.2.2 Zahlungen erfolgen gemäß dem vereinbarten Zahlungsplan (Beilage ./1), jeweils binnen 14 Tagen 
ab entsprechender Rechnungslegung.  

6.2.3 Die Gesamtrechnung ist in der Schlussrechnung, die als solche zu bezeichnen ist, abzurechnen. 
Etwaige Abschlagsrechnungen und -zahlungen sowie Haftrücklass, Vertragsstrafe, Prämie u. dgl. 
sind anzuführen.  
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6.2.4 Die diesbezügliche Auftragssumme (ABSCHNITT B) gilt als Festpreis mit Ausnahme der 
Bestimmungen gemäß Punkt 6.2.5, 6.2.6 sowie 6.5. und sind daher vom Auftragnehmer sämtliche 
aus dem Bauauftrag (Abschnitt B) resultierende, erforderliche und zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses vorhersehbare Kosten zu tragen. Zudem trägt der Auftragnehmer jene Kosten 
bzw. Mehrkosten, die aus der aktuellen Ukrainekrise sowie aus der COVID-19-Pandemie resultieren, 
samt den sich daraus ergebenden Nachwirkungen. Festgehalten wird, dass der Auftraggeber keine 
Ansprüche auf entgangenen Gewinn oder auf Ersatz erhöhter Finanzierungskosten hat, welche 
infolge zeitlicher Verzögerungen aufgrund des Eintritts unvorhersehbarer, von außen kommender 
und vom Parteiwillen unabhängiger und mit zumutbaren Maßnahmen nicht anwendbarer Ereignisse 
(Fälle höherer Gewalt wie insbesondere Krieg [darunter fällt auch die aktuelle Ukrainekrise], 
Naturkatastrophen, Erdbeben, Feuer, Überschwemmungen, Unruhen, behördlich oder gesetzlich 
zwingende Maßnahmen iZm COVID-19 bzw. SARS-CoV-2 oder sonstiger Epidemien/Pandemien) 
resultieren. 

6.2.5 Die vereinbarte Auftragssumme zu Abschnitt B ist hinsichtlich Lohn- und Materialpreiserhöhungen 
gemäß dem von der Bundesanstalt Statistik Österreich monatlich verlautbarten Baukostenindex 
2020 für Wohnhaus- und Siedlungsbau für Veränderungen bis 2,5% wertgesichert. 
Indexveränderungen über 2,5% hinaus sind ein Bauherrenrisiko und werden vom Auftraggeber 
getragen. Die Berechnung der Wertanpassung erfolgt monatlich für den Zeitraum vom Datum der 
letzten Konstituierung (100% Platzierung = Preisbasis) bis zum letzten Übergabedatum. 

6.2.6 In der Auftragssumme (ABSCHNITT B) gemäß Punkt 6. nicht inbegriffen und daher vom 
Auftraggeber zu tragen, sind Mehrkosten aufgrund 
a) Leistungsbehinderungen die vom Auftraggeber zu vertreten sind;  
b) vom Auftraggeber beauftragter Mehrleistungen; 
c) gesetzlicher, förderungsrechtlicher, verordnungsmäßiger oder behördlicher Anordnungen bzw. 

Auflagen sowie jene, die aus einem allfälligen statischen Risiko oder aus dem Boden- bzw. 
Baugrund-, Bestandsbauwerk-, Fundierungs- und Deckenrisiko entstehen (gilt auch hinsichtlich 
Abschnitt A)  

6.2.7 Der Auftragnehmer ist berechtigt mit Auftragserteilung bereits erbrachte Leistungen 
(Voruntersuchungen, Gutachten, Anschlussgebühren usw.) in Rechnung zu stellen. 

6.3 zu Abschnitt C und D: 

Die diesbezüglichen Auftragssummen sind zur Gänze binnen 14 Tagen nach Vertragsabschluss 
und Vorliegen entsprechender Rechnungen zur Zahlung fällig.  

6.4 Gesamtschlussrechnung 

6.4.1 Die Gesamtschlussrechnung ist in die jeweiligen Leistungsbereiche gemäß Punkt 1.3 (hinsichtlich 
Abschnitt B auch nach einzelnen Gewerken und Auftragnehmern) zu trennen und hat sowohl die 
gesamte als auch die bereits in den Teilrechnungen erfasste Umsatzsteuer auszuweisen. 

6.4.2 Der Auftragnehmer ist im Zusammenhang mit der Umsatzsteuer berechtigt Rechnungskorrekturen 
vorzunehmen bzw. weitere, auch neue Rechnungen zu legen (oder durch Dritte legen zu lassen), 
sofern sich daraus lediglich eine Änderung im Bereich der Vorsteuer ergibt. 

6.5 Die Schaffung von vermietbaren Mehrflächen durch den Auftragnehmer wird aliquot berücksichtigt 
und ist der Auftragnehmer berechtigt dies dementsprechend in Rechnung zu stellen (gilt für 
ABSCHNITT A bis D). 
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7. VERTRAGSDAUER | VORZEITIGE VERTRAGSAUFLÖSUNG 

7.1 Das Vertragsverhältnis endet nach Erbringung aller Leistungen aus diesem Vertrag. 
7.2 Eine vorzeitige Vertragsauflösung ist nur aus wichtigem Grund möglich und zwar z.B. bei: 
7.2.1 Vertragsverletzungen durch einen Vertragspartner, die trotz Aufforderung durch den anderen 

Vertragspartner mittels rekommandierten Schreibens unter Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen 
nicht behoben werden - z.B. unbegründete Zahlungseinstellung durch den Auftraggeber oder 
unbegründete Arbeitseinstellung durch den Auftragnehmer bzw. ungenügender Arbeits- oder 
Materialeinsatz, sodass eine ordnungsgemäße und fristgerechte Auftragserfüllung nicht 
gewährleistet ist - oder unbehebbare Vertragsverletzungen. 

7.2.2 Zahlungsunfähigkeit eines Vertragspartners oder Eröffnung eines Konkurs- oder 
Ausgleichsverfahrens über dessen Vermögen oder Abweisung eines Antrages auf Konkurseröffnung 
mangels kostendeckenden Vermögens oder unbegründete Einstellung der Zahlungen an 
Subunternehmer, Professionisten oder Lieferanten. 

7.2.3 Vorliegen von Umständen, die die Aufrechterhaltung des Vertrages für den Auftraggeber unzumutbar 
machen, wie z.B. grobe Vernachlässigung der technischen Baubetreuung, Verletzung der dem 
Auftragnehmer bzw. dessen Beauftragten zukommenden Berufspflichten, Verstoß gegen die 
Grundsätze der guten Sitten oder des freien Wettbewerbes. 

7.3 Die Vertragsparteien können eine vorzeitige Vertragsauflösung jedoch nicht darauf stützen, dass die 
Erfüllung dieses Vertrages unwirtschaftlich (geworden) ist. 

7.4 Die vorzeitige Vertragsauflösung hat unter Einhaltung einer Frist von 14 Tagen (ausgenommen 
davon Punkt 7.2.1) mittels eingeschriebenen Briefes zu erfolgen. 

7.5 Hinsichtlich der Abschnitte A und B haftet der Auftragnehmer bei begründeter vorzeitiger 
Vertragsauflösung durch den Auftraggeber für sämtliche Mehraufwendungen zur Fertigstellung des 
Bauvorhabens. Im Bereich der Abschnitte C und D haftet der Auftragnehmer nur bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit und für den Ersatz des unmittelbaren, wirklichen Schadens. Die 
Ersatzansprüche sind binnen Jahresfrist geltend zu machen. Eine Gewähr für den Eintritt der vom 
Auftraggeber verfolgten, insbesondere wirtschaftlichen Ziele ist ausgeschlossen. 
 

8. BAUARBEITENKOORDINATIONSGESETZ 

8.1 Der AG als Bauherr im Sinne des § 2 Abs 1 BauKG setzt hiermit den AN als Projektleiter im Sinne 
des § 2 Abs 2 BauKG ein und überträgt ihm damit sämtliche diesbezüglichen Bauherrenpflichten 
gemäß § 9 Abs 1 BauKG. Mit untenstehender Unterfertigung dieses Vertrages nimmt der AN die 
Bestellung als Projektleiter an. 

8.2 Der Projektleiter ist - soweit er diesbezügliche Aufgaben nicht selbst bzw. im Rahmen seines 
Unternehmens wahrnimmt - eigenverantwortlich berechtigt sowie verpflichtet, diese Pflichten an 
gemäß BauKG befugte Personen bzw. Unternehmen entsprechend weiterzuübertragen und mit 
ihnen zusammenzuarbeiten, sodass sie ihre Verpflichtungen erfüllen können. 

8.3 Der Projektleiter ist in der Auswahl der in diesem Zusammenhang von ihm beigezogenen Personen 
bzw. Unternehmen frei. 

8.4 Dem Projektleiter und den von ihm bestellten Koordinatoren steht in allen Belangen von Sicherheits- 
und Gesundheitsfragen die Weisungsbefugnis gegenüber allen auf der Baustelle tätigen 
Unternehmen und deren Arbeitnehmern zu. 

8.5 Der Projektleiter verpflichtet sich, seine Dienstnehmer und allfällige Subbeauftragte anzuweisen, den 
Weisungen des Baustellenkoordinators in Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes auf 
der Baustelle unbedingt Folge zu leisten. 
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8.6 Sofern gegen den Bauherrn oder von diesem beauftragte Dritte Ansprüche, welcher Art auch immer, 
erhoben werden, die sich aus einem Verstoß des Projektleiters ergeben, ist dieser verpflichtet, den 
Bauherrn und von dem Bauherrn beauftragte Dritte vollständig schad- und klaglos zu halten und in 
diesem Zusammenhang vorweg eine auch darauf abgestellte Haftpflichtversicherungsdeckung 
nachzuweisen. 

8.7 Die Funktion und Tätigkeiten des Projektleiters enden mit vollständiger Fertigstellung sowie gänzlich 
mängelfreier Übergabe des Bauwerkes und nachdem der letzte Arbeitnehmer eines auf der Baustelle 
tätigen Professionisten die Baustelle verlassen hat. Der Projektleiter ist verpflichtet, innerhalb eines 
Monats ab diesem Zeitpunkt alle erforderlichen Dokumente und Unterlagen, insbesondere den 
angepassten und fertiggestellten Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan und die erstellte und 
allenfalls angepasste Unterlage für spätere Arbeiten an den Bauherrn zu übergeben. 
 

9. SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

9.1 Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so ist dies ohne Einfluss auf 
die Gültigkeit der übrigen Vertragsbestimmungen und des Vertrages selbst. Die Vertragsparteien 
haben eine unwirksame Bestimmung durch eine wirtschaftlich entsprechende, wirksame 
Bestimmung zu ersetzen. Gleiches gilt für die Ausfüllung von Lücken. 

9.2 Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 
9.3 Für die vereinbarte Auftragssumme haften die Miteigentümer anteilig im Verhältnis ihrer 

Miteigentumsanteil; gesamtschuldnerische Haftung ist ausgeschlossen.  
9.4 Die Auftraggeberseite hat sich gegenüber dem Auftragnehmer durch einen gemeinsamen 

Bevollmächtigten vertreten zu lassen. 
9.5 Bei Streitigkeiten dürfen die Parteien ihre vertraglichen Verpflichtungen weder ganz noch teilweise 

vernachlässigen, es sei denn, dass die Schwere der Streitigkeiten einer oder beiden Parteien die 
Weitererfüllung ihrer Verpflichtungen objektiv unzumutbar macht. 

9.6 Als Gerichtsstand wird vereinbart: Wien
 
 
 
 
 
 
 
 
 , am   
 
 
 
 
 
 
 
 
  
Unterschrift Miteigentümer:in 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 , am   
 
 
 
 
 
 
 
 
  
Freude am Wohnen Wohnbau GmbH 
als Auftragsnehmer und Projektleiter gem. BauKG

 

 

Beilage ./1: Zahlungsplan 
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Zahlungsplan 
Beilage ./1 

Tiergartenweg 32a-32e 
   

Werkvertrag Abschnitt A:  

Start des Zahlungsplanes:  bei Unterzeichnung Werkvertrag 
   

1. Fälligkeit 37,5% spätestens 1 Monat nach Unterzeichnung des Werkvertrages 

2. Fälligkeit 8,9% Ende 1. Quartal nach Unterzeichnung des Werkvertrages  

3. Fälligkeit 8,9% Ende 2. Quartal nach Unterzeichnung des Werkvertrages  

4. Fälligkeit 8,9% Ende 3. Quartal nach Unterzeichnung des Werkvertrages  

5. Fälligkeit 8,9% Ende 4. Quartal nach Unterzeichnung des Werkvertrages  

6. Fälligkeit 8,9% Ende 5. Quartal nach Unterzeichnung des Werkvertrages  

7. Fälligkeit 8,9% Ende 6. Quartal nach Unterzeichnung des Werkvertrages  

8. Fälligkeit 8,9% Ende 7. Quartal nach Unterzeichnung des Werkvertrages  

  100% bis Fertigstellung 
   

Werkvertrag Abschnitt B:  

Start des Zahlungsplanes:  bei Baubeginn 
   

1. Fälligkeit 30% Monatsende nach erfolgtem Baubeginn 

2. Fälligkeit 20% Ende 1. Quartal nach erfolgtem Baubeginn 

3. Fälligkeit 10% Ende 2. Quartal nach erfolgtem Baubeginn 

4. Fälligkeit 10% Ende 3. Quartal nach erfolgtem Baubeginn 

5. Fälligkeit 10% Ende 4. Quartal nach erfolgtem Baubeginn 

6. Fälligkeit 10% Ende 5. Quartal nach erfolgtem Baubeginn 

7. Fälligkeit 10% Ende 6. Quartal nach erfolgtem Baubeginn 

  100% bis Fertigstellung 
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DATENSCHUTZERKLÄRUNG & HAFTUNGSBESCHRÄNKUNG 
A.1. Personenbezogene Daten: Wir, die KOLLER & SCHREIBER Rechtsanwälte Partnerschaft, 
nunmehr Schreiber & Partner Rechtsanwälte OG, 1180 Wien, Währinger Straße 162/Aumannplatz 1, 
RA-Code: P 111047, erheben, verarbeiten und nutzen Ihre personenbezogenen Daten nur mit Ihrer 
Einwilligung bzw. Mandatierung oder Bestellung zu den mit Ihnen vereinbarten Zwecken oder wenn eine 
sonstige rechtliche Grundlage im Einklang mit der DSGVO vorliegt; dies unter Einhaltung der 
datenschutz- und zivilrechtlichen Bestimmungen. 
Es werden nur solche personenbezogenen Daten erhoben, die für die Durchführung und Abwicklung 
unserer rechtsanwaltlichen Leistungen erforderlich sind oder die Sie uns freiwillig zur Verfügung gestellt 
haben. Personenbezogene Daten sind alle Daten, die Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse enthalten, beispielsweise Name, Anschrift, Emailadresse, Telefonnummer, Geburtsdatum, 
Alter, Geschlecht, Sozialversicherungsnummer, Videoaufzeichnungen, Fotos, Stimmaufnahmen von 
Personen. Auch sensible Daten, wie Gesundheitsdaten oder Daten im Zusammenhang mit einem 
Strafverfahren können mitumfasst sein. 
A.2. Auskunft und Löschung: Als Mandantin oder Mandant bzw. generell als Betroffener haben Sie - 
unter Wahrung der rechtsanwaltlichen Verschwiegenheitspflicht - jederzeit das Recht auf Auskunft über 
Ihre gespeicherten personenbezogenen Daten, deren Herkunft und Empfänger und den Zweck der 
Datenverarbeitung sowie ein Recht auf Berichtigung, Datenübertragung, Widerspruch, Einschränkung 
der Bearbeitung sowie Sperrung oder Löschung unrichtiger bzw. unzulässig verarbeiteter Daten.  
Insoweit sich Änderungen Ihrer persönlichen Daten ergeben, ersuchen wir um entsprechende Mitteilung.  
Sie haben jederzeit das Recht, eine erteilte Einwilligung zur Nutzung Ihrer personenbezogenen Daten zu 
widerrufen. Ihre Eingabe auf Auskunft, Löschung, Berichtigung, Widerspruch und/oder 
Datenübertragung, im letztgenannten Fall, sofern damit nicht ein unverhältnismäßiger Aufwand 
verursacht wird, kann an die in Punkt 8. dieser Erklärung angeführte Anschrift der Rechtsanwaltskanzlei 
gerichtet werden. Wenn Sie der Auffassung sind, dass die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
durch uns gegen das geltende Datenschutzrecht verstößt oder Ihre datenschutzrechtlichen Ansprüche 
in einer anderen Weise verletzt worden sind, besteht die Möglichkeit, sich bei der zuständigen 
Aufsichtsbehörde zu beschweren. In Österreich zuständig ist hierfür die Datenschutzbehörde. 
A.3. Datensicherheit: Der Schutz Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt durch entsprechende 
organisatorische und technische Vorkehrungen. Diese Vorkehrungen betreffen insbesondere den Schutz 
vor unerlaubtem, rechtswidrigem oder auch zufälligem Zugriff, Verarbeitung, Verlust, Verwendung und 
Manipulation. Ungeachtet der Bemühungen der Einhaltung eines stets angemessen hohen Standes der 
Sorgfaltsanforderungen kann nicht ausgeschlossen werden, dass Informationen, die Sie uns über das 
Internet bekannt geben, von anderen Personen eingesehen und genutzt werden. Bitte beachten Sie, 
dass wir daher keine wie immer geartete Haftung für die Offenlegung von Informationen aufgrund nicht 
von uns verursachter Fehler bei der Datenübertragung und/oder unautorisiertem Zugriff durch Dritte 
übernehmen (z. B. Hackangriff auf Email-Account bzw. Telefon, Abfangen von Faxen). 
A.4. Verwendung der Daten: Wir werden die uns zur Verfügung gestellten Daten nicht für andere 
Zwecke als die durch den Mandatsvertrag oder durch Ihre Einwilligung oder sonst durch eine 
Bestimmung im Einklang mit der DSGVO gedeckten Zwecken verarbeiten. Ausgenommen hiervon ist die 
Nutzung für statistische Zwecke, sofern die zur Verfügung gestellten Daten anonymisiert wurden. 
A.5. Übermittlung von Daten an Dritte: Zur Erfüllung Ihres Auftrages ist es möglicherweise auch 
erforderlich, Ihre Daten an Dritte (z. B. Gegenseite, Substitute, Versicherungen, Dienstleister, derer wir 
uns bedienen und denen wir Daten zur Verfügung stellen, etc.) Gerichte oder Behörden, weiterzuleiten. 
Eine Weiterleitung Ihrer Daten erfolgt ausschließlich auf Grundlage der DSGVO, insb. zur Erfüllung Ihres 
Auftrags oder aufgrund Ihrer vorherigen Einwilligung. Weiters informieren wir Sie darüber, dass im 
Rahmen unserer rechtsanwaltlichen Vertretung und Betreuung regelmäßig auch sachverhalts- und 
fallbezogene Informationen von Ihnen von dritten Stellen bezogen werden. 
Manche der oben genannten Empfänger Ihrer personenbezogenen Daten befinden sich außerhalb Ihres 
Landes oder verarbeiten dort Ihre personenbezogenen Daten. Das Datenschutzniveau in anderen 
Ländern entspricht unter Umständen nicht dem Österreichs. Wir übermitteln Ihre personenbezogenen 
Daten jedoch nur in Länder, für welche die EU-Kommission entschieden hat, dass sie über ein 
angemessenes Datenschutzniveau verfügen oder wir setzen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass 
alle Empfänger ein angemessenes Datenschutzniveau haben wozu wir Standardvertragsklauseln 
(2010/87/EC und/oder 2004/915/EC) abschließen. 
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A.6. Bekanntgabe von Datenpannen: Wir sind bemüht sicherzustellen, dass Datenpannen frühzeitig 
erkannt und gegebenenfalls unverzüglich Ihnen bzw. der zuständigen Aufsichtsbehörde unter Einbezug 
der jeweiligen Datenkategorien, die betroffen sind, gemeldet werden. 
A.7. Aufbewahrung der Daten: Wir werden Daten nicht länger aufbewahren als dies zur Erfüllung 
unserer vertraglichen bzw. gesetzlichen Verpflichtungen und zur Abwehr allfälliger Haftungsansprüche 
erforderlich ist. 
A.8. Unsere Kontaktdaten: Der Schutz Ihrer Daten ist uns besonders wichtig. Wir sind für Sie unter den 
unten angeführten Kontaktdaten jederzeit für Ihre Fragen oder Ihren Widerruf erreichbar. 
 
KOLLER & SCHREIBER Rechtsanwälte Partnerschaft, nunmehr 
Schreiber & Partner Rechtsanwälte OG 
A-1180 Wien | Währinger Straße 162/Aumannplatz 1 
Tel  +43 (0)1 470 95 25 
Fax +43 (0)1 470 95 25-25 
mail to:  office@schreiber-partner.at 
 
 

B.1. Haftungsbeschränkung: Die Haftung der KOLLER & SCHREIBER Rechtsanwälte Partnerschaft, 
nunmehr Schreiber & Partner Rechtsanwälte OG im Zusammenhang mit der Vertretung und Abwicklung 
des Projektes „8055 Graz, Tiergartenweg 32a - 32e“ wird auf vorsätzliches oder grob fahrlässiges 
Verhalten beschränkt, die Haftung für leicht fahrlässiges Verhalten wird ausgeschlossen. In jedem Falle 
haftet der Rechtsanwalt nur bis zur Höhe der gesetzlichen Mindesthaftpflichtversicherungssumme, das 
sind 400.000 Euro (§ 21a RAO). Ersatzansprüche hat der Geschädigte binnen 6 Monaten ab Kenntnis 
vom Schadenseintritt beim Vollmachtnehmer schriftlich geltend zu machen, andernfalls diese verfristet 
sind und eine Geltendmachung der Ersatzansprüche ausgeschlossen ist. Vereinbart wird die Geltung der 
von der Rechtsanwaltskammer Wien erstellten „Auftragsbedingungen für Rechtsanwälte“. Diese erliegen 
in der Kanzlei der Koller & Schreiben Rechtsanwälte Partnerschaft, nunmehr Schreiber & Partner 
Rechtsanwälte OG und sind auch auf der Homepage der Kanzlei unter www.koller-schreiber.at abrufbar.  
 
Erklärung zum Datenschutz: Ich (Wir) bestätige(n) die Kenntnisnahme der Datenschutzerklärung, in 
welchem alle erforderlichen Informationen zur Verarbeitung der Daten und zu meinen (unseren) Rechten 
angeführt sind.  
 
Erklärung zur Haftungsbeschränkung: Ich (Wir) bestätige(n) die Kenntnisnahme der 
Haftungsbeschränkung. Ich (Wir) bin (sind) mit der Haftungsbeschränkung nach Punkt B.1. 
einverstanden und wird diese für das Auftragsverhältnis mit der KOLLER & SCHREIBER Rechtsanwälte 
Partnerschaft, nunmehr Schreiber & Partner Rechtsanwälte OG, mit Unterfertigung dieser Erklärung 
wirksam vereinbart. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 , am   
 
 
 

 
 
 
 
 
  
Titel Vorname | Nachname 
geboren am .............................................

 
 

http://www.koller-schreiber.at/


DATENSCHUTZERKLÄRUNG FÖRDERUNG 
Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
 
 
1. Die Förderungswerberin/Der Förderungswerber nimmt zur Kenntnis, dass der Förderungsgeber ermächtigt ist, 

alle im Förderungsantrag enthaltenen, die Förderungswerberinnen/Förderungswerber und 
Förderungsnehmerinnen/Förderungsnehmer betreffenden personenbezogenen Daten gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. b 
Datenschutz-Grundverordnung für Zwecke der Anbahnung und des Abschlusses des Förderungsvertrages 
automationsunterstützt zu verarbeiten.  

 
2. Die gemäß Z 1 verarbeiteten Daten werden in Anlehnung an die steuerrechtlichen Vorgaben sieben Jahre 

gespeichert.  
 
3. Die Förderungswerberin/Der Förderungswerber nimmt zur Kenntnis, dass auf der Datenschutz Informationsseite 

des Förderungsgebers (https://datenschutz.stmk.gv.at) alle relevanten Informationen insbesondere zu folgenden 
sie/ihn betreffenden Punkten veröffentlicht sind: − zu den ihr/ihm zustehenden Rechten auf Auskunft, 
Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Widerruf und Widerspruch sowie auf 
Datenübertragbarkeit; − zum dem ihr/ihm zustehenden Beschwerderecht bei der Österreichischen 
Datenschutzbehörde; − zum Verantwortlichen der Verarbeitung und zum Datenschutzbeauftragten.  

 
 
IM FALLE DER GEWÄHRUNG EINER FÖRDERUNG GILT AUSSERDEM:  
1. Der Förderungsgeber bzw. die Förderungsstelle ist gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. b und f Datenschutz Grundverordnung 

ermächtigt, alle im Förderungsantrag enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Förderung 
sowie bei allfälligen Rückforderungen anfallenden, die Förderungsnehmerin/den Förderungsnehmer betreffenden 
personenbezogenen Daten für Zwecke der Abwicklung des Förderungsvertrages, für Kontrollzwecke und für 
allfällige Rückforderungen automationsunterstützt zu verarbeiten.  

 
2. Der Förderungsgeber bzw. die Förderungsstelle ist weiters ermächtigt, Daten gemäß Z 1 im notwendigen Ausmaß 

a) zur Erfüllung von Berichtspflichten, für Kontrollzwecke oder zur statistischen Auswertung − an den 
Landesrechnungshof Steiermark und vom Land beauftragte Dritte, die zur vollen Verschwiegenheit über die 
Daten verpflichtet sind, − allenfalls an den Bundesrechnungshof und das zuständige Bundesministerium, − 
allenfalls an Organe der EU nach den EU-rechtlichen Bestimmungen, − allenfalls an andere Stellen, mit denen 
Kooperationen bestehen oder die gesetzlichen Anspruch auf Informationen haben bzw. b) für Rückforderungen 
gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. f Datenschutz-Grundverordnung an das Gericht zu übermitteln.  

 
3. Der Name der Förderungsnehmerin/des Förderungsnehmers oder ihre/seine Bezeichnung unter Angabe der 

Rechtsform, der Förderungsgegenstand sowie die Art und die Höhe der Förderungsmittel können in Berichte über 
die Förderungsvergabe aufgenommen und so veröffentlicht werden. 4. Angaben zu der Förderungsnehmerin/dem 
Förderungsnehmer, der Förderungsgegenstand, die Art und die Höhe der Förderungsmittel, die Zuordnung zum 
Leistungsangebot sowie Angaben über die Zahlungen (§ 25 Abs. 1 Z 1 bis 4, 6 und 7 TDBG 2012) können an 
den Bundesminister für Finanzen zum Zweck der Verarbeitung in der Transparenzdatenbank übermittelt werden. 

 
 
ERKLÄRUNG ZUM DATENSCHUTZ:  
Ich bestätige die Kenntnisnahme der oben näher angeführten Informationen zur Datenschutzerklärung, in welchem 
alle erforderlichen Informationen zur Verarbeitung der Daten und zu meinen Rechten angeführt sind und 
ermächtige den Förderungsgeber zur entsprechenden Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten:  
 

 
 
 
 
 
 
 
 , am   
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Datenschutzerklärung 
 
 
Diese Erklärung beschreibt, wie die Rabel & Partner GmbH Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft, Hallerschloßstraße 1, 8010 Graz, („wir“) Ihre personenbezogenen Daten 
verarbeitet. Die Erklärung richtet sich an unsere bestehenden und ehemaligen Klienten, Interessenten und 
potentielle zukünftige Klienten, sowie ihre jeweiligen Gesellschafter, Organe und sonstigen Mitarbeiter. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.  Zwecke der Datenverarbeitung 
 
Wir werden Ihre personenbezogenen Daten zu folgenden Zwecken verarbeiten:  
 zur Begründung, Verwaltung und Abwicklung der Geschäftsbeziehung; 
 zur Stärkung der bestehenden Klientenbeziehung bzw. zum Aufbau einer neuen Klientenbeziehungen oder 

dem Herantreten an Interessenten, einschließlich der Information über aktuelle Rechtsentwicklungen und 
unser Dienstleistungsangebot (Marketing); 

 im Falle einer bereits erfolgten Beauftragung zur internen Organisation und im Zusammenhang mit dem 
Schadensmanagement der Kanzlei 

 
und soweit jeweils vom Klienten beauftragt: 
 zur Durchführung der Lohnverrechnung für Klienten (einschließlich monatliche Lohn- und 

Gehaltsabrechnung, monatliche und jährliche Meldungen an Behörden etc.); 
 zur Durchführung der Finanz- und Geschäftsbuchhaltung für Klienten; 
 zur Ausübung von Beratungs- und Vertretungstätigkeiten im Bereich des Steuerrechts und wirtschaftlichen 

Angelegenheiten; 
 zur Beratung und Vertretung in Beitrags-, Versicherungs- und Leistungsangelegenheiten der 

Sozialversicherungen, 
 zur Vertretung vor Verwaltungsgerichten und Verwaltungsbehörden und vor gesetzlich anerkannten Kirchen 

und Religionsgemeinschaften in Beitragsangelegenheiten und vor allen anderen behördlich tätigen 
Institutionen und  

 zur sonstigen Beratung sowie zur Übernahme von Treuhandaufgaben und zur Verwaltung von Vermögen im 
Berechtigungsumfang des § 2 WTBG 2017, 

 sowie zur jeder beauftragten Aufgabe gemäß § 2 WTBG 2017 
 zur selbständige Ausübung jener wirtschaftstreuhänderischen Arbeiten, die eine Zusicherungsleistung eines 

unabhängigen Prüfers erfordern, insbesondere die gesetzlich vorgeschriebene und jede auf öffentlichem 
oder privatem Auftrag beruhende Prüfung der Buchführung, der Rechnungsabschlüsse, der Kostenrechnung, 
der Kalkulation und der kaufmännischen Gebarung von Unternehmen, die mit oder ohne der Erteilung eines 
förmlichen Bestätigungsvermerkes verbunden ist, sowie 

 zur selbständigen Durchführung von sonstigen Prüfungen und vereinbarten Untersuchungshandlungen; 
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 zur pagatorischen Buchhaltung (Geschäftsbuchhaltung) einschließlich der Lohnverrechnung sowie zur 
kalkulatorischen Buchhaltung (Kalkulation), einschließlich der Beratung auf diesen Gebieten, 

 zur Beratung und Hilfeleistung auf dem Gebiet der Rechnungslegung und des Bilanzwesens und zum 
Abschluss unternehmerischer Bücher, 

 zur Erbringung sämtlicher Beratungsleistungen und Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem betrieblichen 
Rechnungswesen 

 zur Beratung betreffend Einrichtung und Organisation eines internen Kontrollsystems, 
 zur Sanierungsberatung, insbesondere zur Erstellung von Sanierungsgutachten, zur Organisation von 

Sanierungsplänen, zur Prüfung von Sanierungsplänen und zur begleitenden Kontrolle bei der Durchführung 
von Sanierungsplänen, 

 zur Beratung und Vertretung in Devisensachen (ohne Vertretung vor ordentlichen Gerichten), 
 zur Erstattung von Sachverständigengutachten auf den Gebieten des Buchführungs- und Bilanzwesens und 

auf jenen Gebieten, zu deren fachmännischer Beurteilung Kenntnisse des Rechnungswesens oder der 
Betriebswirtschaftslehre erforderlich sind, 

 zur Ausübung jener wirtschaftstreuhänderischen Arbeiten, auf die in anderen Gesetzen mit der 
ausdrücklichen Bestimmung hingewiesen wird, dass sie nur von Buchprüfern oder Wirtschaftsprüfern gültig 
ausgeführt werden können, 

 zur Übernahme von Treuhandaufgaben und zur Verwaltung von Vermögenschaften mit Ausnahme der 
Verwaltung von Gebäuden, 

 zur Beratung in arbeitstechnischen Fragen und 
 zur Tätigkeit als Mediator 
 sowie zur jeder beauftragten Aufgabe gemäß § 3 WTBG 2017. 
 
Soweit wir Ihre personenbezogenen Daten bei Ihnen selbst erheben, ist die Bereitstellung Ihrer Daten 
grundsätzlich freiwillig. Allerdings können wir unseren Auftrag nicht oder nicht vollständig erfüllen, wenn Sie Ihre 
personenbezogenen Daten nicht bereitstellen. 
 
 
2. Rechtsgrundlagen der Verarbeitung 
 
Wenn Sie ein Interessent bzw. potentiell zukünftiger Klient sind, werden wir Ihre Kontaktdaten zum Zweck der 
Direktwerbung über den Weg der Zusendung elektronischer Post oder der telefonischen Kontaktaufnahme nur 
mit Ihrer Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. a der Datenschutzgrundverordnung („DSGVO“) verarbeiten. 
 
Wenn Sie unser Klient sind, verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten, weil dies erforderlich ist, um den 
mit Ihnen geschlossenen Vertrag zu erfüllen (Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO). 
 
Im Übrigen verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten auf der Grundlage unseres überwiegenden 
berechtigten Interesses, die unter Punkt 1 genannten Zwecke zu erreichen (Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO) und auf der 
gesetzlichen Grundlage des WTBG 2017 (Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO). 
 
 
3. Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten 
 
Soweit dies zu den unter Punkt 1 genannten Zwecken zwingend erforderlich ist, werden wir Ihre 
personenbezogenen Daten an folgende Empfänger übermitteln: 
 von uns eingesetzte IT-Dienstleister sowie sonstige Dienstleister i.Z.m. Marketing-Aktivitäten, 
 Verwaltungsbehörden, Gerichte und Körperschaften des öffentlichen Rechtes, 
 Wirtschaftstreuhänder für Zwecke des Auditing, 
 Versicherungen aus Anlass des Abschlusses eines Versicherungsvertrages über die Leistung oder des Eintritts 

des Versicherungsfalles (z.B. Haftpflichtversicherung), 
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 Klienten, soweit es sich um Daten der Gesellschafter, Organe und sonstigen Mitarbeiter des jeweiligen 
Klienten handelt, 

 Kooperationspartner und für uns tätige Rechtsvertreter, 
 vom Klienten bestimmte sonstige Empfänger (z.B. Konzerngesellschaften des Klienten), 
 zusätzlich im Falle von personenbezogenen Daten von Dienstnehmern unserer Klienten im Bereich der 

Lohnverrechnung: 
 Gläubiger des Dienstnehmers sowie sonstige an der allenfalls damit verbundenen Rechtsverfolgung 

Beteiligte, auch bei freiwilligen Gehaltsabtretungen für fällige Forderungen, 
 Organe der betrieblichen und gesetzlichen Interessensvertretung, 
 Versicherungsanstalten im Rahmen einer bestehenden Gruppen- oder Einzelversicherung sowie 

Mitarbeitervorsorgekassen (MVK), 
 mit der Auszahlung an den Dienstnehmer oder an Dritte befasste Banken, 
 Betriebsärzte und Pensionskassen, 
 Mitversicherte und 

 zusätzlich im Bereich der Finanz- und Geschäftsbuchhaltung für Klienten: 
 Inkassounternehmen zur Schuldeneintreibung, 
 Banken im Auftrag des Klienten, 
 Factoring-Unternehmen, Zessionare und Leasingunternehmen. 

 
Manche der oben genannten Empfänger können sich außerhalb Österreichs befinden oder Ihre 
personenbezogenen Daten außerhalb Österreichs verarbeiten. Das Datenschutzniveau in anderen Ländern 
entspricht unter Umständen nicht jenem Österreichs. Wir setzen daher Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass 
alle Empfänger ein angemessenes Datenschutzniveau bieten. Dazu schließen wir beispielsweise 
Standardvertragsklauseln (2010/87/EC und/oder 2004/915/EC) ab. Diese sind auf Anfrage verfügbar (siehe 
Punkt 6).  
 
 
4. Speicherdauer 
 
Wir speichern Ihre personenbezogenen Daten grundsätzlich bis zur Beendigung der Geschäftsbeziehung im 
Rahmen derer wir Ihre Daten erhoben haben oder bis zum Ablauf der anwendbaren gesetzlichen Verjährungs- 
und Aufbewahrungsfristen; darüber hinaus bis zur Beendigung von allfälligen Rechtsstreitigkeiten, bei denen die 
Daten als Beweis benötigt werden. Soweit Sie ein Klient, ehemaliger Klient, Interessent bzw. potentiell 
zukünftiger Klient oder eine Kontaktperson bei einer der Vorgenannten sind, speichern wir Ihre 
personenbezogenen Daten für die Zwecke des Marketings bis zu Ihrem Widerspruch oder dem Widerruf Ihrer 
Einwilligung, soweit die Marketingmaßnahme auf Grundlage Ihrer Einwilligung erfolgt. 
 
 
5. Ihre Rechte im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten 
 
Sie sind unter anderem berechtigt (i) zu überprüfen, ob und welche personenbezogenen Daten wir über Sie 
verarbeiten und Kopien dieser Daten zu erhalten, (ii) die Berichtigung, Ergänzung, oder Löschung Ihrer 
personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit diese falsch sind oder nicht rechtskonform verarbeitet werden, 
(iii) von uns zu verlangen, die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzuschränken, (iv) unter 
bestimmten Umständen  der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu widersprechen oder die für die 
Verarbeitung zuvor gegebene Einwilligung zu widerrufen, wobei ein Widerruf die Rechtsmäßigkeit der vor dem 
Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt, (v) Datenübertragbarkeit zu verlangen, soweit Sie unser Klient 
sind (vi) die Identität von Dritten, an welche Ihre personenbezogenen Daten übermittelt werden, zu kennen und 
(vii) bei der Datenschutzbehörde Beschwerde zu erheben. 
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6. Unsere Kontaktdaten 
 
Sollten Sie zu dieser Erklärung Fragen haben oder Anträge stellen wollen, wenden Sie sich bitte an uns: 
 
Rabel & Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft 
Hallerschloßstraße 1 
8010 Graz 
+43 316-3171-0 
office@rabelpartner.at 
www.rabelpartner.at 
 
 
 
 



 

VEREINBARUNG der  
Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft 
Tiergartenweg 32a – 32e GesbR 

 
nachfolgend „Gemeinschaft“ genannt, abgeschlossen zwischen den, als Gesellschaft bürgerlichen 
Rechtes zusammengeschlossenen Personen, nachfolgend „Miteigentümer:innen“ genannt, die Mit-
eigentumsanteile an der Liegenschaft EZ 857, bestehend aus GST-NR 18/2, mit der Liegenschafts-
adresse Tiergartenweg 26, 32a - 32d sowie an der Liegenschaft EZ 859 bestehend aus GST-NR 
18/227, 18/228, .76, 580 mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 34, jeweils KG 63118 Ruders-
dorf, Bezirksgericht Graz-West und zukünftig nach Durchführung des Teilungsplanes des Dipl.-Ing. 
Christian Liebfahrt zur GZ 2254/21, an der Liegenschaft EZ 857 (neu) bestehend aus GST-NR 18/2 
(neu) mit der Liegenschaftsadresse Tiergartenweg 32a - 32e, nachfolgend „Liegenschaft" genannt, 
erworben haben wie folgt: 
 
 
I. VERTRAGSGEGENSTAND UND -ZWECK 

1.) Gegenstand dieses Vertrages ist die Regelung der wechselseitigen Rechte und Pflichten der, als 
Gesellschaft bürgerlichen Rechtes zusammengeschlossen, Miteigentümer:innen hinsichtlich der Er-
richtung von Baulichkeiten und der daran anschließenden gemeinsamen Nutzung und Verwaltung 
der Liegenschaft, sowohl als ideelle Miteigentümer:innen, als auch in weiterer Folge nach Woh-
nungseigentumsbegründung, als Wohnungseigentümer:innen sowie die Verteilung der damit ver-
bundenen Aufwendungen und Lasten sowie Erträge und Vorteile aller Art unter den Mit- und Woh-
nungseigentümer:innen. 

2.) Zweck und Zielsetzung der Gemeinschaft ist es, nach Erwerb ideeller Miteigentumsanteile an der 
Liegenschaft, vorerst als Miteigentümergemeinschaft und Bauherren/Bauherrinnen auf der Liegen-
schaft ein Gebäude errichten zu lassen und nach Fertigstellung dieses Bauvorhabens, aufgrund der 
Bestimmungen des Wohnungseigentumsgesetzes 2002 hinsichtlich der Liegenschaft Wohnungsei-
gentum zu begründen und gleichzeitig die, dem/der Wohnungseigentümer:in, durch die Wohnungs-
eigentumsbegründung hinsichtlich seiner/ihrer jeweiligen Wohnungseigentumsobjekte ausschließ-
lich zustehende Verfügungs-, Nutzungs- und Mitwirkungsrechte, nicht jedoch Verwertungsrechte 
welcher Art auch immer, schuldrechtlich der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft für einen 
Zeitraum von mindestens 20 Jahren zum Zwecke der Erzielung möglichst hoher Einkünfte durch 
eine gemeinschaftliche Vermietung und Bewirtschaftung zu überlassen.  

3.) Die Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft, kurz „EVG“ genannt, tritt nach außen hin, insbeson-
dere auch als Vermieterin im eigenen Namen, vertreten durch die hierzu beauftragte Hausverwal-
tung auf, verbunden mit der Berechtigung, Mietverträge hinsichtlich der auf der Liegenschaft ge-
schaffenen selbständigen Wohnungseigentumsobjekte zu ortsüblichen Konditionen, nach Maßgabe 
der Willensbildung der EVG, abzuschließen. 

 
II. BEITRITT, VERTRAGSDAUER UND KÜNDIGUNG 

1.) Der Beitritt zur EVG erfolgt durch Unterfertigung dieser Vereinbarung. Die EVG wird auf unbestimmte 
Zeit errichtet. Eine Kündigung der Mitgliedschaft an der EVG kann erstmals nach Ablauf von 20 
Jahren nach erstmaliger Wohnungseigentumsbegründung, unter Einhaltung einer sechsmonatigen 
Kündigungsfrist zum Ende eines jeweiligen Geschäftsjahres (ident mit Kalenderjahr) mit schriftlicher 
Erklärung gegenüber der Vertretung der EVG erfolgen. Für die Rechtzeitigkeit der Kündigung ist das 
Datum der Postaufgabe entscheidend. Der/die kündigende Miteigentümer:in hat jedoch sämtliche, 
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kündigungsbedingt der Gemeinschaft oder ihn/sie selbst entstehende, Kosten, Steuern, Gebühren 
oder Abgaben zu tragen und die Gemeinschaft diesbezüglich vollkommen schad- und klaglos zu 
halten.  

2.) Ab Wirksamkeit der Kündigung gelten für den/die kündigende(n) Miteigentümer:in nur mehr die je-
weiligen Bestimmungen des WEG 2002 in der jeweils geltenden Fassung, insbesonders in Bezug 
auf die Verwertungs-, Verfügungs-, Nutzungs- und Mitwirkungsrechte in Bezug auf die selbständigen 
Wohnungseigentumsobjekte und die Aufteilung und Tragung der Betriebs- und Bewirtschaftungs-
kosten, Aufwendungen und Rücklagen. Ungeachtet dessen bleibt jedoch die Haftung des/der kün-
digenden Miteigentümers/Miteigentümerin für gesellschaftsbezogene Verbindlichkeiten soweit sie 
innerhalb von 5 Jahren nach seinem Ausscheiden fällig werden.  

 
III. WILLENSBILDUNG 

1.) Die Willensbildung der EVG erfolgt durch Mehrheitsentscheidung, die primär in einer gemäß Punkt 
IV. stattfindenden Eigentümerversammlung durch mündliche, nicht formgebundene Abstimmung 
herbeigeführt werden kann, wobei die Ausübung des Stimmrechtes auch durch allgemein, schriftlich 
bevollmächtigte Vertreter:innen zulässig ist. Für eine Willensbildung der EVG außerhalb einer Ei-
gentümerversammlung wird die Möglichkeit der Fassung eines schriftlichen Umlaufbeschlusses ver-
einbart. Der/die gemeinsame Vertreter:in bzw. Verwalter:in kann selbständig von den Mit- und Woh-
nungseigentümer:innenschriftliche Umlaufbeschlüsse einholen, sofern dies für seine/ihre Tätigkeit 
als Vertreter:in bzw. Verwalter:in dienlich erscheint.  

2.) Soweit dieser Vertrag oder eine gesonderte Beschlussfassung nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt, ist für jeden Beschluss die absolute Mehrheit (mehr als 50%) der Miteigentumsanteile der 
Liegenschaft erforderlich und berechnen sich diese Miteigentumsanteile nach den, der Wohnungs-
eigentumsbegründung zugrunde gelegten Nutzwerten der Wohnungseigentumsobjekte samt Zube-
hör der Mit- und Wohnungseigentümer:innen. 

3.) Sofern Beschlüsse schriftlich gefasst werden, erfordern diese für ihre Gültigkeit jedoch die Teil-
nahme von Miteigentümer:innen mit Miteigentumsanteilen von mindestens 75% des Gesamtnutz-
wertes der Liegenschaft. 

4.) Sofern bei einer Beschlussfassung ein/eine Miteigentümer:in von einer Verpflichtung befreit oder 
ihm/ihr ein Vorteil zugewendet werden soll, hat der/die Miteigentümer:in weder im eigenen noch im 
fremden Namen ein Stimmrecht in dieser Sache. Das gleiche gilt für eine Beschlussfassung, die die 
Vornahme eines Rechtsgeschäfts mit einem/einer Miteigentümer:in oder die Einleitung oder Erledi-
gung eines Rechtsstreites gegen den/die Miteigentümer:in betrifft. Dem/der Miteigentümer:in werden 
seine/ihre nahen Angehörigen im Sinne des § 32 IO gleichgestellt. 

 
IV. EIGENTÜMERVERSAMMLUNG 

1.) Die Mit- und Wohnungseigentümer:innen vereinbaren hiermit, dass – außer im Falle des Abs. 2, 
zweiter Satz - alle zwei Jahre binnen 3 Monaten nach Vorliegen der Einnahmen- und Ausgaben-
rechnung gemäß Punkt XI. eine ordentliche Versammlung der Mitglieder der EVG in Graz bzw. wahl-
weise in Wien stattzufinden hat.  

2.) Diese Versammlung ist im gegebenen Fall vom/von der gemeinsamen Vertreter:in bzw. Verwalter:in 
schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuberufen, wobei zwischen dem Tag der Absen-
dung der Einladung und dem Tag der Versammlung eine Frist von mindestens 28 Tagen zu liegen 
hat. 
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3.) Eine Eigentümerversammlung muss jedoch vom/von der gemeinsamen Vertreter:in bzw. Verwal-
ter:in jederzeit einberufen werden, wenn dies Mit- und Wohnungseigentümer:innen mit mehr als 25% 
des Gesamtnutzwertes der Liegenschaft schriftlich unter Angabe des Zweckes und der Tagesord-
nung verlangen. 

4.) Kommt der/die gemeinsame Vertreter:in bzw. Verwalter:in seiner/ihrer Pflicht zur Einberufung einer 
Versammlung der EVG nicht binnen 14 Tagen nach, so können Mit- und Wohnungseigentümer:in-
nen mit Miteigentumsanteilen von mehr als 25% des Gesamtnutzwertes der Liegenschaft selbst die 
Versammlung einberufen, wobei der Punkt IV. 2.) analog gilt. 

5.) Die Eigentümerversammlung ist ungeachtet der Art der Einberufung bzw. der Einhaltung des Punk-
tes IV. 2.) jedenfalls beschlussfähig, wenn Mit- und Wohnungseigentümer:innen mit Miteigen-
tumsanteilen von mindestens 75% des Gesamtnutzwertes der Liegenschaft anwesend oder entspre-
chend vertreten sind. 

6.) Wird der Ladungsmodus gemäß Punkt IV. 2.) nicht eingehalten und auch das Präsenzquorum ge-
mäß Punkt IV. 5.) nicht erreicht, so hat der/die gemeinsame Vertreter:in bzw. Verwalter:in bzw. ha-
ben die einberufenden Mit- und Wohnungseigentümer:innen die Eigentümerversammlung gemäß 
Punkt IV. 2.) mit gleicher Tagesordnung nochmals einzuberufen. Eine derart nochmals einberufene 
weitere Eigentümerversammlung ist in jedem Fall ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden 
oder vertretenen Mit- und Wohnungseigentümer:innen beschlussfähig, sofern nicht von mindestens 
einem/einer Mit- und Wohnungseigentümer:in die Beschlussfassung im schriftlichen Wege beantragt 
wird. 

7.) Alle Beschlüsse sind vom/von der gemeinsamen Vertreter:in bzw. Verwalter:in bzw. von den einbe-
rufenden Mit- und Wohnungseigentümer:innen zu protokollieren und sämtlichen Mit- und Wohnungs-
eigentümer:innen (bei Nichtteilnahme des/der gemeinsamen Vertreters/Vertreterin bzw. Verwal-
ters/Verwalterin auch diesem/dieser) schriftlich bekanntzugeben. 

 
V. VERTRETUNG 

1.) Zur einheitlichen Wahrung ihrer Rechte und Pflichten sowie zur Ausführung der gemeinschaftlichen 
Beschlüsse zur Erreichung des Vertragszweckes gemäß Punkt I. wird die EVG bzw. werden alle Mit- 
und Wohnungseigentümer:innen stets einen, von der Person des/der Verwalters/Verwalterin gemäß 
§ 19 WEG 2002 verschiedenen, gemeinsamen Vertreter:in bzw. Verwalter:in beauftragen und be-
vollmächtigen. Im Falle eines Widerrufs der Bestellung ist gleichzeitig ein/eine neue(r) gemein-
same(r) Vertreter:in bzw. Verwalter:in zu beauftragen und zu bevollmächtigen. 

2.) Der/die gemeinsame Vertreter:in bzw. Verwalter:in ist berechtigt, bei Gefahr in Verzug und für den 
Fall, dass Beschlüsse über Angelegenheiten der ordentlichen Verwaltung oder auch sonstige erfor-
derliche Beschlüsse durch die Mit- und Wohnungseigentümer:innen nicht gefasst werden, alle zur 
Erreichung des Vertragszweckes bzw. zur Abwendung eines möglichen Schadens für die EVG er-
forderlich erscheinenden Maßnahmen unter möglichster Gleichbehandlung aller Mit- und Woh-
nungseigentümer:innen nach billigem Ermessen und mit der Sorgfalt eines/einer ordentlichen Kauf-
mannes/Kauffrau vorzunehmen. 

3.) Der/die gemeinsame Vertreter:in bzw. Verwalter:in ist ermächtigt, alle Mit- und Wohnungseigentü-
mer:innen gemeinsam sowie die EVG gegenüber einzelnen Mit- und Wohnungseigentümer:innen 
zu vertreten und zu diesem Zweck bzw. in diesem Zusammenhang, insbesondere zur Vertretung 
nach außen hin befugte dritte Personen zu beauftragen und zu bevollmächtigen. Der/die gemein-
same Vertreter:in bzw. Verwalter:in ist insbesondere ermächtigt, von den einzelnen Mit- und Woh-
nungseigentümer:innen die von diesen zugesagten bzw. auf sie entfallenden Beträge einzufordern. 
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VI. HAFTUNG UND ZUSTIMMUNGSERKLÄRUNG 

1.) Die Mit- und Wohnungseigentümer:innen haften für Verbindlichkeiten der EVG im Außenverhältnis 
solidarisch, sofern nicht in einem gesellschaftsbezogenen Vertrag mit einem/einer Dritten ausdrück-
lich eine Anteilshaftung im Verhältnis der jeweiligen Einzelnutzwerte zum Gesamtnutzwert der Lie-
genschaft vereinbart wird.  

2.) Bei einer Inanspruchnahme von einzelnen Mit- und Wohnungseigentümer:innen aufgrund der Soli-
darhaftung sind jedenfalls die übrigen, die nicht zur Zahlung herangezogen werden, wechselseitig 
zum anteiligen Ersatz bei sonstiger Schad- und Klagloshaltung verpflichtet. Im Falle einer allfälligen 
Uneinbringlichkeit einer solchen Zahlungsverpflichtung eines/einer Mit- und Wohnungseigentü-
mer:in ist dieser Ausfall von den verbleibenden Mit- und Wohnungseigentümer:innen anteilig, in Re-
lation der Einzelnutzwerte zum Gesamtnutzwert der Liegenschaft – unter Wahrung ihrer Regress-
ansprüche gegen den/die betreffende(n) Mit- und Wohnungseigentümer:in – zu tragen. 

3.) Sämtliche Gesellschafter:innen räumen sich bereits hiermit wechselseitig das Recht ein, ihren Ge-
schäftsanteil an dieser Gesellschaft bürgerlichen Rechts, für den Fall einer Fremdfinanzierung zu 
verpfänden und die, dem/der Gesellschafter:in aufgrund seines/ihres Geschäftsanteiles zustehen-
den, Forderungen aus seiner/ihrer Beteiligung abzutreten. Die Gesellschafter:innen erteilen bereits 
hiermit ihre schriftliche Zustimmung zur Verpfändung und/oder Abtretung dieser Forderungen.  

 
VII. RECHTSNACHFOLGE 

1.) Sämtliche Rechte und Pflichten der Mit- und Wohnungseigentümer:innen aus deren Zugehörigkeit 
zur EVG, in welchem Zusammenhang auch immer, insbesondere aus diesem Vertrag und sonstigen 
von der EVG abgeschlossenen Verträgen oder gefassten Beschlüssen gehen auf die jeweiligen 
Rechtsnachfolger:innen der Mit- und Wohnungseigentümer:innen über. 

2.) Die Mit- und Wohnungseigentümer:innen verpflichten sich daher in jedem Falle einer Übertragung 
ihrer Miteigentumsanteile samt Wohnungseigentum an der Liegenschaft, in welcher Rechtsform 
auch immer, dem/der Übernehmer:in nachweislich sämtliche Rechte und Pflichten, die in diesem 
Vertrag festgelegt sind oder sich aus sonstigen von der EVG abgeschlossenen Verträgen oder ge-
fassten Beschlüssen ergeben, zur Gänze schriftlich zu überbinden und den/die Übernehmer:in zur 
weiteren schriftlichen Überbindung an seine/ihre Rechtsnachfolger:innen zu verpflichten; dies bei 
sonstiger wechselseitiger Schad- und Klagloshaltung auch hinsichtlich des entgangenen Gewinnes. 

3.) Im Falle des Todes eines/einer Gesellschafters/Gesellschafterin wird die Gesellschaft mit seinen/ih-
ren Erben fortgesetzt, ohne, dass es zu einer Auflösung der Gesellschaft kommt.  

 
VIII. TEILUNGSVERZICHT 

1.) Im Hinblick darauf, dass, hinsichtlich der Liegenschaft nach Baufertigstellung Wohnungseigentum 
begründet wird, verzichten die Miteigentümer:innen, sofern sie bereits ideelle Miteigentümer:inne 
dieser Liegenschaft sind, bis zur grundbücherlichen Wohnungseigentumsbegründung auf die Ein-
bringung einer Teilungsklage gemäß §§ 830 ff ABGB und nehmen die Miteigentümer:innen diesen 
Teilungsverzicht hiermit wechselseitig und rechtsverbindlich an. 

2.) Diesbezüglich verpflichten sich die Miteigentümer:innen auch, ihre Miteigentumsanteile, jedoch nur 
bis zur Wohnungseigentumsbegründung, nur dann zu belasten, wenn auch der/die jeweilige Pfand-
gläubiger:in diesen Teilungsverzicht rechtsverbindlich erklärt.  

3.) Die Miteigentümer:innen vereinbaren ausdrücklich, dass ein Teilungsverlangen entgegen dieser Re-
gelung, insbesondere vor Ablauf der genannten Frist jedenfalls zur Unzeit und zum Nachteil der 
übrigen Miteigentümer:innen erfolgen würde und sich der/die Teilungswerber:in jedenfalls bis zum 
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Ablauf dieser Frist den Teilungsaufschub gemäß § 830 ABGB gefallen lassen muss. Die Miteigen-
tümer:innen nehmen hiermit diesen Teilungsverzicht und den diesbezüglichen Verzicht auf Teilungs-
klage wechselseitig und rechtsverbindlich an. 

 
IX. ÜBERTRAGUNGSVEREINBARUNG 

Die Mit- und Wohnungseigentümer:innen und die EVG vereinbaren bereits hiermit, dass mit erstmaliger 
Begründung von Wohnungseigentum hinsichtlich der Liegenschaft, das ihnen durch diese Wohnungsei-
gentumsbegründung ausschließlich an ihren jeweiligen Wohnungseigentumsobjekten samt Zubehör zu-
stehende Verfügungs-, Nutzungs- und Mitwirkungsrecht nicht jedoch Verwertungsrechte welcher Art 
auch immer für einen Zeitraum von mindestens 20 Jahren zum Zwecke der gemeinschaftlichen Vermie-
tung und Bewirtschaftung an die EVG zu übertragen, wobei diese Übertragung schuldrechtlich als mit 
der Einverleibung des Wohnungseigentums im Grundbuch als vollzogen gilt und somit keiner weiteren 
Rechtshandlungen und/oder Erklärungen bedarf. 
 
X. WOHNUNGSEIGENTUMSBEGRÜNDUNG 

Die Miteigentümer:innen verpflichten sich, nach Vollendung der Bauführung auf der Liegenschaft bzw. 
nach Vorliegen sämtlicher technischer, fachlicher und rechtlicher Voraussetzungen für die Begründung 
von Wohnungseigentum hinsichtlich der Liegenschaft Wohnungseigentum an den jeweiligen selbständi-
gen Wohnungseigentumsobjekten samt Zubehör zu begründen, die hierfür erforderlichen Erklärungen 
auch in grundbuchsfähiger Form abzugeben, die erforderlichen Urkunden notariell beglaubigt zu unter-
fertigen und auch den übrigen Miteigentümer:innen Wohnungseigentum im Sinn des WEG 2002 in der 
jeweils geltenden Fassung unentgeltlich und ohne Wertausgleich einzuräumen, den erforderlichen An-
teilsberichtigungen aufgrund des endgültigen Nutzwertgutachtens unentgeltlich und ohne Wertausgleich 
zuzustimmen und die hierfür erforderlichen Erklärungen auch in notariell beglaubigter Form abzugeben. 
Hinsichtlich dieser Wohnungseigentumsbegründung werden die Miteigentümer:innen Koller & Schreiber 
Rechtsanwälte Partnerschaft (FN 226922i), HG Wien, Aumannplatz 1 / Währinger Straße 162  gesondert 
Vollmacht zur grundbuchsfähigen Abgabe der erforderlichen Erklärungen und zur Unterfertigung dieser 
Urkunden erteilen.   
 
XI. KOSTENTRAGUNG UND ERTRAGSAUFTEILUNG 

1.) Die Mit- und Wohnungseigentümer:innen tragen den von der EVG beschlossenen, Herstellungsauf-
wand der Gebäude auf dem oben in der Präambel genannten Grundstück der Errichtungs- und Ver-
mietungsgemeinschaft wie auch den mit der Verwaltung und Erhaltung der Liegenschaft und der 
selbständigen Wohnungseigentumsobjekte samt Zubehör sonst verbundenen Aufwand anteilig im 
Verhältnis ihrer Einzelnutzwerte in Relation zum Gesamtnutzwert der Liegenschaft und verpflichten 
sich, diesen Aufwand aus eigenen Mitteln oder aus selbst aufzunehmenden Fremdmitteln jeweils 
unverzüglich aufzubringen. Jeder/Jede Miteigentümer:in hat die Tilgung von Fremdkapital und an-
fallenden Zinsen selbst und direkt vorzunehmen, sofern dies nicht im gemeinschaftlich beschlosse-
nen Aufwand und/oder durchlaufende Einkünfte der EVG gedeckt ist. 

2.) Einnahmen und Ausgaben haben über ein gemeinschaftliches Konto der EVG zu erfolgen, über 
welches von der gemeinsamen Vertreter:in bzw. Verwalter:in bis längstens 30.09. des Folgejahres, 
erstmals für den Zeitraum bis zum Ende des ersten ganzen Kalenderjahres nach Fertigstellung des 
Bauvorhabens eine Abrechnung unter Berücksichtigung der Bestimmungen dieses Vertragspunktes 
zu erstellen ist. 

3.) Die durch die gemeinschaftliche Vermietung der selbständigen Wohnungseigentumsobjekte samt 
Zubehör (Mietenpool) erzielten Einkünfte werden nach Abdeckung der Kosten und Ausgaben sowie 
Berücksichtigung aller sonstigen Verbindlichkeiten der EVG im Verhältnis der Einzelnutzwerte in 
Relation zum Gesamtnutzwert der Liegenschaft auf die Miteigentümer:innen aufgeteilt, wobei im 
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Hinblick auf den zu erwartenden Überschuss laufende Akontozahlungen an die Mit- und Wohnungs-
eigentümer:innen verteilt werden. Allfällige Anteilsberichtigungen der Einzelnutzwerte aufgrund des 
endgültigen Nutzwertgutachtens, haben während der vereinbarten Mindestdauer von 20 Jahren ge-
mäß Pkt. I.2. iVm. Pkt. IX. keinen Einfluss auf die Aufteilung von Kosten und Ertrag. Maßgebend 
sind die vorläufigen Einzelnutzwerte in Verbindung mit den Miteigentumsanteilen entsprechend den 
Kaufverträgen. Nach Ablauf von 20 Jahren nach erstmaliger Wohnungseigentumsbegründung, un-
terliegt die Kostentragung und Ertragsaufteilung jedoch dem endgültigen Nutzwertgutachten.  

4.) Sofern eine Abdeckung sämtlicher Kosten und Ausgaben unter Berücksichtigung von sonstigen Ver-
bindlichkeiten der EVG aus den laufenden Einkünften nicht möglich ist, ist jeder/jede Miteigentü-
mer:in verpflichtet, den auf ihn/sie entfallenden Betrag innerhalb von 28 Tagen nach schriftlicher 
Aufforderung durch den/die gemeinsame(n) Vertreter:in bzw. Verwalter:in auf das Gemeinschafts-
konto der EVG einzuzahlen, wobei es im Ermessen der Hausverwaltung liegt, die Akontozahlungen 
bis zur Abdeckung des Liquiditätsbedarfes zu reduzieren oder auszusetzen. Demgegenüber werden 
Guthaben aus der Jahresabrechnung im Verhältnis der Einzelnutzwerte in Relation zum Gesamt-
nutzwert der Liegenschaft auf die Miteigentümer:innen aufgeteilt, sofern die EVG nichts anderes 
beschließt. 

5.) Kommt ein(e) Mit- und Wohnungseigentümer:in seinen/ihren sich aus diesem Vertrag und sonstigen 
Beschlüssen der EVG ergebenden Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht fristgerecht nach, schul-
det er/sie den anderen Mit- und Wohnungseigentümer:innen ab Fälligkeit 9,5% Verzugszinsen p.a., 
die auf diese im Verhältnis der jeweiligen Einzelnutzwerte in Relation zum Gesamtnutzwert der Lie-
genschaft aufzuteilen sind. 

 
XII. KONVENTIONALSTRAFE 

1.) Jede(r) Mit- und Wohnungseigentümer:in verpflichtet sich zur Zahlung einer vom Verschulden und 
Verschuldensgrad unabhängigen, nicht dem richterlichen Mäßigungsrecht unterliegenden pauscha-
lierten Konventionalstrafe an die übrigen Mit- und Wohnungseigentümer:innen in Höhe von 25% des 
auf ihn/sie anteilig entfallenden, von der EVG zur Erreichung des Vertragszweckes gemäß Punkt I. 
jeweils zuletzt beschlossenen Gesamtaufwandes für den Fall, dass von ihm trotz Setzung einer 
Nachfrist von 28 Tagen mittels eingeschriebenen Briefes durch den/die gemeinsame(n) Vertreter:in 
bzw. Verwalter:in gegen eine der Bestimmungen der Punkte VII. 2.) oder VIII. dieses Vertrages ver-
stoßen wurde oder über sein/ihr Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder ein diesbezüglicher 
Antrag mangels kostendeckenden Vermögens abgewiesen wurde. 

2.) Die Konventionalstrafe ist vom/von der gemeinsamen Vertreter:in bzw. Verwalter:in im Namen und 
auf Rechnung der übrigen Mit- und Wohnungseigentümer:innen geltend zu machen und nach Ein-
gang auf diese wiederum im Verhältnis der Einzelnutzwerte in Relation zum Gesamtnutzwert der 
Liegenschaft aufzuteilen. 

3.) Darüber hinaus gehende Ansprüche welcher Art auch immer, insbesondere auf Schaden
 ersatz aus Vertragsverletzung, auf Erfüllung bzw. Unterlassung gegen den vertragswidrig 
 handelnden Mit- und Wohnungseigentümer:innen bleiben hievon unberührt. 

XIII. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

1.) Für diesen Vertrag gelten grundsätzlich die Bestimmungen des ABGB sowie des WEG in der jeweils 
geltenden Fassung, soweit durch diesen Vertrag selbst oder durch Beschlüsse der EVG nichts an-
deres bestimmt wird.  

2.) Die beiliegende Miteigentümerliste bildet einen integrierenden Bestandteil dieses Vertrages. 
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3.) Soweit einzelne Bestimmungen dieses Vertrages rechtsunwirksam sind oder werden sollten, berührt 
dies nicht die Gültigkeit der übrigen Vertragsbestimmungen bzw. dieses Vertrages selbst und ver-
pflichten sich die Mit- und Wohnungseigentümer:innen eine unwirksame Bestimmung durch eine 
dem Gegenstand und Zweck dieses Vertrages entsprechende wirksame Bestimmung zu ersetzen. 
Dies gilt auch dann, wenn sich herausstellt, dass eine Vertragslücke besteht und diese geschlossen 
werden muss. 

4.) Zustellungen an Mit- und Wohnungseigentümer:innen erfolgen an die dem/der gemeinsamen Ver-
treter:in bzw. Verwalter:in zuletzt schriftlich bekannt gegebene Adresse oder auf elektronischem 
Wege an die zuletzt schriftlich bekanntgegebene E-Mail-Adresse. Solange ein/eine Mit- und Woh-
nungseigentümer:in dem/der gemeinsamen Vertreter:in bzw. Verwalter:in nicht schriftlich eine Än-
derung der Anschrift oder der E-Mail-Adresse bekannt gegeben hat, gelten die an die vormalige 
Anschrift abgesandten Schriftstücke als dem Mit- und Wohnungseigentümer zugestellt. 

5.) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schrift-
form und einer Beschlussfassung mit einer Mehrheit von Mit- und Wohnungseigentümer:innen mit 
mindestens 75% der Miteigentumsanteile berechnet nach Einzelnutzwerten in Relation zum Ge-
samtnutzwert der Liegenschaft. Hievon ausgenommen sind die Punkte VI., VIII., XI. 1.) und XI. 3.), 
für deren Modifikation Einstimmigkeit aller Mit- und Wohnungseigentümer:innen erforderlich ist. 

6.) Dieser Vertrag wird in einem Original errichtet, das beim/bei der gemeinsamen Vertreter:in bzw. 
Verwalter:in verbleibt. Jeder/Jede Mit- und Wohnungseigentümer:in erhält davon eine einfache Ab-
schrift. 

7.) Allfällige Kosten und Gebühren dieses Vertrages werden von den Mit- und Wohnungseigentümer:in-
nen im Verhältnis ihrer Einzelnutzwerte zum Gesamtnutzwert der Liegenschaft getragen. 

8.) Die Mit- und Wohnungseigentümer:innen vereinbaren für sämtliche wechselseitigen Streitigkeiten, 
die sich aus deren Zugehörigkeit zur EVG, in welchem Zusammenhang auch immer, insbesondere 
aus diesem Vertrag ergeben, die Anwendung österreichischen Rechtes und insbesondere gemäß § 
104 JN die ausschließliche Zuständigkeit des sachlich nach Lage der Liegenschaft in Betracht kom-
menden Gerichtes in Graz. 

 

 
 
 
[…], am xx.xx.2023  Unterschriften lt. Anhang 

 



 
Grunderwerbsteuer und Eintragungsgebühr angezeigt/selbstberechnet 

über FinanzOnline zu ErfNr: ……………..……………….………… 

am …...………………………….. 

 

 

 

W O H N U N G S E I G E N T U M S V E R T R A G 
welcher am heutigen Tage zwischen den in der angeschlossenen Tabelle angeführten 
Parteien abgeschlossen wurde wie folgt: 

 
 

§ 1 LIEGENSCHAFT 

1. Die in der Tabelle (Beilage ./1) namentlich angeführten Parteien sind zu den in Spalte C 

ausgewiesenen Anteilen Miteigentümer der Liegenschaft EZ 857 KG 63118 Rudersdorf, 

Bezirksgericht Graz-West, bestehend aus GSt-Nr 18/2mit der Grundstücksadresse 

Tiergartenweg 32a bis 32e. 

 

2. Aufgrund des Baubewilligungsbescheides der Stadt Graz/Bau- und Anlagenbehörde 

 vom __________zu GZ: _________________ wurde auf dieser Liegenschaft eine 

 Wohnhausanlage mit ____ Wohneinheiten, ____ Kfz-Abstellplätzen sowie 

 Außenanlagen mit der Orientierungsnummer _____________________, errichtet und 

 die Fertigstellungsanzeige gemäß § 38 Stmk. BauG bei der Bau- und Anlagenbehörde 

 überreicht. 

 

§ 2 BERICHTIGUNG DER ANTEILE 

1. Die Miteigentümer haben Wohnungen, sowie Kfz-Abstellplätze in Verbindung mit 

vorläufig festgelegten Miteigentumsanteilen an der in Punkt § 1 näher bezeichneten 

Liegenschaft erworben. 

2. Aufgrund der Bestimmungen des Wohnungseigentumsgesetzes 2002 (WEG 2002) ist 

es für die Wohnungseigentumsbegründung erforderlich, die Nutzwerte durch einen für 

den Hochbau zuständigen Ziviltechniker oder durch einen allgemein beeideten 

gerichtlichen Sachverständigen für das Hochbau- oder das Immobilienwesen berechnen 

zu lassen. Das Nutzwertgutachten wurde von ___________ erstellt. 

3. Dem Antrag auf Einverleibung des Wohnungseigentumsrechtes gem. § 6 Abs. 1 WEG 

2002 ist somit dieses Gutachten zugrunde zu legen. Daraus ergibt sich für die vertrags-

gegenständliche Wohnhausanlage ein Gesamtnutzwert von_____________. 
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WOHNUNGSEIGENTUMSVERTRAG 

EZ 857 KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West 

4. Bisher besteht auf der Liegenschaft nur schlichtes Miteigentum. Nunmehr soll das 

Wohnungseigentumsrecht an den berichtigten Mindestanteilen laut Tabelle einverleibt 

werden.  

5. Sofern Miteigentumsanteile durch Ehegatten bzw. Eigentümerpartnerschaften 

gemeinsam erworben wurden, erfolgt dieser Erwerb zum Zweck der Begründung 

gemeinsamen Wohnungseigentums gemäß § 13 des WEG 2002. Im Sinne des § 10 

Abs. 4 des WEG 2002 erteilen daher sämtliche Miteigentümer ihre ausdrückliche 

Zustimmung, dass ihre bisherigen Miteigentumsanteile (Mindestanteile), welche in der 

angeschlossenen Tabelle unter Spalte C angeführt sind, nunmehr in die neu 

festgesetzten Nutzwerte, welche in der angeschlossenen Tabelle unter D angeführt sind, 

abgeändert werden können. 

6. Eine hierdurch allenfalls erforderliche Übernahme bzw. Übertragung  

von Liegenschaftsanteilen erfolgt vollkommen unentgeltlich; die Übergabe der 

Liegenschaftsanteile ist bereits vor Unterfertigung dieses Wohnungseigentumsvertrages 

erfolgt. Allfällige zur Lastenfreistellung nötige Unterlagen und Urkunden werden die 

Wohnungseigentümer dem Vertragserrichter, Koller & Schreiber Rechtsanwälte 

Partnerschaft, Währinger Straße 162, 1180 Wien, umgehend nach dem Tag der 

Unterschrift und unaufgefordert auf eigene Kosten und Gefahr zukommen lassen. 

7. Sämtliche Miteigentümer verpflichten sich, ihre Anteile, insbesondere im Fall einer 

Eigentümerpartnerschaft, nicht in einer Art und Weise zu belasten oder sonst zu 

übertragen, die der Begründung von Wohnungseigentum entgegensteht.  

Die Miteigentümer haben insbesondere alles vorzukehren, um Löschungs- bzw. 

Freilassungserklärungen von Dritten, wie insbesondere Hypothekargläubiger, sowie 

deren Zustimmung zur Löschung der vorbehaltenen Verpfändung gem. § 40 Abs. 1 

WEG zu erlangen, sodass die unentgeltliche Anteilsberichtigung im Rahmen  

der Wohnungseigentumsbegründung möglich ist. 

 

§ 3 WOHNUNGSEIGENTUMSBEGRÜNDUNG und WIDMUNG 

1. Im Sinne des WEG 2002 in der derzeit geltenden Fassung räumen sich die 

Vertragsparteien hiemit wechselseitig das Wohnungseigentumsrecht, somit das 

dingliche Recht auf ausschließliche Nutzung und alleinige Verfügung über ein 

Wohnungseigentumsobjekt gemäß § 2 WEG 2002 ein, und zwar jeweils an den, in der 

diesem Vertrag beigehefteten Tabellen ausgewiesenen Wohnungseigentumsobjekten. 
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EZ 857 KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West 

2. Die in der angeschlossenen Tabelle namentlich angeführten Parteien räumen einander 

unentgeltlich und wechselseitig das Recht auf ausschließliche Nutzung und alleinige 

Verfügung, somit das Wohnungseigentumsrecht im Sinne des § 2 WEG 2002 über die 

jeweils bezeichneten Wohnungen und sonstigen selbständigen Räumlichkeiten der 

Liegenschaft ein. 

3. Weiters erteilen dieselben Miteigentümer ihre Einwilligung, dass die Eigentumsanteile 

der in der Tabelle des Vertrages angeführten Ehegatten bzw. 

Eigentümerpartnerschaften (kurz: „EPW“) zufolge gemeinsamen Wohnungseigentums 

an den jeweilig bezeichneten Wohnungen und sonstigen selbständigen Räumlichkeiten 

miteinander verbunden werden. 

4. Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, dass mit Begründung von 

Wohnungseigentum an den vermieteten wohnungseigentumstauglichen Objekten die 

Rechtsstellung des Vermieters auf den Wohnungseigentümer, dem das 

Wohnungseigentum an diesem Objekt zusteht, übergeht. Hinsichtlich der 

schuldrechtlichen Übertragung der ausschließlichen Nutzungsrechte wird auf § 4 dieses 

Vertrages verwiesen. 

5. Die Vertragsparteien halten einvernehmlich fest, dass an allgemeinen Teilen der 

Liegenschaft, die der allgemeinen Benützung dienen, deren Zweckbestimmung somit 

einer Benützung entgegenstehen und an denen Wohnungseigentum gemäß § 2 Abs. 4 

WEG 2002 nicht bestehen kann, in Allgemeinnutzung und im individuellen Miteigentum 

der Vertragsparteien verbleiben, sofern nicht rechtsverbindliche Benützungsregelungen 

gemäß § 17 WEG 2002 hinsichtlich dieser Allgemeinteile getroffen werden. 

6. Die Vertragsparteien widmen hiermit ihre selbständigen Wohnungseigentumsobjekte zu 

der im Sachverständigengutachten von ___________ausgewiesenen Nutzung.  

 

§ 4 VEREINBARUNG DER ERRICHTUNGS- UND VERMIETUNGS-
GEMEINSCHAFT GRAZ, Tiergartenweg 32a – 32e: 

Die Vertragsparteien haben die beiliegende, einen integrierenden Vertragsbestandteil 

darstellende Vereinbarung der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz, 

Tiergartenweg 32a – 32e (Beilage ./2) geschlossen. Die Vertragsparteien vereinbaren, dass 

die Vereinbarung der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a – 

32e insbesondere in Bezug auf die Verfügungs- Nutzungs- und Mitwirkungsrechte der 

Wohnungseigentümer sowie der Aufteilung und Tragung der Betriebs- und 

Bewirtschaftungskosten, Aufwendungen und Rücklagenbildung, für den Zeitraum der 
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WOHNUNGSEIGENTUMSVERTRAG 

EZ 857 KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West 

Zugehörigkeit des Mit- und Wohnungseigentümers zu der Errichtungs- und 

Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a – 32e GesbR vorrangig zu diesem 

Wohnungseigentumsvertrag gilt und ausschließlich heranzuziehen ist.  

Dies gilt insbesonders im Hinblick auf die gleichzeitig mit der Wohnungseigentumsbegründung 

hinsichtlich der jeweiligen Wohnungseigentumsobjekte vereinbarten schuldrechtlichen 

Übertragung der ausschließlichen Nutzungsrechte an die Errichtungs- und 

Vermietungsgemeinschaft zur gemeinschaftlichen Vermietung über einen Zeitraum von 

mindestens 20 Jahren nach erstmaliger Wohnungseigentumsbegründung und der in Punkt § 

XI dieser Vereinbarung der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 

32a – 32e vereinbarten Kostentragung und Ertragsaufteilung. Ab dem Zeitpunkt des 

wirksamen Ausscheidens eines Mit- und Wohnungseigentümers aus der Errichtungs- und 

Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a – 32e GesbR gelten für diesen 

ausscheidenden Miteigentümer nur mehr die jeweiligen Bestimmungen des WEG 2002 und 

die übrigen Bestimmungen dieses Wohnungseigentumsvertrages. 

 

§ 5 RECHTSNACHFOLGE und ÜBERBINDUNGSVERPFLICHTUNG 

Die Vertragsparteien verpflichten sich bereits hiermit wechselseitig, die in diesem Vertrag 

begründeten Rechte und Pflichten sowie getroffenen Vereinbarungen nachweislich und 

schriftlich auf ihre jeweiligen Rechtsnachfolger im Besitze der vertragsgegenständlichen 

Liegenschaftsanteile zu überbinden und diese wiederum zur schriftlichen Überbindung an 

deren Rechtsnachfolger zu verpflichten, dies bei sonstiger Schad- und Klagloshaltung des 

Vertragspartners auch hinsichtlich des entgangenen Gewinnes. 

 

§ 6 AUFSANDUNGSERKLÄRUNG 

Sämtliche Vertragsparteien erteilen ihre Einwilligung, dass ob der Liegenschaft EZ 857 KG 

63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West, bestehend aus GSt-Nr 18/2 , nachstehende 

Eintragungen erfolgen können 

Im Eigentumsblatt: 

a) die Einverleibung des berichtigten Eigentumsrechtes für die in der Tabelle unter A 

bezeichneten Miteigentümer zu den unter D genannten Anteilen; 

b) die Einverleibung, dass mit den unter D genannten Anteilen der unter A genannten 

Miteigentümer das Wohnungseigentum an den unter B genannten Wohnungen und 

sonstigen selbständigen Räumlichkeiten untrennbar verbunden ist; 
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EZ 857 KG 63118 Rudersdorf, Bezirksgericht Graz-West 

c) die Beschränkung ihres Miteigentumsrechtes durch das mit dieser Vereinbarung 

wechselseitig eingeräumte Wohnungseigentum zugunsten des jeweiligen Eigentümers 

des Miteigentumsanteiles, mit dem es verbunden ist; 

d) bei den in der Tabelle genannten Miteigentümern, soweit Ehegatten oder 

Eigentümerpartner genannt sind, die Verbindung dieser Anteile wegen gemeinsamen 

Wohnungseigentums gemäß § 5 Abs. 3 und § 13 Abs. 3 WEG 2002. 

 

Die Miteigentümer erteilen hiermit ihre Zustimmung, dass ohne ihr weiteres Wissen und Ein-

vernehmen die Berichtigung der bisherigen Mindestanteile auf die in der Tabelle genannten 

neu festgesetzten Anteile grundbücherlich durchgeführt werde. 

 

§ 7 VOLLMACHT 

Die Vertragsparteien erteilen hiermit der Koller & Schreiber Rechtsanwälte Partnerschaft (FN 

226922i, HG Wien) 1180 Wien, Aumannplatz 1 / Währinger Straße 162, über den Tod 

hinausreichend unwiderruflich Vollmacht, insbesonders gemäß § 30 Abs. 2 ZPO und § 77 Abs. 

1 und Abs. 2 GBG, zur Errichtung und zur grundbücherlichen Abwicklung dieses Vertrages 

samt allen Nebenleistungen bei gleichzeitiger Ermächtigung, Schriftstücke, Beschlüsse oder 

Bescheide entgegenzunehmen, Anträge und Rechtsmittel anzubringen sowie zur Vornahme 

solcher Ergänzungen oder Änderungen dieses Vertrages, die zu dessen grundbücherlicher 

Durchführung erforderlich sein sollten (wobei Koller & Schreiber Rechtsanwälte Partnerschaft 

(FN 226922i, HG Wien) 1180 Wien, Aumannplatz 1 / Währinger Straße 162 als von allen 

Vertragsparteien bevollmächtigten Vertreter ausdrücklich zum Selbstkontrahieren und zur 

Doppelvertretung ermächtigt ist). Diese Vollmacht ermächtigt insbesondere auch zur Abgabe 

von Aufsandungserklärungen. 

Die Vertragsparteien erteilen weiters ihre Zustimmung zur 

Grunderwerbsteuerselbstberechnung und zur Abfrage des Einheitswertes gemäß § 90a BAO 

durch den Vertragserrichter sowie zur Archivierung der im Rahmen dieses Rechtsgeschäftes 

errichteten Urkunden samt personenbezogener Daten im Beglaubigungsarchiv des 

Bundesministeriums für Justiz, verbunden mit der Ermächtigung und Berechtigung des 

Vertragserrichters, über diese archivierten Grundbuchsurkunden zu verfügen. 
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§ 8 KOSTENTRAGUNG, STEUERN und GEBÜHREN 

1. Die Kosten des Sachverständigengutachtens von Herrn_______, die Kosten der 

Errichtung und grundbücherlichen Durchführung dieses Vertrages, die damit verbunden 

Steuern, Gebühren und Barauslagen sowie Beglaubigungsspesen werden von den 

Vertragsparteien und Wohnungseigentumsbewerbern anteilig der letztgültigen 

Miteigentumsanteile (=Nutzwerte), die auch ausschließlich den Auftrag zur 

Vertragserrichtung erteilt haben, getragen. Die Kosten einer anwaltlichen Vertretung 

bzw. Beratung trägt jeder vertragsschließende Teil für sich alleine. 

2. Hinsichtlich der unentgeltlichen Differenzanteilsübertragungen wird im Bezug auf die 

Immobilienertragssteuer festgehalten, dass eine unentgeltliche Anteilsberichtigung im 

Zuge der Begründung von Wohnungseigentum bzw. bei Veränderung der Nutzwerte 

keine Veräußerung darstellt, zumal keine Ausgleichszahlungen geleistet werden.  

 

§ 9 ALLGEMEINE VERTRAGSBESTIMMUNGEN 

1. Die Vertragsparteien erklären, dass mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag nicht 

bestehen, bedürfen jegliche Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages zu ihrer 

Rechtswirksamkeit der Schriftform und kann von dieser Bedingung auch künftighin 

mündlich nicht abgegangen werden. 

2. Dieser Vertrag, der erst nach allseitiger Unterfertigung in Rechtskraft erwächst, wird in 

einfacher Ausfertigung errichtet und verbleibt das Original nach 

Grundbuchsdurchführung als gemeinschaftliche Urkunde der Eigentümergemeinschaft 

in Händen der beauftragten Hausverwaltung. Die übrigen Vertragsparteien erhalten eine 

Abschrift dieses Vertrages, über Wunsch, jedoch auf eigene Kosten, auch eine 

beglaubigte Abschrift dieses Vertrages. 

 
Beilagen: 
 

Beilage ./1 Tabelle 
Beilage ./2 Vereinbarung der Errichtungs- und Vermietungsgemeinschaft Graz, Tiergartenweg 32a – 32e 
GesbR 
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S T A T U T    2 0 1 91 

 
der Treuhandeinrichtung  

der Rechtsanwaltskammer Wien 
 

„Elektronisches Anwaltliches Treuhandbuch (eATHB)“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Soweit in diesem Statut auf natürliche Personen bezogene Bezeichnungen  

nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. 

 

  

                                                 
1 in der Fassung vom 08.10.2020 
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Erster Abschnitt 
Grundlagen 

 

 

1. Richtlinie 

 

Nach § 10a RAO sind von den Rechtsanwaltskammern Treuhandeinrichtungen zu schaffen, 

die der Überwachung und Sicherung der Pflichten des Rechtsanwaltes, insbesondere von 

Melde-, Auskunfts- und Versicherungspflichten im Zusammenhang mit der Übernahme und 

Durchführung von vertraglich übernommenen Treuhandschaften dienen. 

 

2. Umsetzung 

 

In Erfüllung dieser Verpflichtung ist bei der Rechtsanwaltskammer Wien das „elektronische 

Anwaltliche Treuhandbuch (eATHB) der Rechtsanwaltskammer Wien“ eingerichtet. 

 

3. Inhalt 

 

Das vorliegende Statut regelt Einrichtungen und Aufgaben des eATHB sowie die Rechte und 

Pflichten der diesem Statut unterliegenden Rechtsanwälte. 

 

4. Einfluss auf sonstige Verpflichtungen 

 

Durch dieses Statut werden die den Rechtsanwalt treffenden sonstigen gesetzlichen, 

vertraglichen oder standesrechtlichen Verpflichtungen weder aufgehoben noch eingeschränkt. 

 

Zweiter Abschnitt 

Begriffe und Anwendungsbereich 

 

5. Begriffe 

 

im Sinne dieses Statuts bedeuten: 

 

5.1. „Rechtsanwaltskammer“: Rechtsanwaltskammer Wien. 

 

5.2. „Rechtsanwalt“: Ein zur Berufsausübung in der Republik Österreich berechtigter, in 

die Liste der Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer Wien eingetragener 

Rechtsanwalt (§ 1 Abs 1 iVm §§ 5, 5a RAO bzw §§ 18ff oder 24 ff EiRAG) sowie ein 

Staatsangehöriger der Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder der anderen 

Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie der 

schweizerischen Eidgenossenschaft, der in die Liste der niedergelassenen 

europäischen Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer Wien (§§ 9ff EiRAG) 

eingetragen und befugt ist, nach Art I Teil 2 EiRAG in Österreich Dienstleistungen im 

Sinne des Art 50 EGV zu erbringen. Dem Rechtsanwalt stehen gleich alle in der Liste 

der Rechtsanwaltsgesellschaften der Rechtsanwaltskammer Wien eingetragenen 

Rechtsanwalts-Gesellschaften (ausgenommen jene bürgerlichen Rechtes). 
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5.3. „Treuhandschaft“: Alle vom Rechtsanwalt übernommenen entgeltlichen oder 

unentgeltlichen Aufträge, in deren Rahmen er den ausdrücklichen schriftlichen Auftrag 

zur Verwahrung und späteren Ausfolgung eines bei ihm hinterlegten Geldbetrages für 

den Fall des Eintrittes einer oder mehrerer vorher bestimmter Bedingungen an einen 

oder mehrere ihm als Begünstigte genannte Dritte übernimmt. 

  

5.4. „Einheitliche Treuhandschaften“: Zwei oder mehrere Treuhandaufträge, zwischen 

denen ein unmittelbarer Zusammenhang durch dasselbe Grundgeschäft besteht. Ein 

derartiger unmittelbarer Zusammenhang ist auch dann anzunehmen, wenn damit die 

treuhändige Abwicklung der Finanzierung des Grundgeschäftes (vor allem in Form der 

Ankaufsfinanzierung durch ein finanzierendes Kreditinstitut) übernommen wird. 

 

5.5. „Treuhanderlag“: Sämtliche auf dem elektronisch gesicherten Anderkonto 

einlangenden Beträge, unabhängig davon, ob sie dem in der Kammermeldung 

genannten Betrag entsprechen, diesen unterschreiten oder übersteigen. 

 

5.6. „Vertragspartei“: Der oder die Auftraggeber des Treuhandvertrages (=Parteien des 

Grundgeschäftes). 

Die Kammermeldung ist von den Vertragsparteien des Treuhandvertrages zu fertigen; 

diese Vertragsparteien erhalten eine Bestätigung der Rechtsanwaltskammer über die 

erfolgte(n) Meldung(en). 

 

5.7. „Grundgeschäft“: Rechtsgeschäft, das der Treuhandschaft zugrunde liegt. 

 

5.8. „Kammermeldung“: ist die den Vertragsparteien und dem Treuhänder bestätigte 

Zusammenfassung der für den Zahlungsverkehr relevanten Daten und wird vom 

Treuhandmodul generiert. 

 

5.9. „Freigabesiegel“: Elektronische Unterschrift der Rechtsanwaltskammer für jede 

Überweisung. 

 

5.10. „Elektronisch gesicherte Rechtsanwaltsanderkonten“: Konten, die bei den 

Lizenzbanken ausschließlich für die Abwicklung von Treuhandschaften im Rahmen 

des eATHB geführt werden und die einen besonderen Sicherheitsstandard 

(Verfügungen werden nur bei Vorhandensein eines elektronischen Siegels 

durchgeführt) aufweisen, im Weiteren als „Anderkonto“ bezeichnet. 

 

5.11. „Kreditinstitut“: Das Kreditinstitut im Sinne des BWG, welches das elektronisch 

gesicherte Rechtsanwaltsanderkonto führt. 

 

5.12. „Lizenzbanken“: Jene Kreditinstitute, die mit dem Lizenzgeber des eATHB, der 

UniCredit Bank Austria AG, einen Lizenzvertrag abgeschlossen und die technischen 

Möglichkeiten für die Abwicklung von Überweisungen im Rahmen des elektronischen 

Anwaltlichen Treuhandbuches geschaffen haben. Die im Statut betreffend 

Lizenzbanken getroffenen Regelungen beziehen sich auch auf den Lizenzgeber 

UniCredit Bank Austria AG. 
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6. Anwendungsbereich 

 

6.1. Persönlicher Anwendungsbereich 

Diesem Statut unterliegt jeder Rechtsanwalt im Sinne des Punktes 5.2. 

 

6.2. Sachlicher Anwendungsbereich 

 

6.2.1. Dieses Statut ist sachlich auf alle Treuhandschaften im Sinne des Punktes 5.3. 

anzuwenden, soweit sie nicht nach Punkt 6.2.2. ausgenommen sind. 

 

6.2.2. Ausgenommen sind 

a) Treuhandschaften mit einem Treuhanderlag unter EUR 40.000,00 (Euro 

vierzigtausend) ausgenommen solche, die dem BTVG unterliegen oder wenn 

von den Vertragsparteien ausdrücklich eine Abwicklung über das eATHB 

beauftragt wird. 

b) Treuhanderläge, die für die Entrichtung von Gerichtsgebühren, Steuern, 

sonstigen öffentlichen Abgaben oder Honorar gewidmet sind; 

c) die Entgegennahme von Geldbeträgen im Rahmen einer Forderungsbetreibung 

oder einer Prozessführung; 

d) die Entgegennahme, Verwaltung und Verteilung von Geldbeträgen im Rahmen 

der Tätigkeit als Ausgleichs- oder Masseverwalter, Zwangsverwalter, 

Sachwalter oder Vermögensverwalter, einschließlich der Quotenverteilung 

nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens; 

  

 

6.2.3 Soweit Treuhandschaften, die gemäß Punkt 6.2.2. von der verpflichtenden Anwendung 

des Treuhandstatutes ausgenommen sind, freiwillig dem Treuhandstatut unterworfen 

werden, so ist das Treuhandstatut auf diese Treuhandschaften zur Gänze 

anzuwenden. Als freiwillige Unterwerfung unter das Treuhandstatut gilt jedenfalls, 

wenn dies zwischen dem Treuhänder und einer Vertragspartei vereinbart wird, oder 

wenn für die Abwicklung ein elektronisch gesichertes Rechtsanwaltsanderkonto (Punkt 

5.11) verwendet wird. Zur Gänze dem Treuhandstatut unterfallen weiters alle Beträge, 

die – egal aus welchem Grund – auf einem elektronisch gesicherten 

Rechtsanwaltsanderkonto einlangen. 
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Dritter Abschnitt 

Rechte und Pflichten des Rechtsanwalts 

 

 

7. Allgemeine Verpflichtungen 

 

7.1. Allgemeine Bedingungen der Kreditinstitute 

Jede vom Rechtsanwalt übernommene Treuhandschaft ist unabhängig von der Art des 

dieser Treuhandschaft zugrundeliegenden Geschäftes - und zwar auch gegenüber 

Vertragsparteien, die keine Kreditinstitute sind - gemäß den 

a. „Geschäftsbedingungen für Anderkonten der Rechtsanwälte und 

Rechtsanwaltsgesellschaften“ und den 

b. „Allgemeinen Bedingungen für die treuhändige Abwicklung von 

Immobilientransaktionen“, 

in der jeweils geltenden Fassung, die zwischen dem Österreichischen 

Rechtsanwaltskammertag und der Bundessparte Bank und Versicherung der 

Wirtschaftskammer Österreich vereinbart sind, abzuwickeln. 

 

7.2. Form des Treuhandvertrages 

Der Treuhandvertrag ist schriftlich mit allen Vertragsparteien abzuschließen. 

 

7.3. Unzulässigkeit der wirtschaftlichen Beteiligung 

Dem Rechtsanwalt sind die Übernahme von Bürgschaften und jede Darlehens- oder 

Kreditgewährung im Zusammenhang mit der übernommenen Treuhandschaft sowie 

die Abwicklung einer Treuhandschaft in eigner Sache untersagt. 

 

Bei Treuhandschaften von Personen, die mit dem Treuhänder in häuslicher 

Gemeinschaft leben, sowie Angehörigen des Treuhänders – als Angehörige gelten der 

Ehegatte des Treuhänders und Personen, die mit dem Treuhänder in gerader Linie 

oder im 2. Grad der Seitenlinie verwandt oder verschwägert sind – ist der 

Versicherungsschutz gegenüber diesen Personen ausgeschlossen und ist dieser 

Umstand allen Vertragsparteien offen zu legen. 

 

7.4. Verwendung von Formblättern 

Der Rechtsanwalt hat für die Erfüllung der ihn nach diesem Statut treffenden 

Aufzeichnungs- und Meldepflichten die in der Anlage angeführten Formblätter zu 

verwenden. 

 

8. Kontoführung 

 

8.1. Anderkonto 

 

8.1.1. Der Rechtsanwalt hat bei den Lizenzbanken, derer er sich für die Abwicklung von 

Treuhandschaften bedient, Anderkonten zu reservieren und diese Banken zu 

beauftragen, dem eATHB eine Liste dieser Konten zu übermitteln. 

 

8.1.2. Liegt eine einheitliche Treuhandschaft vor, so ist der Rechtsanwalt berechtigt, nur ein 

Anderkonto zu führen, sofern sämtliche Treuhandschaften denselben Treuhanderlag 
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betreffen. Ist dies nicht der Fall oder besteht zwischen den einzelnen Treuhandschaften 

nur ein tatsächlicher wirtschaftlicher Zusammenhang (wie etwa bei den dem 

Bauträgervertragsgesetz BTVG unterliegenden Rechtsgeschäften), so ist der 

Rechtsanwalt verpflichtet, gesonderte elektronisch gesicherte Anderkonten zu 

verwenden. 

 

8.1.3. Der Treuhanderlag ist ausschließlich in Form der Gutschrift auf dem Anderkonto zu 

verwahren. Erfolgt der Erlag des Treugutes nicht in Form einer Überweisung auf das 

Anderkonto, so hat der Rechtsanwalt Sorge zu tragen, dass der Treuhanderlag 

unverzüglich auf das Anderkonto eingezahlt wird (§ 43 Abs 1 RL-BA). 

 

 

8.2. Verfügungsbeschränkungen 

 

8.2.1. Im Rahmen der Unterfertigung des im Zusammenhang mit der Treuhandschaft 

stehenden Vertrages ist die Kammermeldung von den Vertragsparteien eigenhändig - 

ohne hand- oder maschinschriftliche Veränderung oder Hinzufügung 

auszahlungsrelevanter Daten - zu unterfertigen. 

Dieses Formblatt ist dem eATHB vom Rechtsanwalt über Verlangen des eATHB im 

Original zu übermitteln.  

 

8.2.2. Verfügungen des Rechtsanwaltes über den Treuhanderlag auf dem Anderkonto sind 

ausschließlich in Form der Überweisung zulässig. Der Rechtsanwalt kann 

Überweisungen auf sein Eigenkonto erst nach Kapitaltilgung zur Abdeckung eigener 

Forderungen bzw. Gebührentransfers vorsehen oder durchführen. 

 

8.3. Kammermeldung 

 

8.3.1. Der Rechtsanwalt hat dafür Sorge zu tragen, dass die Kammermeldung von den 

Parteien des Grundgeschäftes sowie vom Rechtsanwalt unterfertigt und nachweislich 

vor der ersten Verfügung über den Treuhanderlag dem eATHB der 

Rechtsanwaltskammer gemeinsam mit den Unterlagen gemäß Punkt 15.3. übermittelt 

wird. 

 

8.3.2. Die gleichen (Form-)Erfordernisse gelten für den Fall der Änderung des 

Treuhandvertrages oder sonstiger in der Kammermeldung enthaltener 

auszahlungsrelevanter Anweisungen oder Angaben. Änderungen der 

Kammermeldung bedürfen der ausdrücklichen Zustimmung der Vertragsparteien. 

 

In der Kammermeldung ist die Anführung eines Eigenkontos des Treuhänders, eines 

Kontos eines Kanzleipartners, sowie eines Mitarbeiters oder eines Gesellschafters der 

als Treuhänder fungierenden Rechtsanwaltsgesellschaft als Empfänger, außer im Fall 

des Punktes 8.2.2. unzulässig. Zulässig ist die Anführung eines elektronisch 

gesicherten Anderkontos des Rechtsanwaltes. 
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8.4. Kontomitteilungen 

 

Der Rechtsanwalt hat zu veranlassen, dass bei jeder Kontobewegung auf dem 

Anderkonto dem eATHB ein Kontoauszug elektronisch übermittelt wird. 

 

9. Belehrungspflicht 

 

Der Rechtsanwalt hat den Vertragsparteien vor Übernahme des Treuhandauftrages 

dieses Statut nachweislich zur Kenntnis zu bringen und sie darüber zu informieren, 

dass die Treuhandschaft nach den Bestimmungen dieses Statuts abgewickelt wird. 

 

 

10. Aufzeichnungs- und Meldepflichten 

 

10.1. Treuhandverzeichnis 

Alle Treuhandschaften müssen unter fortlaufender Nummerierung in ein zeitnah, 

chronologisch und fortlaufend geführtes Treuhandverzeichnis eingetragen sein, 

sodass eine exakte und rasche Identifizierung des dazugehörigen Handaktes des 

Rechtsanwaltes möglich ist.  

 

10.2. Meldepflicht 

 

10.2.1. Meldung: 

Jede unter das Statut fallende Treuhandschaft ist vom Rechtsanwalt dem eATHB der 

Rechtsanwaltskammer zu melden. 

 

10.2.2. Abschlusserklärung: 

Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, nach Erledigung die Treuhandschaft im 

Treuhandmodul historisch zu setzen (Statuswechsel). 

 

 

11. Geheimnisschutz und datenschutzrechtliche Zustimmungen 

 

11.1. Bankgeheimnis 

Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, das Anderkonto führende Kreditinstitut gegenüber 

dem eATHB der Rechtsanwaltskammer hinsichtlich der Verfügungen über das 

Anderkonto von der Verpflichtung zur Wahrung des Bankgeheimnisses zu entbinden. 

 

11.2. Berufsgeheimnis 

Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, im Treuhandvertrag eine Entbindung von der 

beruflichen Verschwiegenheitspflicht durch die Vertragsparteien gegenüber dem 

eATHB vorzusehen. 

 

11.3. Sonstige Offenlegungspflichten 

Zur Überprüfung der ordnungsgemäßen Abwicklung der von ihm übernommenen 

Treuhandschaften nach den Richtlinien gemäß § 27 Abs. 1 lit g RAO, hat sich der 
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Rechtsanwalt zur Erteilung entsprechender Auskünfte und zur Einsichtnahme in die 

Unterlagen aller von ihm übernommenen Treuhandschaften, einschließlich des von 

ihm zu führenden Verzeichnisses, von den Parteien von seiner Verpflichtung zur 

Verschwiegenheit gegenüber der Treuhandeinrichtung befreien zu lassen. 

Der Rechtsanwalt hat weiters den Offenlegungspflichten gemäß Finanzmarkt- 

Geldwäschegesetz gegenüber Kredit- und Finanzinstituten und der Prüf-, 

Feststellungs- und Meldepflichten gemäß §§ 8a bis 8f RAO zu entsprechen. 

 

 

12. Honorar 

 

12.1. Dem Rechtsanwalt ist es untersagt, wegen der oder für die Erfüllung der mit diesem 

Statut verbundenen Pflichten ein gesondertes Honorar zu fordern oder 

entgegenzunehmen. 

 

12.2. Hievon unberührt ist die Berechtigung des Rechtsanwalts, für die Übernahme der 

Treuhandabwicklung Honorar, insbesondere nach § 14 der Autonomen 

Honorarkriterien (AHK) der Rechtsanwälte, sowie anfallende Spesen und Barauslagen 

zu verlangen. 

 

 

Vierter Abschnitt 

Das Treuhandbuch 

 

 

13. Einrichtung des Treuhandbuches 

 

13.1 Die Treuhandeinrichtung der Rechtsanwaltskammer stützt sich auf § 10a RAO im 

Zusammenhalt mit § 23 RAO. 

 

13.2. Die Einrichtung untersteht dem nach der Geschäftsverteilung des Ausschusses 

zuständigen Präsidentenstellvertreter. 

 

13.3. Unter seiner Verantwortung ist eine eigene Geschäftsabteilung – eATHB – 

einzurichten, die die einlangenden Treuhandmeldungen zu registrieren und auf ihre 

formelle Richtigkeit und Vollständigkeit zu prüfen, sowie allfällige Ergänzungen 

einzufordern hat. Weiters obliegt dieser Geschäftsabteilung im Falle der Vollständigkeit 

der Meldungen die Freigabe der elektronisch gesicherten Konten. 

 

13.4. Im Falle des Verdachtes von Unregelmäßigkeiten oder einlangender Beschwerden ist 

unverzüglich der zuständige Präsidentenstellvertreter, im Falle dessen Verhinderung 

der Kammerpräsident zu verständigen. Ersterer hat zu entscheiden, ob vorerst der 

betroffene Rechtsanwalt zur verantwortlichen Äußerung aufzufordern oder sofort eine 

Kanzleinachschau zu veranlassen ist. 

 

13.5. Die Kanzleinachschau ist von – nach Möglichkeit – zwei Mitgliedern der zuständigen 

Ausschussabteilung unverzüglich durchzuführen. Diesen zur Nachschau beauftragten 

Mitgliedern der Ausschussabteilung ist vom betroffenen Rechtsanwalt Zutritt zur 
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Kanzlei, sowie Einsicht in alle betroffenen Akten und Register gem. § 10a RAO zu 

gewähren. Diesen Kontrollen können auch Mitarbeiter des eATHB beigezogen werden.  

 

13.6. Über das Ergebnis der Kanzleinachschau ist ein schriftlicher Bericht samt Empfehlung 

über zu treffende Maßnahmen zu verfassen. 

 

14. Organisatorische Aufgaben der Treuhandeinrichtung 

 

14.1. Anwaltliches Treuhandbuch 

Das Treuhandbuch führt unter der Bezeichnung „elektronisches Anwaltliches 

Treuhandbuch der Rechtsanwaltskammer Wien“ ein unter fortlaufender Nummerierung 

geführtes Register der ihr gemeldeten und unter das Statut fallenden 

Treuhandschaften. 

 

14.2. Bestätigungen 

Das eATHB ist verpflichtet, innerhalb angemessener Frist dem Rechtsanwalt, den 

Vertragsparteien oder weiteren Begünstigten sowie dem finanzierenden Kreditinstitut 

die Registrierung der Treuhandschaft zu bestätigen. 

 Sofern kein Freigabehindernis im Sinne von Punkt 14.3. vorliegt, wird nach dem 

Versand dieser Bestätigung, das Anderkonto für Verfügungen gemäß den Angaben auf 

der Treuhandmeldung freigegeben. 

 

14.3. Freigabehindernisse 

Das eATHB hat die Freigabe einer gemeldeten Treuhandschaft abzulehnen, wenn 

a. die Treuhandschaft nicht in den Anwendungsbereich des Statuts fällt  

oder 

b. die Meldung ein Formgebrechen aufweist, das die geschäftsmäßige 

Behandlung zu hindern geeignet ist. 

Das eATHB ist verpflichtet, innerhalb angemessener Frist den Rechtsanwalt über den 

Hinderungsgrund der Freigabe nachweislich zu informieren. 

Liegt ein dauerhaftes Freigabehindernis vor, ist der Erlag entsprechend der Einzahlung 

an jene Konten zurück zu überweisen, von denen die Einzahlung erfolgte. Gleiches gilt 

für eine, dem eATHB glaubhaft gemachte, irrtümliche Überweisung auf das 

Anderkonto. Eine Rücküberweisung an das Einzahlungskonto unterliegt in diesen 

Fällen nicht den Formerfordernissen des Punktes 8.3.2. 

 

15. Kontrolle 

 

15.1. Die Übernahme einer Treuhandschaft ist dem eATHB elektronisch und schriftlich mit 

den in der Anlage angeführten Formblättern zu melden. Im Rahmen der Unterfertigung 

des im Zusammenhang mit der Treuhandschaft stehenden Vertrages ist gemäß Punkt 

8.2.1. dieses Statuts die Kammermeldung von den Parteien des Grundgeschäfts zu 

unterfertigen und dem eATHB nachweislich zu übermitteln. Auf Ersuchen der 

Treuhandeinrichtung ist die Kammermeldung im Original vorzulegen. 

 

15.2. In der Kammermeldung ist die Anführung eines Eigenkontos des Treuhänders, eines 

Kontos seines Kanzleipartners, sowie eines Mitarbeiters oder eines Gesellschafters 

der als Treuhänder fungierenden Rechtsanwaltsgesellschaft als Empfänger, außer im 
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Fall des Punktes 8.2.2. unzulässig. Zulässig ist die Anführung eines elektronisch 

gesicherten Anderkontos des Rechtsanwaltes als Zielkonto. 

 

15.3. Zusammen mit der Kammermeldung sind dem eATHB für sämtliche Vertragsparteien 

sämtliche Unterlagen vorzulegen, die eine lückenlose Kontrolle des Zahlungsflusses 

zulassen, darunter fallen insbesondere 

○ Unterlagen über das Grundgeschäft, 

○ der Nachweis des Bestehens eines schriftlich abgefassten Treuhandauftrags, 

○ ein geeigneter Nachweis der Identität des / der Treugeber/s 

○ gegebenenfalls Vertretungsnachweise mit Inkassovollmachten sowie 

○ allfällige gerichtliche Bestellungs- bzw. Genehmigungsbeschlüsse. 

Die Zeichnung der Kammermeldung durch einen – auch beauftragten – Treuhänder, 

Kanzleipartner, Mitarbeiter oder Gesellschafter der als Treuhänder fungierenden 

Rechtsanwaltsgesellschaft für eine der Vertragsparteien ist unzulässig. 

 

15.4. Nach Einlangen der elektronischen Meldung sowie der vollständigen Unterlagen wird 

die Verfügung über das Anderkonto innerhalb angemessener Frist freigegeben, sofern 

kein Freigabehindernis im Sinne des Punktes 14.3. vorliegt. 

 

16. Versicherung 

 

16.1. Eine von einem Rechtsanwalt übernommene Treuhandschaft ist von diesem 

eigenverantwortlich und ausschließlich unter dessen persönlicher Haftung auszuüben 

 

16.2. Ungeachtet dessen schließt die Rechtsanwaltskammer für alle über das eATHB 

geführten Treuhandschaften eine Vertrauensschadenversicherung ab. 

 

Die Deckungssumme je Versicherungsfall beträgt € 15 Millionen (Euro 

fünfzehnmillionen), der Höchstbetrag der Entschädigungsleistungen für sämtliche 

Versicherungsfälle bei allen Versicherten, die in einer Versicherungsperiode entdeckt 

werden, ist mit € 30 Millionen (Euro dreißigmillionen) begrenzt. 

 

Der genaue Deckungsumfang der Vertrauensschadenversicherung wird auf der 

Homepage der Rechtsanwaltskammer Wien bekannt gegeben. 

 

 

17. Kosten der Treuhandeinrichtung 

 

17.1. Die Finanzierung der Kosten des eATHB sowie der Prämie der abgeschlossenen 

Versicherungen erfolgt über Beiträge der Rechtsanwälte.  

 

17.2. Die Festsetzung der Beiträge erfolgt nach den Grundsätzen des § 27 RAO durch die 

Plenarversammlung. Die Beiträge werden im Rahmen des Kammerbeitrages 

eingehoben. 
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Fünfter Abschnitt 

Ermächtigung, Inkrafttreten 

 

18. Ermächtigung des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer 

 

 Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer ist insbesondere ermächtigt,  
 
a)  nähere Vorschriften zur Durchführung von Treuhandschaften im Rahmen 

dieses Statuts zu erlassen oder abzuändern;  
 
b) Beilagen und Formblätter zu diesem Statut festzulegen und abzuändern;  

 
c)  Vorschriften zur Abwicklung von Treuhandschaften im Wege des 

elektronischen Treuhandbuches (Schnittstelle) zu erlassen;  
 
d) das Inkrafttreten einer Neufassung des eATHB binnen eines Jahres nach 

dessen Beschlussfassung festzusetzen;  
 

e)  technische Mindeststandards festzulegen und abzuändern, die von 
Kreditinstituten im Zusammenhang mit der Abwicklung von Treuhandschaften 

über die Treuhandeinrichtung der Rechtsanwaltskammer Wien zu erfüllen sind;  
 

 

19. Inkrafttreten 

 

Die Neufassung dieses Statuts des Treuhandbuches der Rechtsanwaltskammer Wien 

tritt mit 01.05.2019 in Kraft. 

 

 

 

Beschluss der Plenarversammlung vom 08.10.2020. 
Kundgemacht auf der Website https://www.rakwien.at der Rechtsanwaltskammer Wien am 

15.10.2020 



 

 
 
 

Allgemeine 
Auftragsbedingungen 

für Wirtschaftstreuhandberufe 
(AAB 2018) 

 
 
Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer zuletzt mit Beschluss vom 18.04.2018 
 
 

Präambel und Allgemeines 
 
(1)  Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über 
vom zur Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in 
Ausübung dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische 
Tätigkeiten als auch die Besorgung oder Durchführung von 
Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der §§ 2 
oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien 
des Auftrages werden in Folge zum einen „Auftragnehmer“, zum anderen 
„Auftraggeber“ genannt). 
 
(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftstreuhandberufe gliedern sich in zwei Teile: Die 
Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für Aufträge, bei denen die 
Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens des Auftraggebers 
(Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbrauchergeschäfte gemäß 
Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8.3.1979/BGBl Nr.140 in 
der derzeit gültigen Fassung) gelten sie insoweit der II. Teil keine 
abweichenden Bestimmungen für diese enthält. 
 
(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese 
durch eine wirksame, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, 
zu ersetzen. 
 
 

I.TEIL 
 

1. Umfang und Ausführung des Auftrages 
 
(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der 
schriftlichen Auftragsvereinbarung zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer. Fehlt diesbezüglich eine detaillierte schriftliche 
Auftragsvereinbarung gilt im Zweifel (2)-(4): 
 
(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die 
Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten: 
a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom 
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom 
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die 
Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht 
ausdrücklich anders vereinbart, sind die für die Besteuerung erforderlichen 

Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen. 
b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen. 
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden. 
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern. 
e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten 
Steuern.  
Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu 
honorieren. 
 
(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren 
Jahressteuererklärung(en) zum übernommenen Auftrag zählt, gehört dazu 
nicht die Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger 
Voraussetzungen sowie die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden 
insbesondere umsatzsteuerrechtlichen Begünstigungen wahrgenommen 
worden sind, es sei denn, hierüber besteht eine nachweisliche 
Beauftragung. 
 
(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 
und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten 
Beauftragung. 
 
(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei 
Sachverständigentätigkeit. 

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur 
Leistungserbringung, Warnung oder Aufklärung über den Umfang des 
Auftrages hinaus. 
 
(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des 
Auftrages geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfüllungsgehilfen 
(Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des 
Auftrages durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter 
im Sinne dieser Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer 
auf regelmäßiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit 
unterstützen, unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage. 
 
(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen 
ausschließlich österreichisches Recht zu berücksichtigen; ausländisches 
Recht ist  nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu 
berücksichtigen.  
 
(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
schriftlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung, so ist der 
Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder 
sich daraus ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich 
abgeschlossene Teile eines Auftrages. 
 
(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von 
ihm zur Verfügung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen der 
Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 
Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die anwendbaren 
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten. 
 
(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen 
elektronisch ein, so handelt er – mangels ausdrücklicher gegenteiliger 
Vereinbarung – lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem 
einreichend Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder 
Wissenserklärung dar. 
 
(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des 
Auftragsverhältnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren, 
während und binnen eines Jahres nach Beendigung des 
Auftragsverhältnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm 
nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigenfalls er sich zur 
Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den 
Auftragnehmer verpflichtet. 
 
 

2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung 
 
(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer 
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des 
Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in 
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt 
werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben 
wird, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. 
Dies gilt auch für die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst 
während der Tätigkeit des Auftragnehmers bekannt werden. 
 
(2)  Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und 
übergebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere 
Zahlenangaben, als richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu 
Grunde zu legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen 
Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. Insbesondere gilt 
dies auch für die Richtigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er 
allerdings Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu 
geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu 
wahren. 
 
(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der 
vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen 
im Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit 
schriftlich zu bestätigen.  
 
(4)  Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen 
Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben 
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken 
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten. 
 
(5)  Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die 
Fertigstellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind 
bestmögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, 
nicht bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden 
nach bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich. 
 
(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle 
Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der  
Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die 
Gültigkeit der zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten 
verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene 
Adresse vornehmen lassen. 
 
 
 



 

3. Sicherung der Unabhängigkeit 
 
(1)  Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um 
zu verhindern, dass die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des 
Auftragnehmers gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser 
Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf 
Anstellung und für Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu 
übernehmen. 
 
(2)  Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür 
notwendigen personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive 
Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber 
vereinbarten Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch 
Nichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Überprüfung des Vorliegens von 
Befangenheits- oder Ausschließungsgründen und Interessenkollisionen in 
einem allfälligen Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehört, verarbeitet 
und zu diesem Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes auch 
ins Ausland übermittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den 
Auftragnehmer nach dem Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 
WTBG 2017 ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der 
Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht 
jederzeit widerrufen. 
 
 

4. Berichterstattung und Kommunikation 
 
(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und 
Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher 
Bericht zu erstatten.  
 
(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen 
Auskünfte und Stellungnahmen, einschließlich Berichte, (allesamt 
Wissenserklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute („berufliche Äußerungen“) sind nur dann 
verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche Äußerungen in 
elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter 
Verwendung ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation 
(speicher- und wiedergabefähig und nicht mündlich dh zB SMS aber nicht 
Telefon) erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; 
dies gilt ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung 
der beruflichen Äußerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der 
Übersendung dieser trägt der Auftraggeber. 
 
(3)  (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt 
hiermit zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem 
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der 
Auftraggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer 
Kommunikation verbundenen Risiken (insbesondere Zugang, 
Geheimhaltung, Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) 
informiert zu sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute haften nicht für Schäden, die durch die 
Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden. 
 
(4)  (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die 
Weiterleitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine 
Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon – insbesondere in 
Verbindung mit automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail 
und anderen Formen der elektronischen Kommunikation – nicht immer 
sichergestellt. Aufträge und wichtige Informationen gelten daher dem 
Auftragnehmer nur dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht 
(fern-)mündlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird 
im Einzelfall der Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische 
Übermittlungs- und Lesebestätigungen gelten nicht als solche 
ausdrücklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die 
Übermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen. 
Kritische und wichtige Mitteilungen müssen daher per Post oder Kurier an 
den Auftragnehmer gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken an 
Mitarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe. 
 
(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes 
bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine 
fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDAS-
VO, (EU) Nr. 910/2014) erfüllt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 
ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition 
liegt. 
 
(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber 
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine 
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) 
übermitteln. Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, 
der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu widersprechen. 

 
 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers 
 
(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im 
Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten, 
Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und 
dergleichen nur für Auftragszwecke (z.B. gemäß § 44 Abs 3 EStG 1988) 
verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher als auch 

mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an einen Dritten 
zur Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers.  
(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher 
Äußerungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzulässig; ein 
Verstoß berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch 
nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers. 
 
(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das 
Urheberrecht. Die Einräumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der 
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten. 
 
 

6. Mängelbeseitigung 
 
(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich 
hervorkommende Unrichtigkeiten und Mängel in seiner schriftlichen als 
auch mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, den 
Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt, auch 
über die ursprüngliche berufliche Äußerung informierte Dritte von der 
Änderung zu verständigen. 
 
(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von 
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind; 
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 
Auftragnehmers bzw. – falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht 
abgegeben wird – sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten 
Tätigkeit des Auftragnehmers. 
 
 (3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung 
etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung. Soweit darüber hinaus 
Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 7. 
 
 

7. Haftung 
 
(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis, gleich aus welchem 
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang 
mit dem Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 
ABGB wird ausgeschlossen. 
 
(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des 
Auftragnehmers höchstens das zehnfache der 
Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 
11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017) in der jeweils 
geltenden Fassung. 
 
(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf 
den einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche 
Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in 
einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. 
Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, 
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt 
ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen 
beruht. Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des 
Auftragnehmers für entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben- 
oder ähnliche Schäden, ausgeschlossen.  
 
(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs 
Monaten nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden 
Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab 
Eintritt des (Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis 
gerichtlich geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen 
Vorschriften zwingend andere Verjährungsfristen festgesetzt sind.  
 
(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB 
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchführung des 
Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 
verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht 
darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich gehandelt haben. 
 
(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
beginnt die Verjährungsfrist spätestens mit Erteilung des 
Bestätigungsvermerkes zu laufen. 
 
(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten 
verarbeitenden Unternehmens, durchgeführt, so gelten mit 
Benachrichtigung des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag 
be- oder entstehende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche 
gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer 
haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der 
Auswahl des Dritten. 
 
(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall 
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen 
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der 
Auftraggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit 



 

ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zulässig ist oder eine 
Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise 
übernommen wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen 
jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte können jedenfalls keine 
Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers 
hinausgehen. Die Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle 
Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche des Auftraggebers 
selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter 
oder auch mehrere Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden 
nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den 
Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter 
im Zusammenhang mit der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher 
beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und 
klaglos halten. 
 
(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers 
im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis gegenüber Dritten 
(Erfüllungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den 
Substituten des Auftragnehmers. 
 
 

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz 
 
(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über 
alle Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für 
den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei 
denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder 
gesetzliche Äußerungspflichten entgegen stehen. 
 
(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers 
(insbesondere Ansprüche auf Honorar) oder zur Abwehr von Ansprüchen 
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des 
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der 
Auftragnehmer von seiner beruflichen Verschwiegenheitspflicht 
entbunden.  
 
(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige 
schriftliche berufliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit 
Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, 
dass eine gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 
 
(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im 
Sinne der Datenschutz-Grundverordnung („DSGVO“) hinsichtlich aller im 
Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der 
Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten 
im Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem 
Auftragnehmer überlassene Materialien (Papier und Datenträger) werden 
grundsätzlich nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung 
dem Auftraggeber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte 
übergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer 
verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon 
aufzubewahren soweit er diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation 
seiner Leistungen benötigt oder es rechtlich geboten oder berufsüblich ist. 
 
(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die 
den Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden 
Pflichten gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer 
berechtigt, den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber 
zu verrechnen. Gleiches gilt, für den Aufwand der für Auskünfte im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung 
von der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber 
Dritten diesen Dritten erteilt werden.  
 
 

9. Rücktritt und Kündigung („Beendigung“) 
 
(1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu 
erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erlöschen einer 
bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags. 
 
(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben ist, können die Vertragspartner den Vertrag 
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch 
bestimmt sich nach Punkt 11. 
 
(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn 
auch nicht ausschließlich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen, 
auch mit Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes 
schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten („Beendigungsfrist“) zum Ende 
eines Kalendermonats beendet werden. 
 
(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags – sind, soweit 
im Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom 
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren 
vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) 
möglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs 
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4 
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb 
der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern sämtliche erforderlichen 

Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden und soweit nicht ein 
wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert.  
 
(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, 
üblicherweise nur einmal jährlich zu erstellende Werke (z.B. 
Jahresabschlüsse, Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die 
über 2 hinaus gehenden Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des 
Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist 
der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls 
ausdrücklich hinzuweisen. 
 
 

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des 
Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen 

 
(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer 
angebotenen Leistung in Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm 
nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der 
Auftragnehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. 
Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchführung 
des Auftrages verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des 
Auftragnehmers, nicht der Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen 
entspricht. Seine Honoraransprüche bestimmen sich nach Punkt 11. 
Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers 
begründen auch dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der 
ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten 
Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kündigungsrecht keinen 
Gebrauch macht. 
 
(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der 
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose 
Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, wenn 
der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) zweimal 
nachweislich nicht nachkommt. 
 
 

11. Honoraranspruch 
 
(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (z.B. wegen Rücktritt oder 
Kündigung), so gebührt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte 
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes 
Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt diesbezüglich außer Ansatz, 
daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall 
nicht anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner 
und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlässt. 
 
(2)  Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte 
Entgelt für den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird 
oder dies aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, 
unterbleibt (auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte 
Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren. 
 
(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche 
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt, 
ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, 
dass nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben 
gelte, im Übrigen gelten die Folgen des Punkt 11. (1). 
 
(4)  Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch 
den Auftraggeber, sowie bei Vertragsauflösung gemäß Punkt 10. (2) durch 
den Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honoraranspruch 
für drei Monate. 
 
 

12. Honorar 
 
(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird 
jedenfalls gemäß § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessene 
Entlohnung geschuldet. Höhe und Art des Honoraranspruchs des 
Auftragnehmers ergeben sich aus der zwischen ihm und seinem 
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine 
andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers 
immer auf die älteste Schuld anzurechnen. 
 
(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine 
Viertelstunde. 
 
(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet. 
 
(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang 
zur Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert 
verrechnet werden. 
 
(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere 
Umstände oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den 
Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der 
Auftragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind 
Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu 
führen (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren). 



 

(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die 
Umsatzsteuer zusätzlich. Beispielhaft aber nicht abschließend im 
Folgenden (7) bis (9): 
 
(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder 
pauschalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse), 
Diäten, Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten. 
 
(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die 
betreffenden Versicherungsprämien (inkl. Versicherungssteuer) zu den 
Nebenkosten. 
 
(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und 
Sachaufwendungen für die Erstellung von Berichten, Gutachten uä. 
anzusehen.  
 
(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche 
Erledigung mehreren Auftragnehmern übertragen worden ist, wird von 
jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet. 
 
(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer 
Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung fällig. Für 
Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, 
können Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen 
Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2. 
Satz UGB festgelegten Höhe. 
 
(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende 
der Leistung bzw. mit späterer, in angemessener Frist erfolgter 
Rechnungslegung zu laufen. 
 
(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab 
Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben 
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer 
Rechnung in die Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis. 
 
(14)  Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das 
ist die Anfechtung wegen Verkürzung über die Hälfte für Geschäfte unter 
Unternehmern, wird verzichtet. 
 
(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die 
Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein 
Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben- 
und beitragsrechtlichen Prüfungen aller Art einschließlich der Abschluss 
von Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen, 
Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung uä gesondert zu honorieren. 
Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils 
für ein Auftragsjahr vereinbart. 
 
(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit 
den im Punkt 12. (15) genannten Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen 
über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 
aufgrund eines besonderen Auftrages. 
 
(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen und 
seine (fortgesetzte) Tätigkeit von der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig 
machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer Leistungen bis 
zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß 
Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von Teilleistungen und offener 
Teilhonorierung gilt dies sinngemäß. 
 
(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, 
außer bei offenkundigen wesentlichen Mängeln, nicht zur auch nur 
teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare, 
sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen). 

 
(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf 
Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen zulässig. 
 
 

13. Sonstiges 
 
(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche 
Zurückbehaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das 
Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer 
grundsätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe 
seiner noch offenen Forderung. 
 
(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge 
der Auftragserfüllung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren und 
ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz 
elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, 
nach Übergabe sämtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit 
erstellter Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft, 
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den 
Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden Wirtschaftstreuhänder, die 
Daten zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer 

Anspruch auf ein angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist 
eine Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format aus besonderen Gründen unmöglich oder 
untunlich, können diese ersatzweise im Vollausdruck übergeben werden. 
Eine Honorierung steht diesfalls dafür nicht zu. 
 
(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des 
Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner 
Tätigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den 
Schriftwechsel zwischen dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber 
und für die Schriftstücke, die der Auftraggeber in Urschrift besitzt und für 
Schriftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den für den 
Auftragnehmer geltenden rechtlichen Bestimmungen zur Verhinderung 
von Geldwäsche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unterlagen, die 
er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen. 
Sind diese Unterlagen bereits einmal an den Auftraggeber übermittelt 
worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein angemessenes 
Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß). 
 
(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen 
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei 
Nichtabholung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach 
zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, 
übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf dessen Kosten zurückstellen 
und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt 
sinngemäß). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des 
Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren 
nicht für Folgen aus Beschädigung, Verlust oder Vernichtung der 
Unterlagen.  
 
(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit 
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder 
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei 
ausdrücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der 
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen 
musste.  
 
(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung 
ist der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein 
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein 
Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten 
Transfer zu verständigen. Danach kann der sichergestellte Betrag 
entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei 
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden. 
 
 

14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 
 
(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus 
ergebenden Ansprüche gilt ausschließlich österreichisches Recht unter 
Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts. 
 
(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des 
Auftragnehmers. 
 
(3) Gerichtsstand ist – mangels abweichender schriftlicher 
Vereinbarung – das sachlich zuständige Gericht des Erfüllungsortes. 

 

  



 

II. TEIL 
 

15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte 
 

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern 
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes. 
 
(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig 
verschuldete Verletzung der übernommenen Verpflichtungen. 
 
(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im 
Falle grober Fahrlässigkeit die Ersatzpflicht des Auftragnehmers nicht 
begrenzt. 
 
(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 
Abs 4 (Geltendmachung der Schadenersatzansprüche innerhalb einer 
bestimmten Frist) gilt nicht. 
 
(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG: 

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom 
Auftragnehmer dauernd benützten Kanzleiräumen abgegeben, so kann er 
von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 
kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer 
Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, 
die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers sowie 
eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, 
frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das 
Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, 
 

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem 
Auftragnehmer oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses 
Vertrages angebahnt hat, 

 
2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine 

Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten 
vorangegangen sind oder  
 

3.  bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort 
zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Auftragnehmern außerhalb 
ihrer Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15 
nicht übersteigt. 
 
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es 
genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine 
Vertragserklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem 
Auftragnehmer mit einem Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass 
der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des 
Vertrages ablehnt. Es genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche 
abgesendet wird. 
 
Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug 
um Zug 
 

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt 
gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an zurückzuerstatten und den vom 
Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen 
Aufwand zu ersetzen, 
 

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu 
vergüten, soweit sie ihm zum klaren und überwiegenden Vorteil gereichen. 
 
Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt. 
 

(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG: 
 
Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB 
durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu 
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 
 
Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde 
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewährleistet, wenn nicht das 
Gegenteil ausdrücklich erklärt ist. 
 
(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt: 
 
Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu 
verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu 
erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für 
den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer 
gesendet zu erhalten, so kann dieser diese Übersendung auf seine Gefahr 
und Kosten vornehmen. 
 
(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt: 
 
Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ist er im Inland beschäftigt, so kann für eine Klage gegen 
ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 
eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der 
gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschäftigung liegt. 

(9)  Verträge über wiederkehrende Leistungen: 
 

(a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen 
und der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die 
für eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit geschlossen 
worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen 
Frist zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines 
halben Jahres kündigen. 

 
(b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare 

Leistung, deren Umfang und Preis schon bei der Vertragsschließung 
bestimmt sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf des 
zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die 
Kündigungsfrist auf höchstens sechs Monate verlängert werden. 

 
(c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten 

Vertrages erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies 
dem Verbraucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt 
gegeben, so können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und 
b) genannten abweichende Kündigungstermine und Kündigungsfristen 
vereinbart werden. 

 
(d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht 

ausgesprochen worden ist, wird zum nächsten nach Ablauf der 
Kündigungsfrist liegenden Kündigungstermin wirksam. 
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ALLGEMEINE ANMERKUNGEN 

Die angeführten Produkte sind beispielhaft, und können von der „Freude am Wohnen Wohnbau GmbH“ 
durch gleichwertige Alternativ-Produkte ersetzt werden. 

Das Farbkonzept wird vom Architekten in einem separaten Dokument festgelegt. 

LAGE 

Die gegenständliche Liegenschaft befindet sich in 8055 Graz, Tiergartenweg 32 a-e. 

Das Projekt Tiergartenweg 32 liegt in einer ruhigen Lage in Graz Puntigam. Die Nähe zur Mur als 
Naherholungsraum und die gute öffentliche Anbindung an das Zentrum zeichnen das Projekt aus. Freizeit- 
und öffentliche Infrastruktur sind in wenigen Minuten erreichbar, ein Lebensmittelmarkt ist innerhalb einer 
Entfernung von 500m gelegen. 

Auf der Liegenschaft wird eine Wohnhausanlage mit 58 Wohnungen in 5 Häusern errichtet. Alle 
Wohneinheiten sind barrierefrei erreichbar. Die fußläufige Erschließung der Wohnhausanlage erfolgt über 
ein durchgehendes Wegenetz, das vom Tiergartenweg und der auf dem Grundstück gelegenen 
Erschließungsstraße zugängig ist.  

BAUBESCHREIBUNG 

Es wird eine Wohnhausanlage mit 58 Wohnungen in 5 Gebäuden errichtet. 

Das breitgefächerte Wohnungsangebot reicht von kompakten Kleinwohnungen ab 39m² bis hin zu 
familienfreundlichen 4-Zimmer-Wohnungen mit einer Wohnnutzfläche bis 78m². 

Sämtliche Wohnungen verfügen über einen großzügigen, individuell nutzbaren Freiraum in Form von 
Terrassen, Balkonen, Loggien. 

Die Wohngebäude wird als Massivbau mit Wärmedämmverbundsystem in Niedrigenergiebauweise errichtet.  

Neben den Wohngebäuden werden Müllräume, überdachte Fahrradstellplätze und ein Kinderspielplatz 
errichtet. Das Projekt verfügt zusätzlich über große allgemeine Frei- und Erholungsflächen. 

Im Kellergeschoß sind die wohnungszugehörigen Einlagerungsräume untergebracht. Allgemeine 
Nebenräume wie der Fahrradabstellraum, der Kinderwagenabstellraum, sowie der E-Zählerraum stehen für 
alle MieterInnen zur Verfügung. 
Ebenso ist eine Tiefgarage mit 62 Stellplätzen vorgesehen. 

Die Grundrissgestaltung der Wohneinheiten erfolgt gemäß den gesetzlichen Vorschriften, sowie in Form von 
barrierefrei anpassbarem Wohnraum. Dies erlaubt einen nachträglichen Umbau in eine barrierefreie 
Wohnung mit baulich geringfügigem Aufwand. 
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KONSTRUKTION UND BAUTEILE 

 

Fundamente: gem. statischer Erfordernis 

 30cm WU-Stahlbetonplatte 

Außenwände: Massivbauweise mit WDVS-System 

Decken: Stahlbeton lt. statischer Erfordernis 

Dachkonstruktion: Stahlbeton lt. statischer Erfordernis, wärmegedämmtes Flachdach mit 

Kiesschüttung und extensiver Teilbegrünung bzw. Terrassen mit Plattenbelag. 

Fassade: Wärmedämmverbundsystem lt. bauphysikalischer Erfordernis  

Fenster: Fenster mit Alu-Clips, 3-Scheibenisolierverglasung 

Fensterbänke außen:  Aluminiumsohlbank  

Fensterbänke innen:  kunststoffbeschichtete Werkstoffplatte 

Außenanlagen: Verbindungswege und Plätze mit Betonplatten im Splittbett, Kinderspielplatz in 

behördl. Mindestausstattung. 

PKW-Stellplätze: Abmessungen 250 x 500cm 

Tiefgaragenstellplätze: Stahlbetonplatte flügelgeglättet oder mit zweikomponentiger 

Bodenbeschichtung mit Hochzug 

Fahrradabstellplätze: Fahrradabstellraum im Untergeschoss bzw. überdacht im Außenraum 

Nebenräume: im erforderlichen Umfang und Ausmaß 

Wasserversorgung: Anschluss an das örtliche Wasserversorgungssystem  

Heizung: Anschluss an die biogene Fernwärme 

Stromversorgung: Anschluss an das Ortsnetz; PV-Anlage am Dach 

Kanalisation: Schmutzwasseranschluss an das öffentliche Kanalsystem 

Versickerung des Regenwassers auf Eigengrund.  

Müllentsorgung: erfolgt über den örtlichen Abfallverband   
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AUSSTATTUNGSBESCHREIBUNG 

FLIESEN- UND PLATTENLEGEARBEITEN 

WANDFLIESEN: 

• Bad:   
o weiß, Format 30x60cm,  
o liegend im Kreuzverband verlegt,  
o Revisionsöffnung Badewanne mit weißem gebrannter 

Deckel 40x40cm  
o Fliesenschild bei Handtuchheizkörper bzw. 

abwaschbare Malerei 
• WC:   

o Zweiseitige Verfliesung (Rückwand+Waschbeckenseite):  
o weiß, Format 30x60cm, liegend im Kreuzverband 

verlegt,  
o Verfliesung bis H = ca. 120cm (über Drückerplatte), 

wenn Ablagefläche vorhanden, ist diese ebenfalls zu 
verfliesen, Rest mit Sockelfliesen H= 8cm 

KRISTALLSPIEGEL IM BAD ÜBER WASCHBECKEN 

 
 
 
 

• Bündig mit Wandverfliesung 
• OK Spiegel = OK Fliesen, Höhe = 3 Fliesenbreiten, Länge = 2 

bis 3 Fliesenlängen (je nach Raumkonfiguration),  
mindestens 90x90cm 

• Positionierung mittig über der Waschbeckenanlage 
• Fugenausbildung mit Sanitärsilikon 
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BODENFLIESEN:  

(alle Fliesen jeweils in der geforderten Rutschsicherheit) 
• Vorraum, Bad, WC: 

o Feinsteinzeug 30x60cm 
o Bodenfliesen in den Bädern mit der  
o Leitprodukt: Kaleido Beige Natursteinoptik 

 
• Stiegenhaus, allgemeine Gänge und Nebenräume, sowie 

Aufzugskabine: 
o Glasiertes Feinsteinzeug 30x60cm  
o Trittstufen mit eingefräster Rillenausbildung und 

gerundeten Kanten. 
 
 
 

SCHLIESSANLAGEN 

• Zylinder bei allen Wohnungseingangstüren sowie 
Allgemeinräumen 

• Schlüssel sperren Hauseingang, Wohnungseingang, 
Allgemeinräume, Briefkästen, Abstellräume – für TG eigener 
Schlüssel notwendig 

• Blechmontagezylinder für die Briefschließfachanlage 
• Schließzylinder für die Einlagerungsräume und Dachausstiege 
• 6 Schlüsselsafes (Rohrtresore) im Eingangsbereich 

(fassadenbündig) 
• Begeh-Card-System.  

SCHLOSSERARBEITEN 

EINGANGSPORTALE, HAUPTZUGANG: 

 
• pulverbeschichteten Aluminium-Rahmenkonstruktion  

mit Glasfüllung 
• Beschläge in geschliffenen Edelstahl 
• RAL-Farbe nach Wahl Arch. 
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PERSONENAUFZUG 

 

• Mit Teleskopschiebetüren 
• Behindertengerechte Ausführung  
• Boden: wie Gangfliese  
• Portal: Niro 
• Innen: Spiegel max. bis zum Handlauf (nicht bis zum Boden) 

Spiegel auf der Rückwand,  
• (bei Durchladern gegenüber des Bedienpaneels)   
• Wände: Niro Panelverkleidung  
• Türen: Niro  
• Brailleschrift neben den Wähltastern  
• Schutzverkleidung innen inkl. Deckenmontage 
• Geeignet für Fahrradtransport 

 
 
 

 

GELÄNDERKONSTRUKTIONEN:  

 
• Außenbereich:  feuerverzinkt und pulverbeschichtet  
• Innenbereich:  pulverbeschichtet 
• Stiegen mit durchlaufendem Wangenblech 
• Geländerfüllungen: 

o Lochblech  
o Plattenfüllung 
o Flachstab, Rundstahl (nur bei Stiegenhäusern) 

• Handläufe beidseitig, Edelstahl 

SCHMUTZMATTEN INKL. RAHMEN: 

• Vor sämtlichen Hauseingangstüren sowie Laubengangtüren im 
Außenbereich sind verzinkte Gitterroste mit einer 
Maschenweite von 30/10mm entsprechend der Türbreite 
anzuordnen. 
Alternativ: Vinylmatte in Alurahmen 
 

FAHRRADSTÄNDER:  

 
• Reihenständer aus feuerverzinktem Stahl am Boden stehend 

und verschraubt. Die Fahrräder stehen platzsparend 
abwechselnd hoch und tief 

• Aus platztechnischen Gründen können auch Hänger als 
Alternative verwendet werden. Fa. Ziegler Fahrradständer: 
„New York“  
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BRIEFSCHLIESSFACHANLAGE: 

• Alu-eloxiert-silber oder pulverbeschichtet, Farbe RAL nach 
Wahl Architekt 

• Positionierung in der Nähe des Eingangsbereichs 
• Kombination mit Gegensprechanlage ist möglich 
• Ausführung als Durchwurfanlage im Eingangsportal integriert, 

als freistehende Konstruktion oder Aufputz möglich.  
• Leitprodukt: Renz 
• Ablageboard Tiefe 50cm (Ort projektabhängig) unter 

Briefkästen 
• Mistkübel ca. 25x40x110 cm in Brandschutzausführung mit 

Deckel, Farbe wie Briefkästen, an Wand geschraubt 

TIEFGARAGENTOR: 

 
• Schallgedämmtes Sektionaltor oder Rollgittertor mit 

Schlupftüre 
• Inkl. Motorantrieb, Ampelanlage, Induktionsschleife und 

Zugschnur, Handfunksender (2 Stück pro Stellplatz) 
• Bei Rollgittertor ist ein Marderschutz (H=90cm) vorzusehen 

 

KELLERTRENNWANDKONSTRUKTION: 

• Abtrennung der Einlagerungsräume aus Systemtrennwänden 
aus Metall 

• Türen (Breite = 80cm) mit aushängesicheren Bändern, inkl. 
Nummerierung und für Halbzylinder gerichtet. 

• Höhe als Überkletterschutz bis ca. 30cm unter FD 
 
 

HOLZFUSSBÖDEN 

• 3-Schicht Fertigparkett Hartholz (zB Eiche, Esche) mit ca. 
3,6mm Nutzschicht-Stärke und werkseitiger Mehrfach-
Lackversiegelung. Leitprodukt: Frischeis, BOEN oder Weitzer 
Parkett 

• Verlegung:  
o vollflächige Verklebung 
o Gerade verlegt, senkrecht zur Hauptfensterfront 
o Eignung für Fußbodenheizung 

• Sockelleisten: Schweizer Profil inkl. Schallschutzstreifen, Eckausbildung und Anschluss an Zarge 
auf Gehrung geschnitten, mit Wagner-Stiften genagelt 
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BESCHICHTUNGEN 

• Wände 
o Stiegenhaus Latexanstrich bis mindestens 

Zargenoberkante 
o Keller / TG: Decke, Wände und Stützen weiß gefärbelt 
o Wohnungen: Dispersionsanstrich weiß. Im Neubau 

bleibt die Holzdeckenuntersicht in Natur sichtbar.  
o Bäder oberhalb Fliesen bzw. wo keine Fliesen: 

Latexfarbe, abwischbar 
• Boden 

o Einlagerungsräume Beschichtung 2-komponentig wie 
TG 

o Technikräume Estrich versiegelt 

TÜRSYSTEME 

WOHNUNGSEINGANGSTÜREN 

• Zarge:  
Stahlumfassungszarge, beschichtet, Farbe nach Wahl Arch. 
bei Laubengängen Zarge thermisch getrennt bzw. Holzzarge 

• Türblatt:  
einflügelig, Stocklichte 90/200cm, Max-Plattenbeschichtet 
bei Laubengängen mit Wärmedämmung 

• Türstaffel:  
Natur- oder Kunststein, mit Dichtungsanschlag 

• Beschläge:  
aus Edelstahl, Aussen: Knauf; Innen: Drücker, Langschild mit 
Kernziehschutz, passend zur Modellserie der 
Innentürbeschläge, Türstopper an STB-Wand montiert, sonst 
Schwerlasttürstopper am Boden ohne Verschraubung 

• Schloss:  
Einstemmschloss mit mehrfach Verriegelung 

• Türschild:  
Alu- -eloxiert, Abmessungen 120/70 mm, Namensleiste und 
Türspion Top-Bezeichnung eingraviert 

• Widerstandsklasse: WK 3 
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WOHNUNGSINNENTÜREN 

• Zarge:  
Holzumfassungszarge, weiß beschichtet 

• Türblatt:  
einflügelig, Glasfüllung bei Türblatt von VR ohne Fenster in 
den Wohnraum mit mind. 50% Glasanteil (ESG Mattglas) 

• Türstaffel:  
keine 

• Beschläge:  
Edelstahldrückergarnitur mit Rundrosette, Wandtürpuffer 
D=32mm weiss 

• Schloss:  
Buntbartschloss, 1 Schlüssel pro Türe, im Bad+WC mit 
Bad/WC Rosette 
 
 
 

SONSTIGE AUSSTATTUNGEN 

SCHEUERLEISTE 

 

• Im Müllraum wird eine Scheuerleiste aus Hartholz oder 
Riffelblech dauerhaft an das Mauerwerk befestigt 
Falls notwendig, Wasserauslass mit einfassen. Bevorzugte 
Ausführung:  Auslass oberhalb Scheuerleiste anbringen 
 

• Breite = mind. 20cm, Höhe UK=100cm 

GESCHOSSNUMMERIERUNG 

• Nirotafel, Buchstaben gefräst, alternativ oder 
• Bemalung auf STGH-Wand lt. Konzept Architekt, oder 
• Acryltafel mit Klebebuchstaben  

(auf Distanzhaltern mit vier Schrauben zu befestigen) 
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AUSSENANLAGEN 

• Hauptverbindungswege: Betonplatten im Splittbett 
Alternativ versickerungsfähiger Belag 

• Einfassungen mit Betonrandsteinen 
• Einfriedungen mit Doppelstabmatten oder Maschen. 

drahtzaun 
 
 
 
 

• Kinderspielplatz: Ausstattung gem. behördlicher Vorschrift 
Sandkiste mit Rindenmulch 
 
 
 
 
 
 
 
 

• Sitzmöglichkeit 
• Müllbehälter, ortsfeste Aufstellung 

 

 

 

 

  

http://www.stausberg.at/uploads/pics/ripa_gr.jpg
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ELEKTROAUSSTATTUNG 

Die gesamte Elektro-Installation erfolgt unter Einhaltung der OVE E 8101 bzw. ÖNORM E8010.  
Im Zählerraum sind zwei Reserveplätze bei den Zählern vorzusehen 

GEGENSPRECHANLAGE, KLINGELTABLEAU 

• Gegen Vandalismus geschützt 
• In digitaler Form 
• Aluminium eloxiert 
• Ausführung mit Video 

 
 
 
 

DECKEN UND HÄNGELEUCHTEN:  

• Gemäß Beleuchtungskonzept  
• Etagenweise über Bewegungsmelder gesteuert,  

ggf. in Kombination mit Tastern (auch in TG) 
• LED Leuchtmittel im STGH gesamtheitlich geschaltet  
• Integrierter Ultraschallbewegungssensor 
• Zur Wand- und Deckenmontage geeignet  
• Vorzugsweise austauschbare LED-Leuchtmittel  
• Wahlweise fixe Leuchtmittel abh. wirtschaftliche Aspekte 
• Betriebsstunden bis 50.000h 
• Gehäuse: Alu-Druckguss mit grauer Pulverbeschichtung  
• Opales, satiniertes Acrylglas  

 

INFORMATIONSKASTEN/SCHWARZES BRETT: 

• Benötigt zwei Leerverrohrungen samt Verkabelung 
(Strom und Datenkabel) um zukünftig 
die Informationen über einen Bildschirm spielen zu können 
Zusätzlich eine Steckdose 
Papierabfallkorb in Brandschutzausführung (an Wand montiert) 
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FREIFLÄCHEN 

• Beleuchtung  
o Mindestanzahl lt. Beleuchtungskonzept  
o Grundsätzlich Wandleuchten oder Deckenleuchten. 
o Nach unten strahlend/indirekte Beleuchtung  
o Leuchtmittel LED 

EINLAGERUNGSRAUM 

• 230 V Steckdose, versperrbar im Gangebereich zu Reinigungszwecken 
• Beleuchtung über Leuchtbalken im Gangebereich 

NOTBELEUCHTUNG  

• Funktionale LED-Notleuchte 
• Multi D, 22m 

 

WOHNUNGEN 

• Freisprecheinrichtung 
o Ohne Hörer 
o Reinweiß 
o Unterschiedliche Klingeltöne  
o Video nachrüstbar 

 
• Beleuchtung   

o Alle Räume werden mit einer Fassung und Leuchtmittel, jedoch ohne Lampe ausgebildet. Dies 
beinhaltet sowohl die Deckenleuchten als auch die Spiegelleuchte im Bad. Ausgenommen ist 
die Beleuchtung der Küchenzeile. 

• Schalter- und Steckdosenprogramm 
o E-Installationen lt. Angabe des Haustechnikplaners bzw. lt. 

Planung 
o Mindestanzahl an Steckdosen: 

3x2 + 1x1  in Wohnräumen; 2x2 + 1x1 in Schlafräumen + 1x1 hinter 
Schrankwand bzw. gemäß ÖNORM  

o Mind. eine Steckdose auf H = 100cm (Staubsaugerreichweite in 
der Wohnung muss gegeben sein) 

o TV – Ausstattung 
Im Bereich des TV- Anschlusses im Wohnzimmer 1x3er 
Steckdose 
In jeden Schlafraum jeweils Leerverrohrung mit Leerdose, 
Vorspann und Deckel für TV Ausstattung vorsehen 

o Daten/Telefonkabel:  
Einzug des Kabels bis Medienverteiler und weiter bis ins 
Wohnzimmer neben TV-Dose und Leerverrohrung in jedes weitere 
Schlafzimmer 

o Schalter und Steckdosen aus Kunststoff, matt weiß 
o Steckdose und Lichtauslass auf den Loggien und Terrassen 
o Maximal 3er Kombinationen  
o Raumtemperaturregler bei Fußbodenheizungen, abstrakt ohne 

Gradangabe. Bei Temperierung über FB-Heizung umschaltbar 
o Steckdosen/Schalter Kombi im Zugangsbereich der Wohnräume 
o Steckdosen in Nassräumen nur mit Deckel (auch außerhalb des 

Spritzbereiches) 
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SANITÄRAUSSTATTUNG 

  

HANDTUCHHEIZKÖRPER 

• Elektrischer Sprossenheizkörper mind. ca. 160x40cm mit Thermostat 
• Endbeschichtet  
• Farbe: Standard-weiß  
• Abmessungen nach Heizlastberechnung  
• Anordnung nicht im Bereich der Badewannen 

(Spritzschutzbereich!) 
• In Griffweite von Duschen angeordnet 

 
 
 
 
 
 
 

ABLUFTVENTILATOR  

• Kleinraumventilator mit 2 Stufen  
• Bad: 1. Stufe Grundlast, 2. Stufe über extra Schalter  
• WC: Einschalten mit Lichtschalter - Licht aus mit Nachlauf  
• Abdeckung möglichst glatt und dezent, weiß  
• Filter muss alle 3 Monate gereinigt / ausgetauscht werden 

 
 

WASCHMASCHINENANSCHLUSS  

• Abflussleitungen auf 60 cm Höhe hinter der Waschmaschine  
• Wasserhahn darüber/daneben (nicht dahinter)  
• Wasserhahn – Höhe = 110cm über FOK  
• 2 Steckdosen mit Deckel oberhalb der Waschmaschinen, OK=95cm Höhe  
• Wenn anders möglich nicht mittig an der Wand sondern in einer Ecke angeordnet 
• Positionierung im Bad 

RAUMTHERMOSTAT  

• Keine Grade, nur abstrakte Regelung 

WASSERENTNAHME 

• Frostsichere Ventile (Höhe ca. 50cm über FFOK): 
o auf allen Terrassen 
o im Müllraum (inkl. Anfahrschutz) 

• Automatische Gartenbewässerung 
• Unterflurhydranten (Kempertresore) im erforderlichen Ausmaß 
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WC 

• Tiefspüler inkl. UP Montagegestell 
• Mit Unterputzspülkasten (mit Spartaste)  
• Inkl. Sitz und Deckel in der gleichen Serie (Standardform)  
• Hängeausführung  
• Farbe: weiß  

 
 
 
 

BETÄTIGUNGSPLATTE WC 

• 2-Mengen Spültechnik 
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TOILETTENPAPIERHALTER   

• Ohne Deckel  
• Chrom  

 
 

 

WASCHTISCH 

• Größe: 600 x 480 x 170mm 
• Wandmontage  
• Aus Sanitärkeramik  
• Mit PushOpen Technik 
• Farbe weiß 
• Unterbaufähig 

 
 
 
 

HANDWASCHBECKEN LINKS/RECHTS (WC) 

• Größe 480 x 280 x 115mm 
• Wandmontage 
• Aus Sanitätkeramik  
• Mit PushOpen Technik 
• Farbe weiß  

 
 

 

WASCHTISCH – ARMATUR EINHAND  

• Einlochmontage 
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HANDWASCHBECKEN DREHBEDIENUNG   

• Nur für Kaltwasseranschlüsse 
• Einlochmontage 

 
 
 
 
 

WANNENFÜLL- UND BRAUSEEINHANDMISCHER 

• Einhand- Wannenbatterie mit Brauseanschluss 
• Wandmontage  

 
 

 
 

BRAUSEEINHANDMISCHER  

• Einhand Brausebatterie 
• Wandmontage  

 
 
 
 
 

BRAUSEGARNITUR  

• Brauseschlauch mind. 1,75m lang   
• Montage im Fugenbereich 
• obere Halterung mind auf 2,10m ü. OK Badewannenboden 
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DUSCHTASSE 

• Inkl. Wannenträger und Siphon  
• 900 x 900 x max 20 mm (bei kleinen Wohnungen 800 x 800 

möglich) 
• Farbe weiß 

 
 
 
 
 
 

 DUSCHABTRENNUNG   

• Mit Pendeltüren 
• i.d.R. Eckeinstieg 
• ESG klar  
• Profile: Silber matt  

 

BADEWANNE  

• asymmetrische Ausführung mit Seitenablauf  
• Badewanne aus emailierten Stahlblech 
• Abmessungen: 1800mm x 800mm 
• Armatur seitlich im ersten 1/3 
• Spritzschutz als Fixglasteil  
• Farbe weiß 
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KÜCHEN 

GRUNDSÄTZLICHE AUSSTATTUNG 
− Kleinküche, i.d.R mit 3m Länge, mit Ober- und Unterschränken 
− eingebauter Kühlschrank 
− E-Herd mit 4 Kochfeldern (Ceranfeld mit Überlaufrahmen, ohne Bräter Zone)  
− Backrohr 
− Spülbecken aus NIRO mit Einhandmischer verchromt und Ablaufgarnitur 
− Geschirrspüler 
− Dunstabzug Umluft  

Es sind nur Geräte zu verwenden für die es österreichweit Ersatzteile gibt. 
Aufteilung in der Reihenfolge: Kühlen – Waschen – Kochen. Ablagen neben Kühlschrank und Herd.  

Fronten 

Produkte:  

Speed 271 | Sand    Speed 259 | Seidengrau   Speed 244 | alpinweiß  
mit Korpus    mit Korpus    mit Korpus 
Nr. 122 Sand    Nr. 070 seidengrau   Nr. 193 alpinweiß 

 

 

 

 

 

 

 

ARBEITSPLATTEN 

Produkte:  

070| Seidengrau       330| Beton grau Nachbildung 

 

 

 

 

222| Stromboli dunkel Nachbildung    354| Beton schiefergrau Nachbildung  
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GRIFFE 

Produkte:  

Edelstahlfarbig Metallgriff 

 

 

 

 

 

 

  042   183            263     602   708 

KÜCHENGERÄTE 

GESCHIRRSPÜLER  
− Voll integrierbar  
− Vergleichbar mit Produktbeschreibung 
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KÜHL-/GEFRIERKOMBINATION 
− Einbaugerät 
− Integrierbar  
− Energieklasse mind. A+ 

 
Produktbeispiel:  
Gesamtvolumen 224l, davon 40l Gefrierteil  
Schlepptürmechanik 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

DUNSTUMLUFT  

Produktbeispiel:  

Luftleistung 300m³/h frei ausblasend  

o Stufen-Schieberegler  
o Teleskopausziehteil   
o Edelstahlblende  
o Halogen-Lampe 2x28W 
o Fettfilter spülmaschinengeeignet  
o Ab- oder Umluft 
o Geräusch 50-62dBA 
o 59,8x28cm 
o Silbergrau 

SPÜLBECKEN 

Bis 3,5m Küchenlänge  

Produktbeispiel: 
 

o Type EC 149 
o Größe 46 x 48cm 
o Beckengröße 39x36x16,5cm 
o Material: 18/10 
o Oberfläche: glatt  
o Siebkorbüberlaufventil 3 ½ ´´  
o Ablaufverbindung  
o 1 Bohrloch, Siphon 40mm 
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Größer 3,5m Küchenlänge  

Produktbeispiel:  
o Edelstahl seidenmatt 
o Sieb Korb als Excenterventil 3 ½ ´´  
o Entwässerung über Abtropfbereich  
o Reversible Einbaumöglichkeit  

 

EINHANDMISCHER  

Produktbeispiel:  
 
in Chrom mit Keramikscheiben  
schwenkbarem Auslauf und Schlauchanschlüssen  
Hochdruck und Niederdruck, 5 Jahre Vollgarantie  
 
 
 

ABFALLSAMMLER 

Produktbeispiel:  
 
Vollauszug für Drehtür  
Gestell und Eimer aus Kunststoff, Eimer silberfarbig 
Inhalt 1 x 16 Liter  

NISCHENBELEUCHTUNG, UNTERBAU 
− Schutzklasse 2, IP20  
− Lichtfarbe weiß 
− Schaltung über Wippenschalter im Küchenbereich  

 

 

STECKDOSEN 

2x2 Steckdosen so aufgeteilt, dass ein Arbeits- und ein Kaffeemaschinenbereich /Geräte Bereich möglich ist 
(unabhängig von ev. Steckdosen an der Unterbaubeleuchtung). 
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